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A. Europäische Integration und Europäische Politische Zusammenarbeit 

I. Zusammenfassende Würdigung 

Im Mittelpunkt des europäischen Einigungsprozes-
ses standen im Berichtszeitraum der Abschluß der 
Beitrittsverhandlungen mit Spanien und Portugal 
sowie die intensive Diskussion über die Weiter-
entwicklung der Gemeinschaft zur Europäischen 
Union. 

Nachdem Ende März 1985 der Durchbruch in den 
Verhandlungen um die Süderweiterung der EG er-
reicht worden war, konnte am 12. Juni in Lissabon 
und Madrid der Beitrittsvertrag unterzeichnet wer-
den. Die zum 1. Januar 1986 vorgesehene Erweite-
rung der Gemeinschaft um Spanien und Portugal 
leitet ein neues Kapitel in der Geschichte der euro-
päischen Integration ein. Mit der Aufnahme beider 
iberischer Staaten in den Kreis der Gemeinschafts-
mitglieder wird die mit dem Beitritt Griechenlands 
1981 begonnene Süderweiterung abgeschlossen. Die 
Bundesregierung hat sich von Anfang an konse-
quent für die Erweiterung der EG nach Süden ein-
gesetzt und diese zu einem wichtigen Anliegen ih-
rer Europapolitik gemacht. 

Parallel zur Erweiterung der Gemeinschaft verlie-
fen die Bemühungen um ihre Konsolidierung und 
Vertiefung. Der Europäische Rat in Mailand (28./ 
29. Juni) hat nach Beratung des Schlußberichts des 
in Fontainebleau eingesetzten Ad-hoc-Ausschusses 
für Institutionelle Fragen beschlossen, eine Konfe-
renz einzuberufen, die „konkrete Fortschritte auf 
dem Weg zur Europäischen Union herbeiführen" 
soll. Diese Regierungskonferenz, an deren Einset-
zung die Bundesregierung maßgeblich beteiligt 
war, ist am 9. September zu ihrer ersten Sitzung 
zusammengetreten. Ihr Ziel für den nächsten ER 
Anfang Dezember ist 

— die Erarbeitung eines Vertrages über gemein-
same Außen- und Sicherheitspolitik, 

— die Ausarbeitung von Änderungen des EWG-
Vertrages über das Entscheidungsverfahren im 
Rat, die Exekutivbefugnisse der Kommission 
und die Befugnisse des Europäischen Parla-
ments sowie 

— die Erfassung neuer Tätigkeitsbereiche für die 
Gemeinschaft. 

Eine zukunftsweisende Perspektive haben die Eu-
ropäischen Räte von Brüssel (29./30. März) und 
Mailand der europäischen Forschungs- und Tech-
nologiepolitik gegeben. Der ER in Mailand billigte 
die Kommissionsvorschläge für eine Technologie-
gemeinschaft und die EUREKA-Initiative und 
stellte damit die Weichen für einen qualitativen 
Sprung in der europäischen Technologiepolitik. Zü-
gige Fortschritte werden in diesem Bereich u. a. 
auch davon abhängen, ob eine rasche Vollendung 
des europäischen Binnenmarkts gelingt. Die Kom- 

mission hat hierzu ein umfangreiches Weißbuch 
mit verbindlichem Zeitplan bis 1992 vorgelegt, das 
von der Bundesregierung unterstützt wird und ge-
mäß Auftrag des ER Mailand als Grundlage für ein 
nun vom Rat zu erarbeitendes konkretes Aktions-
programm dienen soll. 

Greifbare Fortschritte (Stichwort „Grüne Scheibe") 
für den einzelnen Bürger wurden durch das Ab-
kommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land, Frankreich und den Benelux-Staaten vom 
14. Juni 1985 zum Abbau der Kontrollen an den ge-
meinsamen Grenzen der fünf Vertragsstaaten be-
wirkt. Dies entsprach den Anregungen des Ad-hoc-
Ausschusses „Europa der Bürger". Zur weiteren 
Verringerung von Grenzformalitäten wird auch die 
zum 1. Oktober 1985 in Kraft getretene Erhöhung 
der Reisefreimengen beitragen. 

Die nachhaltigen Bemühungen der Bundesregie-
rung in der Umweltpolitik, die Luftschadstoffe in 
der Gemeinschaft durch einheitliche Regelungen zu 
verringern, haben in der grundsätzlichen Einigung 
des Rats im März und Juni 1985 über die Termine 
zur Einführung des schadstoffarmen Pkw und die 
Festlegung europäischer Normen für Schadstoffe in 
Pkw-Abgasen zu wesentlichen Erfolgen geführt. 

Im internationalen Zusammenhang wurde die Rolle 
der Europäischen Gemeinschaft gestärkt durch die 
Festigung und den Ausbau der Kooperation mit 
verschiedenen Staaten Asiens und mit Zentralame-
rika sowie durch den Beitrag der EG zur Bekämp-
fung des Hungers in der Welt, insbesondere in Afri-
ka. Mit der nachträglichen Unterzeichnung des 
Lomé-III-Abkommens durch Angola Ende April 
1985 erhöht sich die Zahl der mit der Gemeinschaft 
verbundenen Staaten Afrikas, der Karibik und des 
Pazifiks auf insgesamt 66. 

Im Rahmen der Europäischen Politischen Zusam-
menarbeit trug die Bundesregierung weiterhin zur 
engen Kooperation und zur gemeinsamen außenpo-
litischen Aktion mit unseren Partnern bei. Schwer-
punktthemen waren die West-Ost-Beziehungen, das 
südliche Afrika, Nah- und Mittelost und Zentral-
amerika. 

Der Europäische Rat in Mailand verabschiedete 
eine Erklärung zu „EWG-RGW". 

Die Außenminister der Zehn äußerten sich in öf-
fentlichen Erklärungen zum KSZE-Treffen in Otta-
wa, zum arabisch-israelischen Konflikt, zum Liba-
non, zum Konflikt zwischen Iran und Irak, zum Su-
dan, zum südlichen Afrika, zu Afghanistan, Zypern, 
Chile, Zentralamerika und El Salvador sowie zu 
Terrorismus und Flugzeugentführungen und zur 
UNESCO. 

Darüber hinaus kam auch weiterhin der bilateralen 
Abstimmung mit den EG-Partnern besondere Be- 
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deutung zu. Im Vordergrund stand dabei wiederum 
die enge Abstimmung mit Frankreich, wie sie auch 
in der gemeinsamen EUREKA-Initiative und in der 
Vorlage des deutsch-französischen Vertragsent-
wurfs zur Außen- und Sicherheitspolitik im Vorfeld 
des Mailänder Gipfels zum Ausdruck kam. 

Die wichtigsten Entwicklungen im Berichtszeit-
raum werden im folgenden zusammenfassend dar-
gestellt. Die Einzelheiten sind in dem angefügten 
besonderen Teil aufgeführt, auf den in der Zusam-
menfassung jeweils durch Ziffern verwiesen wird. 

II. Europäische Union 

Der vom Europäischen Rat am 29. Juni 1984 (Fon-
tainebleau) eingesetzte Ad-hoc-Ausschuß für Insti-
tutionelle Fragen („Dooge-Ausschuß") hatte am 
29. März 1985 seinen Schlußbericht vorgelegt. Über 
seine Reformforderungen im institutionellen Be-
reich sowie in den wichtigsten politischen Tätig-
keitsfeldern der Gemeinschaft hinaus schlug der 
„Dooge-Bericht" eine baldige Regierungskonferenz 
mit dem Ziel vor, den Entwurf eines Vertrages über 
die Europäische Union auszuhandeln. Die Bundes-
regierung wird diese Chance umfassend nutzen und 
die institutionelle Reform durch eigene Initiativen 
zügig voranbringen. 

Die Vorschläge des „Dooge-Berichts” sind vom Eu-
ropäischen Rat auf seiner Tagung am 28./29. Juni 
1985 in Mailand näher geprüft worden. Der Euro-
päische Rat führte vor allem eine eingehende Aus-
sprache über die Frage der Einberufung einer Re-
gierungskonferenz und faßte mit Mehrheit den Be-
schluß, eine Konferenz einzusetzen, die konkrete 
Schritte auf dem Wege zur Europäischen Union er-
arbeiten soll. Nachdem die Außenminister der Zehn 
am 22. und 23. Juli einstimmig die erforderlichen 
Entscheidungen getroffen hatten, nahm die Regie-
rungskonferenz am 9. September ihre Arbeit auf; 
sie wird in dichter Folge während des zweiten Halb-
j ahres 1985 tagen und dem Europäischen Rat in 
Luxemburg (Dezember 1985) ihre Ergebnisse vorle-
gen. 

Zu ihrem Mandat gehört die Erarbeitung eines Ver-
trages „über eine gemeinsame Außen- und Sicher-
heitspolitik auf der Grundlage des deutsch-französi-
schen sowie des britischen Entwurfs". Damit hat 
eine gemeinsame Initiative der Bundesrepublik 
Deutschland und Frankreichs die Weichen in einer 
für die Identität der Gemeinschaft bedeutsamen 
Frage neu gestellt. Die Bundesregierung ist ent-
schlossen, einen entscheidenden Schritt auf dem 
Wege zur Europäischen Union, zu einer europäi-
schen Außenpolitik und zu engerer Zusammenar-
beit in Sicherheitsfragen zu tun (Ziffer 2). 

Mit seinem abschließenden Bericht, den der eben-
falls in Fontainebleau eingesetzte Ad-hoc-Ausschuß 
„Europa der Bürger" dem Europäischen Rat in Mai-
land vorlegte, unterbreitete er ihm ein zweites, um-
fangreiches Vorschlagspaket, das die Vorschläge 
vom März 1985 auf neue Bereiche erweiterte (be-
sondere Bürgerrechte; Kultur und Kommunikation; 

Information; Jugend, Erziehung, Austausch und 
Sport; freiwilliger Entwicklungsdienst und Drogen; 
Städtepartnerschaften sowie Stärkung des Bildes 
und der Identität der Gemeinschaft). 

Die neuen Vorschläge reichen zum Teil in Randge-
biete der Gemeinschaftszuständigkeit hinein. Ihre 
Verwirklichung setzt deshalb ein Zusammenwirken 
von Gemeinschaftsorganen und Mitgliedstaaten, 
bei uns auch der Bundesländer, sowie oft auch 
nichtstaatlicher Institutionen voraus. Im Mittel-
punkt der Überlegungen des Ad-hoc-Ausschusses 
aus persönlichen Beauftragten der Staats- und Re-
gierungschefs stand der Gedanke, eine neue Basis 
zu schaffen für das Entstehen eines europäischen 
Bewußtseins bei den Bürgern Europas, vor allem 
bei der Jugend. Von deutscher Seite wurden dabei 
wiederum wesentliche Gesichtspunkte unserer Eu-
ropapolitik in das Gesamtkonzept eingebracht. Der 
Europäische Rat erteilte den Vorschlägen insge-
samt seine Zustimmung und forderte den Rat auf, 
ihm im Dezember 1985 über den Stand der Verwirk-
lichung der Vorschläge zu berichten. 

Von den Vorschlägen des ersten Ausschußberichts, 
die der Europäische Rat bereits im März 1985 gebil-
ligt hatte, konnte der Rat inzwischen einen wesent-
lichen Teil in Rechtsakte oder Beschlüsse umsetzen 
(Ziffer 3). 

III. Europäische Gemeinschaften 

1.. Institutioneller Ausbau 

Europäisches Parlament (EP) 

Das EP beriet im Berichtszeitraum weiterhin inten-
siv über die institutionellen Reformen und befaßte 
sich mit den Vorbereitungen zum Mailänder ER. 
Unmittelbar vor Beginn des Treffens richtete das 
Präsidium an die Regierungschefs einen eindringli-
chen Appell, unverzüglich weitere Schritte in Rich-
tung auf die Europäische Union zu unternehmen. 
Die Ergebnisse von Mailand wurden — bei aller 
Kritik im einzelnen — insgesamt positiv aufgenom-
men. Unabhängig davon bemühte sich das EP, die 
Chancen für die Annahme seines Vertragsentwurfs 
über die Europäische Union durch Kontakte zu Par-
lamenten und Regierungen in den Mitgliedstaaten 
zu verbessern. 

Das EP hat wiederholt kritisiert, daß es nicht aus-
reichend darüber unterrichtet wird, wie der Rat auf 
Entschließungen reagiert. Der Rat hat geprüft, wie 
die Unterrichtung des Parlaments und seiner Aus-
schüsse verbessert werden kann, und hierzu einige 
pragmatische Vorschläge gemacht (Ziffer 1). 

2. Innerer Ausbau und Fortentwicklung der 
Gemeinschaft 

Die Bundesregierung hat sich weiterhin um eine 
stabilitätsorientierte Konvergenz der Wirtschafts-, 
Finanz- und Währungspolitiken der EG-Mitglied-
staaten bemüht. Dabei konnte in Europa eine wach- 
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sende Bereitschaft, wirtschaftspolitisches Handeln 
am Stabilitätsziel auszurichten, festgestellt werden. 
Die Verringerung der durchschnittlichen Inflations-
rate in der Gemeinschaft hielt an.  Die Leistungsbi-
lanzsalden der Mitgliedstaaten stabilisierten sich 
insgesamt weiter, wozu nicht zuletzt die konjunktu-
rellen Impulse der deutschen Wirtschaft beitrugen. 
Die Gesamtnachfrage wird vor allem durch die In-
vestitionen und in geringerem Maße auch durch 
den privaten Verbrauch gestützt. 

Trotz der eindeutigen Verbesserung der gesamt-
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen ist die Be-
schäftigungslage in der Gemeinschaft nach wie vor 
unbefriedigend. Mit 11 v. H. im Gemeinschafts-
durchschnitt blieb die Arbeitslosenquote zur Jah-
resmitte unvermindert hoch. Für die Bundesregie-
rung bleibt deshalb auch in Europa die Bekämp-
fung der Arbeitslosigkeit Leitmotiv der Wirtschafts-
politik. Sie hat sich erfolgreich für eine gemein-
schaftliche Strategie eingesetzt, bei der eine Ver-
besserung der Wachstumsbedingungen unter Bei-
behaltung des stabilitätspolitischen Kurses ange-
strebt wird. Sie hat sich gleichzeitig dafür einge-
setzt, daß beschäftigungspolitische Maßnahmen in 
engem Einvernehmen mit den Sozialpartnern er-
griffen werden. Dazu gehören insbesondere elasti-
schere Strukturen am Arbeitsmarkt. Die Bundesre-
gierung begrüßt deshalb Arbeitszeitverkürzungen, 
sofern sie kostenneutral sind und zu einer größeren 
Flexibilisierung der Arbeitsverhältnisse beitragen. 
Auch Maßnahmen, die der regionalen Mobilität und 
der höheren beruflichen Qualifizierung dienen, hel-
fen bei der Lösung der Probleme. Insbesondere auf 
dem Gebiet der beruflichen Bildung erwartet die 
Bundesregierung von der Kommission, daß sie die 
auf diesem Feld beschlossenen Maßnahmen zügig 
umsetzt (Ziffern 8 bis 10). 

Im Europäischen Währungssystem (EWS) kam es 
zum erstenmal seit dem Frühjahr 1983 wieder zu 
einer Anpassung der Leitkurse, ausgelöst durch das 
unvermittelte Auftreten von Schwierigkeiten für 
die italienische Lira im Sommer 1985. Die europäi-
sche währungspolitische Zusammenarbeit stellte 
dabei ihre Fähigkeit zu raschem, solidarischem und 
wirksamem Handeln auch unterhalb der Ratsebene 
unter Beweis. Die Diskussion über die mittel- und 
längerfristigen Aspekte einer Weiterentwicklung 
des EWS unter Einbeziehung der Rolle der ECU ist 
entsprechend dem Auftrag des Europäischen Rates 
im Rat und im Kreise der Notenbankgouverneure 
aufgenommen worden und wird fortgesetzt (Ziffern 
11 bis 12). 

Der Gesamthaushaltsplan der Europäischen Ge-
meinschaften für 1985 wurde am 13. Juni 1985 vom 
Europäischen Parlament festgestellt. Zu einer frist-
gerechten Erstellung des Haushalts Ende 1984 war 
es nicht gekommen, da das EP den vom Rat ur-
sprünglich vorgelegten Entwurf mit der Begrün-
dung abgelehnt hatte, die dort eingestellten Mittel 
deckten nicht den gesamten Jahresbedarf ab. Der 
nunmehr beschlossene Haushaltsplan trägt dem 
Anliegen des EP durch höhere Haushaltsansätze 
insbesondere im Landwirtschaftsbereich Rech-
nung. Die hierfür notwendigen Mittel übersteigen 

den Rahmen der der Gemeinschaft zustehenden 
„Eigenen Einnahmen"; sie werden durch nichtrück-
zahlbare Vorschüsse der Mitgliedstaaten in Höhe 
von knapp 2 Mrd. ECU aufgebracht (Ziffern 13 bis 
15). 

Nachdem der Rat Ende März 1985 über den Text 
des Beschlusses über die Eigenmittelerhöhung Ei-
nigung erzielt hatte, verabschiedete er nach den 
Ende April durchgeführten Konsultationen mit dem 
Europäischen Parlament am 7. Mai förmlich den 
neuen Eigenmittelbeschluß. 

Kernbestandteile des Beschlusses des Rates vom 
7. Mai 1985 sind die vom Europäischen Rat in Fon-
tainebleau vereinbarte Erhöhung des Mehrwert-
steuer-Eigenmittelplafonds auf 1,4 v. H. zum 1. Ja-
nuar 1986 sowie die auf der Einnahmenseite des 
EG-Haushalts ansetzende Ausgleichsregelung für 
das Vereinigte Königreich. 

In den Erwägungsgründen des Beschlusses ist der 
vom Europäischen Rat beschlossene Grundsatz 
ausdrücklich aufgeführt, wonach jeder Mitglied-
staat, der gemessen an seinem relativen Wohlstand 
eine zu große Haushaltslast trägt, zu gegebener Zeit 
in den Genuß einer Korrekturmaßnahme gelangen 
kann. Außerdem hat die vom Europäischen Rat in 
Fontainebleau ins Auge gefaßte Möglichkeit, den 
Mehrwertsteuer-Eigenmittelplafond auf einstimmi-
gen Beschluß des Rates und nach Zustimmung ent-
sprechend den nationalen Verfahren (Ratifizie-
rung) zum 1. Januar 1988 auf 1,6 v. H. anzuheben, 
Aufnahme in die Erwägungsgründe gefunden. 

Die Bundesregierung hat seit Beginn der Finanz-
verhandlungen (Stuttgarter Paket) den politischen 
Zusammenhang zwischen der Erhöhung der Fi-
nanzausstattung und der Süderweiterung der Ge- 
meinschaft hergestellt. Diese Verbindung hat ihren 
rechtlichen Niederschlag im Beschluß gefunden. 
Danach tritt der neue Eigénmittelbeschluß erst in 
Kraft, wenn alle Urkunden auch zur Ratifizierung 
des Vertrags über den Beitritt Spaniens und Portu-
gals hinterlegt sind, sofern nicht der Rat mit Ein-
stimmigkeit einen davon abweichenden Beschluß 
faßt. 

Einen Meilenstein auf dem Weg zur wirtschaftli-
chen Integration setzte der Europäische Rat auf sei-
ner Tagung in Mailand mit der Verabschiedung von 
Schlußfolgerungen zum Weißbuch der Kommission 
zur Vollendung des europäischen Binnenmarktes. 
Es enthält mehr als 300 Einzelvorschläge und soll 
bis Ende des Jahres in ein Aktionsprogramm mit 
verbindlichem Zeitplan bis 1992 umgesetzt werden. 
Die Ziele des Weißbuchs werden die Binnenmarkt-
politik der nächsten Jahre bestimmen. Zu diesen 
Zielen gehören insbesondere die völlige Beseiti-
gung der Grenzkontrollen für Personen und Waren, 
die Liberalisierung des Kapitalverkehrs, die Besei-
tigung der noch bestehenden technischen Hemm-
nisse in allen Bereichen der Wirtschaft und die voll-
ständige Öffnung der Beschaffungsmärkte der öf-
fentlichen Hand. Hinsichtlich der Angleichung der 
Mehrwertsteuer und der Verbrauchsteuern hat der 
Europäische Rat den Rat aufgefordert, anhand des 
Weißbuchs die Frage, welche Maßnahmen für das 
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Erreichen des Ziels eines einheitlichen Marktes er-
forderlich sein könnten, sowie den möglichen Zeit-
plan für die Anwendung dieser Maßnahmen zu 
prüfen. 

Die Bedeutung des Weißbuchs liegt zum einen in 
der Zusammenfassung der verschiedenen Aktions-
bereiche in einem in sich geschlossenen Programm, 
zum andern im Aufzeigen neuer Strategien zur Be-
seitigung technischer Hemmnisse. So fordert die 
Kommission eine weitgehende Anerkennung der 
Gleichwertigkeit nationaler Regelungen, die eine 
gegenseitige Anerkennung ohne vorherige Harmo-
nisierung oder unter Beschränkung der Harmoni-
sierung auf die grundlegenden Anforderungen für 
Sicherheit und Gesundheit erlauben soll. Nach Auf-
fassung der Bundesregierung soll dieser neue me-
thodische Ansatz soweit wie möglich genutzt wer-
den, um den Abbau von Handelshemmnissen zu be-
schleunigen und unbürokratische Regelungen zu 
ermöglichen. Dieser Weg muß allerdings für jede 
Materie auf Zweckmäßigkeit und Durchsetzbarkeit 
untersucht werden. Eine gegenseitige Anerkennung 
ohne Harmonisierung wird deshalb nicht global an-
wendbar sein. 

Unverändert notwendig ist eine Harmonisierung 
durch Annäherung vor allem in den Bereichen der 
Sicherheit und Gesundheit einschließlich des vor-
beugenden Gesundheitsschutzes sowie des Gesell-
schaftsrechts und des gewerblichen Rechtsschut-
zes, ohne daß die festzulegenden Gemeinschaftskri-
terien zu einer unvertretbaren Reduzierung beste-
hender Standards führen dürfen. Hier muß die 
Kommission mit Nachdruck zu einer Beschleuni-
gung der Arbeiten aufgefordert werden. 

Zur Beseitigung von Hemmnissen im Warenver-
kehr wurde bereits eine neue Konzeption der tech-
nischen Harmonisierung und Normung verabschie-
det, die die Festlegung nur noch von grundlegenden 
Sicherheitsanforderungen und die Möglichkeit ei-
nes Verweises auf europäische, übergangsweise 
auch auf nationale Normen vorsieht. Die Ratsarbeit 
wird damit von der Befassung mit technischen Ein-
zelheiten künftig weitgehend entlastet. 

Die Verwirklichung des Binnenmarktprogramms 
erfordert weiterhin eine Beschleunigung der 
Rechtsangleichung durch verstärkte Anwendung 
des Mehrheitsprinzips. Diese Frage wird im Rah-
men der europäischen Regierungskonferenz zu ent-
scheiden sein. 

Als wichtigste Einzelmaßnahme im Berichtszeit-
raum auf dem Weg zum Europäischen Binnen-
markt verabschiedete der Rat die Verordnung über 
eine Europäische Wirtschaftliche Interessenvereini-
gung (EWIV). Die Einführung dieser europäischen 
Gesellschaftsform bis 1988 wird es vor allem klei-
nen und mittleren Unternehmen erlauben, die 
Chancen des europäischen Binnenmarktes durch 
verstärkte Zusammenarbeit zu nutzen (Ziffern 16 
bis 23). 

Wichtige zukunftsweisende Perspektiven haben die 
Europäischen Räte von Brüssel und Mailand der 
europäischen Forschungs- und Technologiepolitik 

gegeben. Mit EUREKA ist nicht nur für Forschung 
und Technologie, sondern auch in der Form der 
vorgesehenen Zusammenarbeit Neuland betreten 
worden. 

Der ER von Brüssel im März 1985 hat die Festigung 
der technologischen Grundlage und die Sicherung 
der industriellen Wettbewerbsfähigkeit der europäi-
schen Industrie als eines der wichtigsten Ziele der 
künftigen Gemeinschaftspolitik bezeichnet. 

In Mailand haben die Staats- und Regierungschefs 
durch Billigung der Kommissionsvorschläge für 
eine Technologiegemeinschaft und der EUREKA

-

Initiative ihren politischen Willen bewiesen, diesem 
Ziel rasch näherzukommen. EUREKA und Techno-
logiegemeinschaft sollen in einem komplementären 
Verhältnis zueinander verwirklicht werden und so 
zu einem qualitativen Sprung in der europäischen 
Technologiepolitik führen. Zügige Fortschritte bei 
der Implementierung werden nicht zuletzt auch da-
von abhängig sein, daß es gelingt, die wiederholt 
bekundete Absicht, den Anteil des Forschungshaus-
halts der Gemeinschaft zu erhöhen, in die Tat um-
zusetzen. 

Der Rat vom 4. Juni 1985 hatte zuvor mit der Grund-
satzeinigung über das lang umstrittene Tritiumla-
bor-Vorhaben der Gemeinsamen Forschungsstelle 
und über eine Definitionsphase für das Telekom-
munikationsprogramm RACE einen guten Auftakt 
für das Mailänder Treffen gegeben (Ziffern 80 
bis 83). 

Besondere Aufmerksamkeit bei den Beschlüssen 
des Rates zur Sozialpolitik verdient zunächst das 
als Schlußfolgerung des Rats verabschiedete Pro-
gramm für gezielte beschäftigungsfördernde Maß-
nahmen. 

Hervorzuheben ist außerdem die Entschließung des 
Rates über die Leitlinien für eine gemeinsame 
Wanderungspolitik gegenüber Drittländern als not-
wendige Ergänzung zur Freizügigkeit der Arbeit-
nehmer im Innern der Gemeinschaft. Schließlich 
verabschiedete der Rat einen Beschluß über die 
Entsprechung der beruflichen Befähigungsnach-
weise in den Mitgliedstaaten als wichtigen Beitrag 
zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für die 
Herstellung vollständiger Freizügigkeit (Ziffern 84 
bis 90). 

Auf dem Gebiet der Verkehrspolitik entschloß sich 
der Rat zu einer Neuregelung der Sozialvorschrif-
ten im Straßenverkehr, die eine flexiblere Gestal-
tung der Arbeitszeit unter Beibehaltung des gegen-
wärtigen sozialen Schutzes ermöglichen soll, und 
einigte sich auf eine entsprechende gemeinsame 
Leitlinie. Ferner bereitet die Bundesregierung in 
Übereinstimmung mit den Beschlüssen des Euro-
päischen Rates zum Europa der Bürger die Einfüh-
rung eines Führerscheins nach einheitlichem EG

-

Muster vor, der ab 1. Januar 1986 in allen Mitglied-
staaten ausgegeben werden soll (Ziffern 76 bis 79). 

Im Hinblick auf den für den einzelnen Bürger be

-

deutsamen Abbau der Grenzkontrollen wurde am 
14. Juni 1985 ein Übereinkommen zwischen der 
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Bundesrepublik Deutschland, Frankreich und den 
Benelux-Staaten geschlossen (Ziffer 18). 

Die Gemeinsame Agrarpolitik stand weiterhin un-
ter den Vorzeichen einer notwendigen Anpassung 
an die geänderten wirtschaftlichen und finanziellen 
Rahmenbedingungen einerseits und einer insge-
samt unbefriedigenden Einkommensentwicklung 
der Landwirtschaft andererseits. Erstmalig wurde 
1985 das Verhandlungspaket für die Marktord-
nungspreise und die damit zusammenhängenden 
Maßnahmen aufgeschnürt. Der Rat einigte sich am 
13. bis 16. Mai auf die Marktordnungspreise für alle 
Produkte außer Getreide und Raps. 

Für die deutsche Landwirtschaft führten die Be-
schlüsse zu durchschnittlichen Preisanhebungen 
von knapp 1 v. H. 

Auch in zwei weiteren Verhandlungsrunden konnte 
der Rat die Getreide- und Rapspreise nicht festset-
zen. Erstmalig hat die Bundesregierung im Juni 
1985 unter Berufung auf ein sehr wichtiges Inter-
esse gemäß Teil II  der Luxemburger Erklärung 
vom 26. Januar 1966 eine Abstimmung verhindert. 
Die Bundesregierung war der Auffassung, daß die 
von der Kommission vorgeschlagenen Senkungen 
der Getreide- und Rapspreise eine agrarpolitisch 
falsche Weichenstellung bedeutet hätten und für 
die deutsche Landwirtschaft, die sich nach den ein-
schneidenden Beschlüssen des vergangenen Jahres 
ohnehin in einer besonders schwierigen Situation 
befand, aus einkommenspolitischen Gründen nicht 
annehmbar waren. Die vom Ratspräsidenten trotz-
dem angesetzte Abstimmung erbrachte nicht die 
für die Annahme der Kommissionsvorschläge not-
wendige Mehrheit. Die Kommission hat daraufhin 
im Wege eigener Verordnungen die zur Sicherung 
des Funktionierens der Gemeinsamen Agrarpolitik 
auf dem Getreidesektor notwendigen Maßnahmen 
getroffen, mit denen u. a. die Preise um 1,8 v. H. ge-
kürzt werden. 

Seit Ende Juli 1985 liegt den Regierungen der EG

-

Mitgliedstaaten, den Parlamenten und den, interes-
sierten Wirtschaftskreisen das Grünbuch der Kom-
mission zu den Perspektiven für die Gemeinsame 
Agrarpolitik vor. Es ist als Grundlage für eine breit-
angelegte Diskussion über die künftige Ausrich-
tung der Gemeinsamen Agrarpolitik gedacht. Wäh-
rend die Kommission für ihre Analyse der gegen-
wärtigen Probleme der europäischen Landwirt-
schaft weitgehende Zustimmung erhält, bleiben 
ihre Lösungsvorschläge umstritten. Es geht bei der 
Anpassung jetzt darum, die Gemeinsame Agrarpoli-
tik als ein wesentliches Element der europäischen 
Integration zu sichern und unter Beachtung der im 
EG-Vertrag festgelegten Ziele auf einer rationellen 
und effizienten Basis fortzuentwickeln (Ziffern 47 
bis 64). 

Der Rat hat im Dezember 1984 den Rahmen für die 
Fischerei 1985 im internen und externen Bereich 
festgelegt. Im externen Bereich entstanden Pro-
bleme mit Kanada wegen bedeutender Kabeljau

-

Fänge deutscher Fischer auf der Großen Neufund-
land-Bank außerhalb der kanadischen 200 sm-Zone. 
Kanada sieht darin eine Belastung seiner Bezie

-

hungen zur EG. Die Kommission bemüht sich um 
Beilegung des Konflikts. Die deutsche Fischerei ist 
stark am Zugang zu den Fischereizonen der Ostsee-
Anrainerstaaten interessiert. Der Rat erteilte der 
Kommission ein Mandat zu Sondierungsgesprä-
chen. Die Kommission führte erste Gespräche mit 
Polen. Durch das im Mai 1985 unterzeichnete Fi-
schereiabkommen mit der Republik Seychellen er-
hielt die EG gegen finanzielle Gegenleistungen Zu-
gang zu den dortigen Thunfisch-Beständen. Dies 
kommt vor allem der französischen Fischerei zu-
gute. 

Im internen Bereich hat der Abschluß des Kapitels 
Fischerei in den Beitrittsverhandlungen der EG mit 
Spanien und Portugal besondere Bedeutung. In den 
Vereinbarungen konnte das bestehende Gleichge-
wicht der Fischereipolitik erhalten werden; die bei-
den zukünftigen Mitgliedstaaten bleiben im EG-
Meer für die Dauer der Übergangszeit auf ihre tra-
ditionellen Fanggebiete und Fischarten außerhalb 
von Nordsee und Ostsee beschränkt (Ziffern 65 
bis 67). 

Mit der fristgerechten Verabschiedung der Rah-
menverordnung über die Integrierten Mittelmeer-
programme noch vor der Mailänder Tagung des Eu-
ropäischen Rates gelang es den Außenministern im 
Rat, den Schlußstrich unter eine langanhaltende 
Diskussion über die Ausgestaltung dieses vom Eu-
ropäischen Rat im Grundsatz im Frühjahr 1984 be-
schlossenen neuen strukturpolitischen Instruments 
zugunsten benachteiligter Regionen in Griechen-
land, Italien und Frankreich zu ziehen. Unter Wah-
rung der deutschen Interessen beim künftigen Be-
schlußverfahren über die einzelnen Programme 
stimmte die Bundesregierung dabei aus integra-
tionspolitischen Erwägungen einer Regelung zu, die 
mittelfristig eine nicht unbedeutende Stärkung der 
Durchführungsbefugnisse der Kommission in die-
sem Bereich mit sich bringen wird (Ziffer 32). 

Im Bereich der Energiepolitik stand die Lage der 
Erdölraffinerieindustrie in der Gemeinschaft und 
die Auswirkungen von Produkteinfuhren aus Dritt-
ländern im Mittelpunkt der Erörterungen des Rates 
vom 20. Juni 1985. Im Grundsatz wurden zwei fi-
nanzwirksame Programme über Demonstrations-
vorhaben (Alternative Energien, Energieeinspa-
rung, Substitution von Kohlenwasserstoffen sowie 
Kohleverflüssigung und -vergasung) und über tech-
nologische Entwicklungen im Bereich Kohlenwas-
serstoffe für eine Programmdauer von jeweils vier 
Jahren (1986 bis 1989) beschlossen. Darüber hinaus 
hat die Kommission im August 1985 dem Rat das 
von ihr gebilligte hinweisende Nuklearprogramm 
„Die Kernindustrie in der Gemeinschaft" zugeleitet. 
Mit dem Programm werden die Leitlinien der Ent-
wicklung der Kernindustrie in der Gemeinschaft 
mit der Zielsetzung aufgezeigt, Initiativen in die-
sem Bereich anzuregen und eine abgestimmte Ent-
wicklung ihrer Investitionen zu erleichtern (Zif-
fern 73 bis 75). 

Innerhalb der Gemeinschaft konnten durch weite-
ren Kapazitätsabbau Angebot und Nachfrage ein-
ander soweit angenähert werden, daß es möglich 
erscheint, den Stahlsektor allmählich in marktwirt- 

 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/4374 

schaftliche Organisationsformen zurückzuführen. 
Der Rat ersuchte daher die Kommission, Vor-
schläge für eine schrittweise Aufhebung des gegen-
wärtigen Marktüberwachungssystems binnen läng-
stens drei Jahren vorzulegen. 

Der Subventionskodex Stahl der EG und die die 
Umstrukturierung flankierenden Krisenmaßnah-
men (z. B. Produktionsquoten, Preisregeln und Kon-
trolle der traditionellen Handelsströme) laufen 
Ende 1985 aus. Der Rat hat am 25. Juli 1985 Einver-
nehmen erzielt, die marktregulierenden Maßnah-
men für höchstens drei Jahre zu verlängern, sie 
jedoch stufenweise abzubauen und sämtliche Bei-
hilfen an die Stahlindustrie, die dazu dienen, Be-
triebsverluste der Unternehmen zu decken oder 
stahlspezifische Investitionen zu fördern, zu ver-
bieten. 

Die Bundesregierung wendet sich allerdings gegen 
den Vorschlag der Kommission, Schließungsbeihil-
fen an die Stahlunternehmen für weitere drei Jahre 
zuzulassen. Die Vorschläge der Kommission sind 
noch in vielen Punkten klärungsbedürftig. Über 
Einzelheiten wird der Rat im Herbst entscheiden 
(Ziffern 24 bis 26, 45). 

Im Zentrum der EG-Umweltpolitik stand auch wei-
terhin das Bemühen, gemeinschaftliche Lösungen 
zur Bekämpfung der Luftverschmutzung zu errei-
chen. Maßnahmen zur Verbesserung der Luftquali-
tät besitzen für die Bundesregierung Priorität. Mit 
der grundsätzlichen Einigung im Berichtszeitraum 
über Termine zur gemeinschaftsweiten obligatori-
schen Einführung schadstoffarmer Pkw und die De-
finition europäischer Schadstoffgrenzwerte bei 
Autoabgasen ist ein wesentlicher Fortschritt erzielt 
worden. 

Der Rat hat sich ferner mit Richtlinienentwürfen 
zur Bekämpfung der Luftverschmutzung durch 
Großfeuerungsanlagen, der Verringerung der Ab-
fälle aus der Titandioxid-Industrie, der Verbesse-
rung des Gewässerschutzes und des Anwendungs-
verbotes von PCB befaßt. Eine Richtlinie zum 
Schutz der Jungrobben konnte im September 1985 
um vier Jahre verlängert werden (ab 1. Oktober 
1985) (Ziffern 91 bis 93). 

3. Beitritt neuer Mitglieder 

Nach dem erfolgreichen Abschluß der Beitrittsver-
handlungen und der Unterzeichnung des Beitritts-
vertrages in Lissabon und Madrid am 12. Juni 1985 
hat das Bundeskabinett den Entwurf des Vertrags-
gesetzes zum Beitritt Spaniens und Portugals zur 
Europäischen Gemeinschaft am 8. August beschlos-
sen und dem Bundesrat am 16. August sowie dem 
Deutschen Bundestag am 7. September zur Bera-
tung zugeleitet. Damit der Beitritt wie vorgesehen 
am 1. Januar 1986 wirksam werden kann, muß das 
Ratifizierungsverfahren bis Ende dieses Jahres ab-
geschlossen werden. 

Die Erweiterung der Gemeinschaft um zwei neue 
Mitglieder wird im Rahmen der Regelung über die 
Eigenen Einnahmen der EG zu finanziellen Mehr

-

belastungen führen, deren Höhe sich nicht exakt 
abschätzen läßt. Die Bundesregierung hat in den 
Beitrittsverhandlungen darauf gedrängt, die mögli-
chen Kosten des Beitritts in vertretbaren Grenzen 
zu halten. So wurde beispielsweise für Wein die 
Preisstützung bei Überschüssen verringert. Bei Oli-
venöl sollen unter bestimmten Bedingungen Garan-
tieschwellen angewendet werden, wenn eine Über-
produktion oder ein rascher Ausgabenanstieg be-
steht oder sich zu bilden droht. Hierfür ist ein ent-
sprechender Ratsbeschluß noch erforderlich. 

Die finanziellen Mehrbelastungen der Gemein-
schaft durch den Beitritt dürfen aber nicht überbe-
wertet werden und nicht den Blick auf die politi-
schen und wirtschaftlichen Vorteile verstellen, die 
mit der Erweiterung der Zehnergemeinschaft ver-
bunden sind: Die Gemeinschaft wird durch den Bei-
tritt Spaniens und Portugals neue Impulse für ihre 
innere Entwicklung und die Gestaltung ihrer Au-
ßenbeziehungen erhalten. Die Erweiterung wird die 
Rolle der EG als größte Handelsmacht der Welt 
festigen. Sie bietet ihren Mitgliedern Zugang zu ei-
nem Markt von über 320 Mio. Menschen und damit 
einen einzigartigen Freiraum für wirtschaftliche 
Entwicklung und Fortschritt. Vor allem hierin ist 
die wirtschaftliche Bedeutung der 2. Süderweite-
rung zu sehen. Die Ausdehnung des Gemeinschafts-
marktes auf eine erheblich höhere Zahl von Ver-
brauchern eröffnet den exportorientierten Indu-
strien der derzeitigen EG-Länder — also auch der 
deutschen Wirtschaft — neue Absatzmärkte, na-
mentlich bei Investitionsgütern, die für die Um-
strukturierung spanischer und portugiesischer 
Wirtschaftszweige gebraucht werden. 

4. Außenbeziehungen 

In der Handelspolitik der Gemeinschaft standen im 
Berichtszeitraum die Bemühungen um das Zustan-
dekommen einer neuen Runde multilateraler Han-
delsverhandlungen im GATT  im Mittelpunkt. Die 
Gemeinschaft hatte dazu am 19. März eine Ratser-
klärung verabschiedet, in der ihre Zustimmung un-
ter gewissen Bedingungen (ausgewogene Tagesord-
nung, breiter Konsens mit den Entwicklungslän-
dern, parallele Fortschritte im monetären Bereich) 
zum Ausdruck kam. Beim OECD-Ministertreffen im 
April und beim Weltwirtschaftsgipfel in Bonn im 
Mai wurde die Notwendigkeit einer neuen GATT

-Runde erneut unterstrichen, ohne daß es jedoch zu 
einer Einigung über ein Datum für den Beginn von 
Verhandlungen kam. Nachdem sich im GATT-Rat 
im Juli keine Einstimmigkeit über die Einberufung 
eines Vorbereitungstreffens für die GATT-Runde 
ergab, beantragten die USA die Abhaltung einer 
Sondersitzung der GATT-Vertragsparteien. Dieser 
Antrag fand die Mehrheit von 60 der 90 GATT-Mit-
glieder. Es ist Ende September zu einem Treffen 
gekommen, bei dem die Vorbereitungsarbeiten für 
die neue Runde konkret eingeleitet worden sind. 
Für einige Entwicklungsländer ist die Einbezie-
hung des Handels mit Dienstleistungen in die 
neue Runde bisher nicht akzeptabel (Ziffern 120 bis 
123). 
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In der Textilhandelspolitik der Gemeinschaft hat 
der Rat Leitlinien verabschiedet, die als Eingangs-
position bei den in Genf angelaufenen Verhandlun-
gen aus Anlaß des Auslaufens des Welttextilabkom-
mens bis Ende Juli 1986 Verwendung fanden. Im 
weiteren Verlauf der Verhandlungen muß die Kom-
mission dem Rat Vorschläge für ein Verhandlungs-
mandat vorlegen (Ziffer 124). 

Das im Jahresverlauf gegenüber der Gemeinschaft 
auf bis zu 19 Mrd. Dollar (weltweit ca. 150 Mrd. Dol-
lar) ansteigende amerikanische Handelsbilanzdefi-
zit belastet die Handelsbeziehungen zu den USA. 
Zwischen 200 und 400 Gesetzesinitiativen mit pro-
tektionistischer Zielsetzung verdeutlichen den 
wachsenden Druck von Kongreß und Wirtschaft auf 
die amerikanische Administration. Die Forderung 
nach Einführung einer generellen zwanzigprozenti-
gen Importsteuer konnte von der Administration 
abgewehrt werden. Die amerikanischen Forderun-
gen an die EG betrafen im Berichtszeitraum vor 
allem die Bereiche Stahl, Landwirtschaft und Tele-
kommunikation. Durch die Vereinbarung eines 
viermonatigen Moratoriums im „Zitrusfrüchte/ 
Teigwarenstreit" am 12. Juli und von EG-Selbstbe-
schränkungsmaßnahmen bei weiteren Konsulta-
tionsprodukten aus dem Massenstahlabkommen 
von 1982 am 6. August gelang es, eine Eskalation 
in Richtung eines offenen Handelskrieges zu ver-
meiden. 

Als amerikanische Reaktion auf die EG-Agrarpoli-
tik ist die Einführung eines zunächst dreijährigen 
Agrarexportförderungsprogrammes am 1. Juni zu 
sehen. Es hat bei Weizenlieferungen an Algerien 
zur Verdrängung von EG-Ausfuhren geführt. 

Das am 12. Juli in Kraft gesetzte neue Ausfuhrkon-
trollgesetz (Export Administration Act 1985) 
schränkt die Befugnisse des Präsidenten zur Ver-
hängung von Sanktionen aus politischen Gründen 
erheblich ein, geht aber nach wie vor von der Recht-
mäßigkeit extraterritorialer Maßnahmen der Regie-
rung gegen US-Tochterfirmen und Lizenznehmer 
im Ausland aus. 

Im Stahlbereich gelang es der Gemeinschaft, durch 
Erweiterung des Massenstahlabkommens mit den 
USA eine drohende Eskalation der Handelsausein-
andersetzungen zwischen der EG und den USA ab-
zuwenden. 

Die Bundesregierung war innerhalb der Gemein-
schaft und gegenüber den USA um eine vermit-
telnde Position bemüht (Ziffern 135 bis 139). 

Der Handel mit Japan war weiterhin durch hohe 
Defizite der Gemeinschaft gekennzeichnet, die im 
Jahresverlauf ein ähnlich hohes Niveau wie 1984 
(10 Mrd. Dollar) erreichen dürften. In einer Ratser-
klärung vom 19. Juni und den Schlußfolgerungen 
des Europäischen Rates vom 28./29. Juni hat die Ge-
meinschaft ihre Besorgnis hierüber zum Ausdruck 
gebracht und eine wirkliche Öffnung des japani-
schen Marktes gefordert. Gleichzeitig hat sie den 
Dialog mit Japan verstärkt. Am 30./31. Mai fand in 
Tokyo das zweite Treffen des Trade Expansion 
Committee statt, gefolgt von „Gesprächen auf hoher 

Ebene" zwischen der Kommission und japanischen 
Regierungsvertretern (3. bis 5. Juni). Ministerpräsi-
dent Nakasone führte am 19. Juli Gespräche in 
Brüssel. Das in mehreren Phasen zwischen April 
und Juli bekanntgegebene 7. Maßnahmepaket zur 
Öffnung des japanischen Marktes sieht neben Zoll-
senkungen Erleichterungen im nicht-tarifären Be-
reich (Normen, Zertifikate) vor. Es enthält nach 
Auffassung der Gemeinschaft positive Ansätze, be-
darf aber neben einer raschen Durchführung auch 
weiterer Ergänzungen (Ziffern 140 bis 145). 

Die Beziehungen zu den EFTA-Staaten waren wei-
terhin eng und problemfrei. Anläßlich der Feierlich-
keiten zum 25jährigen Bestehen der EFTA am 
10. Mai, bei denen die Gemeinschaft durch Kommis-
sionspräsident Delors vertreten war, bekräftigten 
beide Seiten den Wunsch nach einem zügigen wei-
teren Ausbau der Zusammenarbeit auf der Grund-
lage der Gemeinsamen Erklärung von Luxemburg 
von 1984. In einer Mitteilung an den Rat vom 
13. Mai nennt die Kommission als prioritären Be-
reich den Abbau technischer und administrativer 
Handelshemmnisse. Im Juni und Juli fanden Sit-
zungen der gemischten Ausschüsse bzw. „Treffen 
auf hoher Ebene" statt. Die aufgrund des Beitritts 
von Spanien und Portugal erforderlichen Anpas-
sungsverhandlungen mit den EFTA-Staaten wer-
den in Kürze von der Kommission aufgenommen 
und sollen noch in diesem Jahr abgeschlossen wer-
den (Ziffern 128 bis 130). 

Infolge des Beitritts von Spanien und Portugal zur 
EG ist ebenfalls eine Anpassung der Kooperations-
und Assoziationsabkommen der Gemeinschaft mit 
den Mittelmeerdrittländern im Rahmen der Globa-
len Mittelmeerpolitik erforderlich. Die Anpassungs-
verhandlungen sollen noch vor Vollzug des Beitritts 
am 1. Januar 1986 abgeschlossen werden. Die Bera-
tungen im Rat über die Vorschläge der Kommission 
für Verhandlungsdirektiven zum Handelsteil der 
Abkommen wurden Anfang September 1985 aufge-
nommen. Im Vordergrund stehen dabei die mögli-
chen negativen Auswirkungen der Süderweiterung 
auf die Agrarexporte der Drittländer in die EG. Die 
Bundesregierung tritt dafür ein, daß für die Dritt-
länder der effektive Zugang zum EG-Markt zumin-
dest im Umfang der traditionellen Handelsströme 
offengehalten wird. Sie wendet sich gegen eine Ver-
lagerung des Schwergewichts der Zusammenarbeit 
vom Handel auf die Finanzhilfe. Seit Anfang Sep-
tember 1985 werden im Rat auch die Vorschläge der 
Kommission zur Weiterentwicklung der Assozia-
tionsbeziehungen EG-Malta und EG-Zypern bera-
ten. Am 18. Juni 1985 verabschiedete der Rat das 
Mandat für die Aushandlung eines 2. Finanzproto-
kolls EG-Jugoslawien (1985 bis 1990). Mit 380 Mio. 
ECU (ca. 850 Mio. DM) liegt das vorgesehene Kre-
ditvolumen um 90 v. H. über dem des 1. Finanzpro-
tokolls. Die Vorschläge des Rates zur Anpassung 
des handelspolitischen Teils des Kooperationsab-
kommens EG-Jugoslawien im Anschluß an die Süd-
erweiterung der Gemeinschaft werden seit Anfang 
September beraten (Ziffern 131 bis 132). 

Die Bundesregierung ist sich mit ihren Partnern in 
der Europäischen Gemeinschaft darin einig, daß 
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langfristige, auf beiderseitigen Vorteil ausgerich-
tete wirtschaftliche und technologische Zusammen-
arbeit zwischen Ost und West einen konstruktiven 
Beitrag zur Stabilisierung der Gesamtbeziehungen 
leistet. Die KSZE-Absprachen in Korb II und die in 
Madrid vereinbarten Maßnahmen zur Förderung 
von Handel, industrieller Kooperation, technisch-
wissenschaftlicher Zusammenarbeit und Umwelt-
schutz eröffnen eine Fülle von bisher nicht aus-
reichend genutzten Möglichkeiten der Zusammen-
arbeit. 

Von den Mitgliedstaaten des RGW hat als einziger 
Rumänien umfassende Abkommen mit der EG ge-
schlossen (Abkommen über industrielle Zusam-
menarbeit und Abkommen über Einsetzung eines 
gemischten Ausschusses). Daneben bestehen mit 
den kleineren RGW-Ländern lediglich sektorelle 
Vereinbarungen in engbegrenzten Bereichen 
(Stahl, Textil, Schaffleisch). Die Bundesregierung 
setzt sich für eine weitere vertragliche Ausgestal-
tung der Beziehungen zu den europäischen Staats-
handelsländern ein. Sie begrüßt das Interesse Un-
garns an einem Handelsabkommen mit der EG. 

In einem Schreiben vom 14. Juni 1985 schlug der 
RGW der EG eine gemeinsame Erklärung der bei-
den Organisationen über die Aufnahme offizieller 
Beziehungen im Rahmen der jeweiligen Zuständig-
keiten vor. Die Kommission bat in ihrem Antwort-
schreiben um Präzisierung des RGW-Vorschlags. 
Die Bundesregierung begrüßt die Wiederaufnahme 
der 1981 abgebrochenen Kontakte und erhofft eine 
positive Auswirkung auf die Beziehungen der EG 
zu den RGW-Mitgliedstaaten. 

Am 21. Mai 1985 wurde in Brüssel ein Kooperations-
abkommen EG-China unterzeichnet, das das Han-
delsabkommen vom 19. April 1978 ablöst. Neben 
dem Handel wollen die Vertragsparteien die Zu-
sammenarbeit in den Bereichen Industrie und 
Bergbau, Landwirtschaft, Wissenschaft und Tech-
nologie, Energie, Verkehrs- und Fernmeldewesen 
sowie Umweltschutz entwickeln. Im Bereich der 
Entwicklungszusammenarbeit ist die EG keine zu-
sätzlichen Verpflichtungen gegenüber China einge-
gangen, hat jedoch ihre Bereitschaft erklärt, ihre 
Maßnahmen zugunsten Chinas fortzusetzen. Die 
Bundesregierung, die nachdrücklich für eine Inten-
sivierung der Zusammenarbeit mit China eintritt, 
begrüßt das neue Kooperationsabkommen und 
hofft, daß es der bilateralen und multilateralen Zu-
sammenarbeit weitere Anstöße geben wird. 

In Asien sind die Beziehungen zu den ASEAN-Staa-
ten von besonderer Bedeutung. Der Handelsaus-
tausch hat sich weiter belebt. Auf der Grundlage 
des Kooperationsabkommens von 1980, dem ersten 
seiner Art zwischen der Gemeinschaft und einer 
anderen Staatengruppe, soll die Zusammenarbeit 
weiterentwickelt und auf neue Bereiche ausgedehnt 
werden. Für den 17./18. Oktober ist das erste 
Treffen der Wirtschaftsminister aus den EG- und 
ASEAN-Staaten in Bangkok geplant. 

Mit Pakistan wurde am 23. Juli ein Abkommen über 
handelspolitische, wirtschaftliche und entwick

-

lungspolitische Zusammenarbeit abgeschlossen, 
das das Handelsabkommen von 1976 ablöst (Zif-
fer 148). 

Der Dialog mit den im Golf-Kooperationsrat (GCC) 
zusammengeschlossenen arabischen Golfstaaten 
über eine engere Zusammenarbeit wurde fortge-
setzt. GCC-Generalsekretär Bishara führte hierüber 
im Mai und Juni Gespräche in Brüssel und in ande-
ren Mitgliedstaaten der Gemeinschaft. Am 22. Juli 
sprach sich der Rat für ein vom GCC vorgeschlage-
nes Ministertreffen im Herbst aus, auf dem die ver-
schiedenen Bereiche der zukünftigen Zusammenar-
beit beraten und abgegrenzt werden sollen (Zif-
fer 149). 

In Lateinamerika standen die Beziehungen zu den 
zentralamerikanischen Staaten im Vordergrund, 
für die die Hilfe in den kommenden Jahren weiter 
erhöht werden soll. Am 22. Juli beauftragte der Rat 
die Kommission, Verhandlungen über ein regiona-
les Kooperationsabkommen mit dem Zentralameri-
kanischen Wirtschaftsrat Costa Rica, El Salvador, 
Honduras, Guatemala, Nicaragua und Panama auf-
zunehmen. Das Abkommen soll die Bereiche Han-
del, wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lungspolitik umfassen. Die Unterzeichnung des Ab-
kommens soll auf dem zweiten Außenministertref-
fen EG-Zentralamerika am 11./12. November in Lu-
xemburg stattfinden. Die Beziehungen zum übrigen 
Lateinamerika haben sich weitgehend problemfrei 
fortentwickelt. Obwohl das Kooperationsabkom-
men mit den Andenpaktstaaten wegen der fehlen-
den Ratifizierung durch Bolivien und Ecuador noch 
nicht in Kraft getreten ist, konnte erstmals mit 
einem Investitionsseminar in mehreren europäi-
schen Staaten eine gemeinsame Veranstaltung 
durchgeführt werden (Ziffern 146 bis 147). 

Am 8. August 1985 verabschiedete das Bundeskabi-
nett den Gesetzentwurf zum 3. AKP-EWG-Abkom-
men von Lomé (Lomé III). Das Ratifizierungsver-
fahren für Lomé III muß bis Ende Februar 1986 
abgeschlossen sein, weil dann die Übergangsrege-
lungen vom Lomé II auf Lomé III enden (Lomé II 
lief bereits 1985 aus). Mit der nachträglichen Unter-
zeichnung des Lomé-III-Abkommens durch Angola 
Ende April 1985 erhöhte sich die Zahl der mit 
der Gemeinschaft verbundenen Staaten Afrikas, 
der Karibik und des Pazifiks auf 66 (Ziffern 133 bis 
134). 

Darüber hinaus wurde das System der Allgemeinen 
Zollpräferenzen der Gemeinschaft, eines der wich-
tigsten handelspolitischen Instrumente im Nord-
Süd-Kontext, weiter ausgebaut. Für 1986 hat die 
Kommission erstmals Vorschläge vorgelegt, wo-
nach besonders wettbewerbsstarken Schwellenlän-
dern bei einigen Produkten Präferenzvorteile ent-
zogen werden sollen. Das Präferenzvolumen soll 
jedoch zumindest erhalten bleiben (Ziffern 125 bis 
126). 

Einen breiten Raum in der Entwicklungspolitik der 
Gemeinschaft nähmen die laufenden Hilfsmaßnah-
men zugunsten der von Dürre und Hungersnot be-
troffenen afrikanischen Länder ein. Die Implemen-
tierung des im Anschluß an die Empfehlung des 

 



Drucksache 10/4374 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

Europäischen Rats von Dublin (3./4. Dezember 
1984) gefaßten Beschlusses, 1,2 Mio. t Getreideäqui-
valent bis zur nächsten Ernte nach Afrika zu lie-
fern, wurde fortgesetzt. Die Mitgliedstaaten und die 
Kommission verstärkten ihre Anstrengungen, in 
der Nahrungsmittelhilfe Liefertermine und -men-
gen zu koordinieren, um der Aufnahmefähigkeit 
und den Transportkapazitäten der Empfängerlän-
der besser gerecht zu werden. Gemäß einer Emp-
fehlung des ER Mailand prüft die Kommission die 
Möglichkeit, Mittel zur Finanzierung von 500 000 t 
Getreideäquivalent Nahrungsmittelhilfe als Re-
serve bereitzustellen, auf die im Falle eines weiter-
hin hohen Bedarfs zurückgegriffen werden könnte. 
Zugleich hat sich der ER dafür ausgesprochen, für 
die Zukunft eine koordinierte kurz- und langfristige 
Gesamtstrategie zur Bekämpfung der Dürre festzu-
legen. 

Anläßlich der Erdbebenkatastrophe in Mexiko hat 
die Gemeinschaft rasch Hilfe geleistet. 

Auf der Ratstagung am 23. Mai war ein Schema für 
die regelmäßige Berichterstattung der Vertretun-
gen der Mitgliedstaaten und der Kommission in 
den Entwicklungsländern beschlossen. worden; der 
Rat erörterte außerdem Studien der Kommission 
über das Kosten-Nutzen-Verhältnis der der Ge-
meinschaft im Rahmen der Nahrungsmittelhilfe 
zur Verfügung gestellten einzelnen Erzeugnisse 
und über das Thema Entwicklungshilfe und Lage 
der Frau (Ziffern 152 bis 156). 

Schließlich hat die Gemeinschaft ihre Bemühungen 
um eine aktive Mitgestaltung des Nord-Süd-Dia-
logs fortgesetzt, im Berichtszeitraum z. B. bei der 
Sommer-Tagung des VN-Wirtschafts- und So-
zialrats (ECOSOC) im Juli in Genf, bei der Erörte-
rung der schwierigen Wirtschaftslage in Afrika und 
im Rahmen der internationalen Rohstoffpolitik. Sie 
hat am 25. Juli 1985 beschlossen, das Internationale 
Übereinkommen für Tropenholz vorläufig anzu-
wenden, und beteiligt sich weiter aktiv an den Ver-
handlungen über neue Internationale Übereinkom-
men für Naturkautschuk und Kakao sowie an den 
Vorbereitungen für ein neues Internationales Zinn-
übereinkommen. Hierdurch und durch ihre kon-
struktive Mitarbeit in den anderen Internationalen 
Rohstoffübereinkommen stellt sie ihre Koopera-
tionsbereitschaft in der für viele Entwicklungslän-
der wichtigen Internationalen Rohstoffpolitik unter 
Beweis. 

Iv. Europäische Politische Zusammenarbeit 
(EPZ) 

Die Zehn setzten im Berichtszeitraum ihre enge 
und vertrauensvolle Kooperation im Rahmen der 
Europäischen Politischen Zusammenarbeit (EPZ) 
fort. Spanien und Portugal sind seit dem 1. Septem-
ber 1985 an allen Arbeiten der EPZ als Beobachter 
beteiligt. 

Im Vordergrund der Beratungen der EPZ standen 
die Themen West-Ost-Beziehungen, das südliche 
Afrika, Nah- und Mittelost und Lateinamerika. 

Der Europäische Rat in Mailand am 28./29. Juni 
1985 verabschiedete eine Erkärung zu den Bezie-
hungen der EWG-RGW. 

West-Ost-Beziehungen 

Die Zehn haben sich im Berichtszeitraum einge-
hend mit dem Ost-West-Verhältnis beschäftigt. Sie 
arbeiten weiterhin auf einen konstruktiven, umfas-
senden und realistischen Dialog mit der Sowjet-
union und den Ländern in Mittel- und Osteuropa 
hin und versuchen, die Zusammenarbeit mit ihnen 
auszubauen. Eine zentrale Rolle in den West-Ost-
Beziehungen nimmt der KSZE-Prozeß ein, dem die 
Zehn große Bedeutung beimessen. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat sich gemein-
sam mit ihren Partnern auf dem Expertentreffen 
über Menschenrechte und Grundfreiheiten, das 
vom 7. Mai bis 17. Juni in Ottawa stattfand, nach-
drücklich für die Verwirklichung der Menschen-
rechte in den einzelnen Teilnehmerstaaten im 
Sinne der Schlußakte von Helsinki und des ab-
schließenden Dokuments von Madrid eingesetzt. 

Die Zehn haben bedauert, daß es auf dem Treffen in 
Ottawa nicht gelungen ist, die Bestimmungen der 
Schlußakte von Helsinki über Menschenrechte und 
Grundfreiheiten auszubauen, die für den Osten wie 
für den Westen eine Verpflichtung darstellen. Sie 
sind dennoch der Auffassung, daß das Treffen in 
Ottawa angesichts der grundlegenden Bedeutung 
dieser Bestimmungen notwendig und nützlich war. 
Es bot Gelegenheit zu einem freimütigen und offe-
nen Meinungsaustausch über die Verwirklichung 
der Menschenrechte in den einzelnen Teilnehmer-
staaten im Sinne der Schlußakte von Helsinki und 
des Abschließenden Dokuments von Madrid. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat zusammen 
mit ihren Partnern in Ottawa eine Reihe von Emp-
fehlungen vorgelegt, die Eingang in eine gemein-
same westliche Position gefunden haben. Sie wird 
diese Vorschläge im Rahmen zukünftiger KSZE-
Treffen weiterverfolgen. 

Das Außenministertreffen aus Anlaß des 10. Jahres-
tages der Unterzeichnung der Schlußakte von Hel-
sinki am 30. Juli bis 1. August in Helsinki war das 
bedeutendste West-Ost-Treffen im KSZE-Rahmen 
seit der Eröffnung der Konferenz für Abrüstung 
und vertrauensbildende Maßnahmen in Europa 
(KVAE) in Stockholm im Januar 1984. Es erhielt 
eine besondere Bedeutung vor dem Hintergrund 
des Führungswechsels in der UdSSR, der Wieder-
aufnahme der amerikanisch-sowjetischen Rü-
stungskontrollverhandlungen in Genf und des be-
vorstehenden Gipfeltreffens USA/UdSSR). 

Das Treffen gab Gelegenheit zu einer realistischen 
Bilanz des bisher im KSZE-Prozeß Erreichten. Alle 
Teilnehmerstaaten bekräftigten ihre Bereitschaft 
zur Fortsetzung des Prozesses. 

Der 32. Europäische Rat in Mailand am 28./29. Juni 
1985 verabschiedete eine Erklärung zu „EWG

-

RGW". In dieser Erklärung wird darauf hingewie- 
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sen, daß der Europäische Rat einen Gedankenaus-
tausch über das Schreiben des RGW an die Kom-
mission der Europäischen Gemeinschaften im Hin-
blick auf eine Wiederaufnahme der gegenseitigen 
Beziehungen geführt hat. Der Europäische Rat hat 
ferner die Anzeichen eines Interesses für die politi-
sche Rolle der Zehn erörtert, die sich aus Erklärun-
gen des Generalsekretärs der KPdSU entnehmen 
lassen. Diese Entwicklung wurde mit Interesse zur 
Kenntnis genommen. 

Naher und Mittlerer Osten 

Wir verfolgen gemeinsam mit unseren europäi-
schen Partnern die Entwicklung im Nahen und 
Mittleren Osten mit besonderem Interesse. Die Au-
ßenminister der Zehn haben am 29. April 1985 zum 
arabisch-israelischen Konflikt erklärt, daß sie die 
jüngsten Ansätze zu einer Neubelebung des Ver-
handlungsprozesses im Hinblick auf eine Lösung 
des arabisch-israelischen Konflikts, insbesondere 
die am 11. Februar auf Initiative von König Hussein 
erzielte jordanisch-palästinensische Vereinbarung, 
begrüßten. Sie begrüßten ferner die  vorn ägypti-
schen Präsidenten geäußerten Vorstellungen. Die 
Zehn brachten erneut ihre Überzeugung zum Aus-
druck, daß die Suche nach einer gerechten und dau-
erhaften Lösung die Teilnahme und aktive Unter-
stützung aller beteiligten Parteien erfordert. Es soll-
ten keine Anstrengungen gescheut werden, um die 
derzeitige Bewegung im Friedensprozeß aufrecht-
zuerhalten und zu stärken und einen Dialog zwi-
schen allen Konfliktparteien zu erleichtern. Die 
Zehn bekräftigten erneut ihre Bereitschaft, zu einer 
umfassenden, gerechten und friedlichen Regelung 
der Nahost-Frage auf der Grundlage der Grund-
sätze beizutragen, die sie bereits wiederholt zum 
Ausdruck gebracht haben und die sie nach wie vor 
vertreten. 

Zum Libanon gaben die Außenminister der Zehn 
am 29. April 1985 eine Erklärung mit folgendem In-
halt ab: Sie beobachten die Verschlechterung der 
Lage im Libanon weiterhin mit Besorgnis. Im An-
schluß an den Beschluß der israelischen Regierung, 
ihre Streitkräfte zurückzuziehen, erwarten sie ei-
nen baldigen geordneten und vollständigen Rück-
zug dieser Streitkräfte sowie der übrigen Streit-
kräfte, die sich nicht auf Ersuchen der libanesi-
schen Regierung dort befinden, aus diesem Gebiet. 

Die Zehn fordern alle betroffenen Parteien inner-
halb und außerhalb Libanons auf, so zu handeln, 
daß der durch die jüngste Verschlechterung der po-
litischen und der Sicherheitslage ernsthaft gefähr-
dete Prozeß der Wiederherstellung der Souveräni-
tät, der Einheit, der territorialen Unversehrtheit 
und der Unabhängigkeit Libanons erleichtert wird. 

Am 20. Mai 1985 verliehen die Außenminister der 
Zehn noch einmal ihrer tiefen Besorgnis über die 
Verschlechterung der Lage in Libanon Ausdruck 
und richteten einen Appell an alle betroffenen Par-
teien, einen Dialog aufzunehmen und eine natio-
nale Versöhnungskonferenz einzuleiten. 

Am 10. September 1985 begrüßten die Außenmini-
ster der Zehn die Bemühungen Präsident Gemayels 
um eine Politik der nationalen Versöhnung. 

Zum Konflikt zwischen Iran und Irak erklärten die 
Außenminister der Zehn am 29. April 1985, daß sie 
die Verschärfung des Konflikts mit tiefer Sorge be-
trachteten. Unter Berufung auf die entsprechenden 
Entschließungen des Sicherheitsrates und die jüng-
sten Erklärungen des Generalsekretärs der Verein-
ten Nationen, dessen Bemühungen sie unterstüt-
zen, appellierten die Zehn an Iran und Irak, eine 
sofortige Feuereinstellung zu vereinbaren und Ver-
handlungen mit dem Ziel einer für beide Seiten 
ehrenhaften und annehmbaren Lösung aufzuneh-
men. Bis dieses Ziel erreicht ist, forderten die Zehn 
Irak und Iran erneut auf, die Verpflichtungen einzu-
halten, die sie in dem unter der Schirmherrschaft 
des Generalsekretärs der Vereinten Nationen im 
Juni 1984 geschlossenen Abkommen eingegangen 
sind, nämlich keine zivilen Ziele zu bombardieren. 
Die Zehn wiesen beide Länder auf die tiefe humani-
täre Besorgnis hin, die dieser und andere Aspekte 
des Konflikts wie die Behandlung der Kriegsgefan-
genen, auslösen. Sie verurteilten den Einsatz che-
mischer Waffen und unterstrichen, daß die Genfer 
Abkommen und die anderen Regeln des Völker-
rechts uneingeschränkt und bedingungslos einge-
halten werden müssen. 

Zum Sudan gaben die Außenminister der Zehn 
ebenfalls am 29. April eine Erklärung ab, in der sie 
die Zusage der neuen sudanischen Führung begrüß-
ten, weiterhin eine Politik der echten Nichtgebun-
denheit zu verfolgen und eine unabhängige Position 
anzustreben, um zur Stabilität in der Region beizu-
tragen. 

Afrika 

Ein zentrales Thema der EPZ war im Berichtszeit-
raum das südliche Afrika. Die Zehn nahmen in 
mehreren Erklärungen zu den Zuständen in Süd-
afrika Stellung. In einer Erklärung vom 22. Juli for-
derten sie die Regierung in Pretoria auf, entschlos-
sen eine Politik zu betreiben, die konkrete Schritte 
zur Abschaffung des Apartheidsystems und zur Ge-
währung politischer und bürgerlicher Rechte an die 
schwarze Bevölkerung einschließt. Sie behielten 
sich das Recht vor, ihre Haltung erneut zu überden-
ken, falls in einem vernünftigerweise zu erwarten-
den Zeitraum kein wesentlicher Fortschritt erzielt 
sein sollte. Sie forderten die südafrikanische Regie-
rung auf, unverzüglich einen Dialog mit authenti-
schen Repräsentanten der nichtweißen Gemein-
schaft zu eröffnen, mit dem erklärten Ziel, u. a. der 
schwarzen Gemeinschaft auf nationaler Ebene eine 
angemessene Vertretung zu geben. 

Zum Verhaltenskodex vertraten die Zehn die Auf-
fassung, daß Anpassung und Ausbau des Verhal-
tenskodexes, die sie vordringlich in Angriff nehmen 
werden, noch wirkungsvoller zur Abschaffung des 
in Südafrika bestehenden Systems der Rassentren-
nung beitragen werden. 
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Die Zehn äußerten ferner ihre Sorge über die Fort-
dauer von Konflikten, über die ernsthaften Drohun-
gen gegen die Souveränität und die ökonomische 
Entwicklung der Staaten im südlichen Afrika und, 
im Hinblick auf die Unabhängigkeit Namibias, über 
die fortgesetzten Hindernisse für die Durchführung 
der Sicherheitsrats-Resolution 435. 

Am 31. Juli 1985 beschlossen die Außenminister der 
Zehn in Helsinki die Entsendung der Troika auf 
Ministerebene nach Südafrika. Aufgrund dieses Be-
schlusses besuchten die Außenminister von Italien, 
Luxemburg und den Niederlanden vom 29. August 
bis 1. September 1985 Südafrika. Ihr Auftrag war, 
gegenüber der südafrikanischen Regierung die Hal-
tung der Zehn (Zwölf) auf der Basis der Erklärun-
gen vom 22. Juli, 31. Juli und 24. August darzulegen 
und auf die dringende Notwendigkeit der Abschaf-
fung der Apartheid hinzuweisen. Die drei Minister 
sollten jedoch nicht nur Kontakte mit der südafri-
kanischen Regierung, sondern auch mit der offiziel-
len und nichtoffiziellen Opposition in Südafrika 
aufnehmen. Einige dieser angestrebten Kontakte 
konnten realisiert werden. Ein von den Zehn 
(Zwölf) gewünschtes Gespräch mit Nelson Mandela 
kam jedoch nicht zustande, da die südafrikanische 
Regierung diese Bitte ablehnte. 

Die Außenminister der Zehn, Spaniens und Portu-
gals nahmen auf dem EPZ-Ministertreffen am 
10. September 1985 erneut zu Südafrika Stellung. 
Sie wiesen nochmals darauf hin, daß das Ziel der 
Zehn, Spaniens und Portugals die vollständige Ab-
schaffung der Apartheid insgesamt sei und daß sie 
von der südafrikanischen Regierung konkrete 
Schritte erwarteten. Sie erklärten, daß sie ihren 
Druck auf Südafrika aufrechterhalten werden und 
beschlossen, ihre Haltung zu restriktiven und posi-
tiven Maßnahmen gegenüber Südafrika abzustim-
men. Wenn wesentliche Fortschritte innerhalb ei- 
ner angemessenen Zeit ausblieben, sähen sich die 
Zehn, Spanien und Portugal zur Überprüfung ihrer 
Haltung gezwungen. 

In einer Erklärung vom 17. September 1985 unter-
strichen die Zehn, Spanien und Portugal ihre Ab-
lehnung gegenüber den neuen gewaltsamen Über-
griffen Südafrikas in Angola und erneuerten ihre 
Unterstützung für die Frontlinienstaaten und das 
Volk von Namibia im politischen und wirtschaftli-
chen Bereich. 

Lateinamerika 

Am 10. September 1985 brachten die Außenminister 
der Zehn, Spaniens und Portugals ihre Befriedi-
gung darüber zum Ausdruck, daß vier demokrati-
sche südamerikanische Staaten den Contadora-Pro

-

zeß unterstützen. Sie riefen die Länder der Region 
erneut auf, sich über ein Abkommen, das eine fried-
liche, globale und nachprüfbare Lösung erlaubt, zu 
einigen. 

Auf dem zweiten Außenministertreffen soll eine 
Schlußerklärung verabschiedet werden, in der u. a. 
die Institutionalisierung eines politischen Dialogs 

aufgenommen werden soll. Wir betrachten das Ko-
operationsabkommen sowie die Einrichtung eines 
politischen Dialogs als einen wichtigen Beitrag der 
europäischen Bemühungen um Frieden und Stabili-
tät in der Region. 

Die Außenminister der Zehn, Spaniens und Portu-
gals begrüßten am 10. September 1985 die Annahme 
des Dokuments „Nationale Übereinkunft für den 
Übergang zur vollen Demokratie" durch ein breites 
Spektrum der politischen Kräfte Chiles. 

Sie messen dieser Initiative große Bedeutung für 
die politische Zukunft des Landes bei. Sie riefen die 
chilenischen Behörden erneut zur Respektierung 
der Menschenrechte auf und appellierten an sie, 
nicht die Wiederherstellung der Demokratie gemäß 
den Bestrebungen des chilenischen Volkes zu be-
hindern. 

In einer Erklärung vom 26. September 1985 verur-
teilten die Zehn, Spanien und Portugal die Entfüh-
rung von Frau Duarte-Duran und Frau Villeda und 
forderten deren unverzügliche und bedingungslose 
Freilassung. 

Asien 

Am 22. Juli 1985 verliehen die Außenminister der 
Zehn erneut ihrer Besorgnis angesichts der Lage in 
Afghanistan Ausdruck. Sie verurteilten die wieder-
holte Bombardierung des Hoheitsgebietes Paki-
stans, das durch die Aufnahme von drei Millionen 
Flüchtlingen bereits die schwerwiegenden Folgen 
eines fremden Krieges trägt. 

Die Zehn forderten erneut die Beendigung der so-
wjetischen Intervention, die den Konflikt ausgelöst 
hat. Sie äußerten die Ansicht, daß nur eine politi-
sche Regelung im Einklang mit den Grundsätzen, 
welche die Völkergemeinschaft in den Entschlie-
ßungen der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen aufgestellt hat, den Frieden wiederher-
stellen kann. 

Sonstige Themen 

Zu Zypern erklärten die Zehn am 10. Juni 1985, daß 
sie die „türkische Republik Nordzypern" nicht aner-
kennen. Sie drückten ihren Wunsch aus, daß eine 
gerechte und gangbare Lösung für das Zypernpro-
blem durch die Vermittlung des VN-Generalsekre-
tärs und auf der Basis der VN-Resolutionen gefun-
den werde. 

Am 29. April 1985 gaben die Außenminister der 
Zehn eine Erklärung zur UNESCO ab. Sie bekräf-
tigten darin ihre Bindung an die internationale 
multilaterale Zusammenarbeit und die Prinzipien 
und Ziele der UNESCO. Sie drückten jedoch ihre 
Besorgnis über die gegenwärtige Lage in der 
UNESCO aus und betonten die Notwendigkeit für 
effektive Reformen in diesem Jahr. 
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V. Rechtliche Zusammenarbeit 
und innere Sicherheit 

Die Zusammenarbeit der Zehn im Bereich des Zivil-
und Strafrechts wurde fortgesetzt. 

Die Ad-hoc-Arbeitsgruppe „Justizielle Zusammen-
arbeit" erarbeitete auf strafrechtlichem Gebiet den 
Entwurf eines Übereinkommens der Zehn über die 
Anwendung des Übereinkommens des Europarats 
über die Überstellung verurteilter Personen sowie 
wesentliche Teile eines Übereinkommens über die 
Anwendung des Grundsatzes „ne bis in idem" unter 
den Staaten der Gemeinschaft. Ferner wurden Pro-
bleme der Vollstreckung von Strafurteilen sowie 
über Geltung und Berücksichtigung außerhalb des 
Urteilstaates erörtert. 

Die Arbeiten sollen im November 1985 in Luxem-
burg fortgesetzt werden. 

Am 22. Juli 1985 beschlossen die Außenminister der 
Zehn, in der Europäischen Politischen Zusammen-
arbeit und in Zusammenarbeit mit anderen für die-
sen Bereich verantwortlichen Ministern mit Dring-
lichkeit die Möglichkeiten der Festlegung und Wah-
rung verschärfter internationaler Normen für die 
Sicherheit des Luftverkehrs und der Flughäfen zu 
prüfen. Hierzu würden konzertierte Maßnahmen 
der Zehn zur Unterstützung dieses Ziels in der 
ICAO und in Drittländern gehören, insbesondere in 
jenen Ländern, die an den bestehenden internatio-
nalen Übereinkommen nicht beteiligt sind. 

Bei ihrer Sitzung am 20./21. Juni 1985 in Rom be-
schlossen die für Fragen der Inneren Sicherheit 
zuständigen Innen- bzw. Justizminister u. a. die 
Gründung einer III. Arbeitsgruppe im Rahmen der 
TREVI-Zusammenarbeit. Mit ihr soll die Zusam-
menarbeit auf europäischer Ebene zur Bekämpfung 
der Schwerkriminalität ausgeweitet und verstärkt 
werden. 

B. Ausbau der Europäischen Gemeinschaft 

Integration nach innen 

I. Institutionelle Fragen 

Europäisches Parlament (EP) 

1. Die Beziehungen zwischen EP und Rat haben 
sich im Berichtszeitraum entspannt. Dies war nicht 
zuletzt der vermittelnden Rolle der Präsidentschaft 
Italiens zu verdanken. Auch die luxemburgische 
Präsidentschaft hat zugesichert, sie werde sich be-
mühen, Konflikte mit dem EP durch einen „engen 
und offenen Dialog" zu entschärfen. Der Streit um 
den — im Dezember 1984 vom EP abgelehnten — 
Haushalt 1985 wurde beigelegt. Am 13. Juni 1985 
stimmte das Plenum mit großer Mehrheit dem 
überarbeiteten Haushaltsentwurf in zweiter Le-
sung zu, nachdem der Rat u. a. die Mittel im Agrar-
bereich aufgestockt hatte, so daß sie die gesamten 
zwölf Monate des Haushaltsjahres abdecken. Hier-
mit wurde einer wesentlichen Forderung des Parla-
ments Rechnung getragen. Der Kommission er-
teilte das EP am 16. April Entlastung für die Haus-
haltsführung 1983. Für 1982 hatte es im November 
vergangenen Jahres der Kommission die Entla

-

stung verweigert. 

Große Aufmerksamkeit widmete das EP der Süder-
weiterung der Gemeinschaft. Entsprechend der in 
der Stuttgarter Feierlichen Deklaration gegebenen 
Zusage wurde das Parlament vor Unterzeichnung 
der Beitrittsverträge konsultiert. Das Konsulta-
tionsverfahren fand seinen Abschluß am 8. Mai in 
einer mit überwältigender Mehrheit verabschiede-
ten Resolution, in der die Vertragsstaaten aufgefor-
dert wurden, die Verträge zu unterzeichnen und das 
Beitrittsverfahren unverzüglich in Gang zu setzen. 
In diesem Zusammenhang wurden auch die Inte

-

grierten Mittelmeerprogramme eingehend erörtert. 
Dieses Thema war Gegenstand einer Konzertie-
rung, bei der das Parlament seine über die entspre-
chende Ratsverordnung hinausgehenden Forderun-
gen allerdings nicht durchsetzen konnte. 

Zum Abschluß der Präsidentschaft Italiens be-
suchte der italienische Staatspräsident Pertini am 
11. Juni das EP. Den Bericht über den Mailänder 
ER erstattete der luxemburgische Ministerpräsi-
dent Santer am 10. Juli. Das Programm der luxem-
burgischen Präsidentschaft, das Außenminister 
Poos am 9. Juli vortrug, wurde positiv aufgenom-
men. In Anknüpfung an die Prioritäten der Präsi-
dentschaft Italiens legte er besonderes Augenmerk 
auf die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, Vollen-
dung des Binnenmarktes sowie auf Stärkung der 
technologischen Zusammenarbeit. 

Unverändert stark war das Interesse des EP an den 
Außenbeziehungen der Gemeinschaft sowie an der 
EPZ. Menschenrechtsverletzungen in Osteuropa 
und der Dritten Welt gaben immer wieder Anlaß zu 
Resolutionen, in denen diese Vorgänge verurteilt 
und der Rat oder die Außenminister der Zehn zum 
Tätigwerden aufgefordert wurden. Am 8. Mai stat-
tete Präsident Reagan dem EP einen offiziellen Be-
such ab. Seine vielbeachtete Rede aus diesem Anlaß 
verschaffte dem EP eine weit über die Gemein-
schaft hinausgehende Publizität. 

Regierungskonferenz 

2. Der Europäische Rat hat am 29. Juni in Mailand 
den Schlußbericht des Ad-hoc-Ausschusses für In-
stitutionelle Fragen beraten und den Beschluß ge-
faßt, eine Konferenz einzuberufen, die „konkrete 
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Fortschritte auf dem Weg zur Europäischen Union 
herbeiführen" soll. Gegenstand der Konferenz soll 
einerseits die Ausarbeitung eines Vertrages über 
gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik sein; 
zum andern geht es um Vertragsänderungen an den 
bestehenden Gemeinschaftsverträgen. Sie betref-
fen im wesentlichen die Verbesserung des Be-
schlußverfahrens der EG und die Stärkung der 
Rechte des Europäischen Parlaments. Auch über 
die vertragliche Verankerung neuer Politiken der 
Gemeinschaft — wie Umwelt und Technologie — 
wird sich die Konferenz Gedanken machen. Die 
Konferenz ist am 9. September zu ihrer ersten Ver-
handlungsrunde zusammengetreten. Die Ergeb-
nisse sollen dem Europäischen Rat am 2./3. Dezem-
ber in Luxemburg unterbreitet werden. 

Die Bundesregierung verfolgt mit der Konferenz, 
an deren Einsetzung sie maßgeblich beteiligt war, 
eine dynamische und konstruktive Rolle: klare 
Grundsatzentscheidungen für die volle Verwirkli-
chung der Europäischen Union sowie konkrete und 
qualitativ unumkehrbare Fortschritte auf diesem 
Wege. Für die Bundesregierung ist Hauptthema der 
Konferenz die Zukunft der Gemeinschaft, deren 
energische Sicherung und Ausbau jetzt politischen 
Mut verlangen. 

Europa der Bürger 

3. Wie der Bundeskanzler in seiner Rede zur Euro-
papolitik vor dem Deutschen Bundestag am 27. Juni 
1985 betonte, ist das „Europa der Bürger" in der 
langfristigen Entwicklung der Gemeinschaft auch 
mit Blick auf das nachlassende öffentliche Inter-
esse an der europäischen Integration eines der 
wichtigsten Themen. 

Im Berichtszeitraum begannen Rat und Mitglied-
staaten damit, die Vorschläge des ersten Berichts 
des Ad-hoc-Ausschusses „Europa der Bürger", die 
der Europäische Rat im März 1985 gebilligt hatte, in 
konkrete Sachbeschlüsse und Rechtsakte umzuset-
zen. Gleichzeitig schloß der vom Europäischen Rat 
im Juni 1984 eingesetzte Ad-hoc-Ausschuß aus per-
sönlichen Vertretern der Staats- und Regierungs-
chefs seine Arbeiten ab und legte dem Europäi-
schen Rat am 28./29. Juni 1985 in Mailand einen 
zweiten, umfassenderen Bericht mit Vorschlägen zu 
einer Reihe weiterer Themen vor, die in folgenden 
Kapiteln zusammengefaßt sind: 

— Die besonderen Bürgerrechte, 

— Kultur und Kommunikation, 

— Information, 

— Jugend, Erziehung, Austausch und Sport, 

— Freiwilliger Entwicklungsdienst in der Dritten 
Welt, 

— Gesundheit, soziale Sicherheit und Drogen, 

— Städtepartnerschaften, 

— Stärkung des B ildes und der Identität der Ge-
meinschaft. 

Die folgenden Vorschläge des Ausschusses „Europa 
der Bürger" konnten bereits in Rechtsakte bzw. Be-
schlüsse umgesetzt werden: 

— Erhöhung der Reisefreigrenzen und -freimen-
gen (ab 1. Oktober 1985: 350 ECU für Erwachse-
ne, 90 ECU für Kinder; 51 Wein, 1 kg Kaffee, 
200 g Tee), 

— Erhöhung der Freigrenze für kleine Postsendun

-

gen (ab 1. Oktober 1985: 100 ECU je Sendung), 

— Erhöhung der Tankfreimenge für Reisebusse 
von 200 auf 600 1, 

— Vereinbarungen zwischen einzelnen Mitglied-
staaten (bis jetzt: zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland, Frankreich, Belgien, den Nieder-
landen und Luxemburg) über den Abbau der 
Personenkontrollen im Grenzverkehr für alle 
EG-Bürger, im Vorgriff auf die zu erwartende 
Gemeinschaftsregelung, 

— Beschluß des Rates über die Entsprechung der 
beruflichen Befähigungsnachweise. 

Außerdem gelang dem Rat mit der Verabschiedung 
der lange Jahre umstrittenen Richtlinien über die 
freie Niederlassung von Architekten und Apothe-
kern ein bedeutsamer Durchbruch im Niederlas-
sungsrecht, für das der Ausschuß „Europa der Bür-
ger" einen neuen Ansatz vorgeschlagen hatte. Zwar 
beruhen die beiden Richtlinien noch auf dem 
Grundsatz der Harmonisierung der Zulassungsvor-
aussetzungen; mit seiner Zustimmung zu der For-
derung des Ausschusses, die Niederlassung zum 
Zweck der Berufsausübung künftig auf der Grund-
lage des gegenseitigen Vertrauens in die Ausbil-
dungsgänge und Prüfungen in der Gemeinschaft zu 
ermöglichen, hat der Europäische Rat jedoch einen 
entscheidenden Anstoß für den Abschluß der Dis-
kussionen über die beiden Richtlinien gegeben. 

Im Juli hat die Kommission dem Rat einen Vor-
schlag für eine Richtlinie über eine allgemeine Re-
gelung zur Anerkennung der Hochschuldiplome 
vorgelegt. Die Bundesregierung begrüßt grundsätz-
lich den Kommissionsvorschlag, der zu einer gegen-
seitigen Anerkennung der Hochschulabschlüsse in 
den Mitgliedstaaten der EG führen soll. Insbeson-
dere wegen der unterschiedlichen Zulassungs-
voraussetzungen für einige Berufe enthält der Vor-
schlag jedoch eine Reihe von Problemen, die zur 
Zeit innerhalb der Bundesregierung noch geprüft 
werden. 

Die Bundesregierung ist entschlossen, die Verwirk-
lichung der Beschlüsse des Europäischen Rates 
zum „Europa der Bürger" auch weiterhin zügig vor-
anzutreiben. Sie hat zu diesem Zweck den Aus-
schuß der Europabeauftragten der Bundesressorts 
mit der Koordinierung der Arbeiten beauftragt. 

Rat 

4. Am 1. Juli 1985 ging der Vorsitz im Rat turnus-
gemäß von Italien auf Luxemburg über. 

16 
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Europäischer Gerichtshof 

5. Von erheblicher Bedeutung für die Beziehun-
gen zwischen den Institutionen ist das Urteil des 
Gerichtshofes vom 22. Mai 1985 über die Klage des 
Europäischen Parlaments gegen den Rat wegen 
dessen Untätigkeit im Verkehrsbereich (Rechtssa-
che 13/83). In diesem Urteil hat der Gerichtshof 
festgestellt, daß das Europäische Parlament ebenso 
wie die anderen Organe der Gemeinschaft befugt 
ist, eine Untätigkeitsklage gemäß Artikel 175 EWG-
Vertrag zu erheben. In der Sache hat der Gerichts-
hof dem Europäischen Parlament weitgehend 
Recht gegeben und entschieden, daß der Rat da-
durch den EWG-Vertrag verletzt hat, daß er es un-
terlassen hat, die Dienstleistungsfreiheit auf dem 
Gebiet des internationalen Verkehrs sicherzustel-
len und die Bedingungen für die Zulassung von Ver-
kehrsunternehmern zum Verkehr innerhalb eines 
Mitgliedstaates, in dem sie nicht ansässig sind, fest-
zulegen. Gemäß Artikel 176 Abs. 1 EWG-Vertrag ist 
der Rat verpflichtet, die sich aus dem Urteil des 
Gerichtshofes ergebenen Maßnahmen zu _ergreifen. 
Hierfür verfügt der Rat, wie der Gerichtshof in dem 
Urteil betont, über einen angemessenen Zeitraum. 

6. In dem Rechtsstreit der Kommission gegen die 
Bundesrepublik Deutschland wegen unzureichen-
der Umsetzung der Gleichbehandlungsrichtlinien 
in das deutsche Recht hat die Bundesrepublik 
Deutschland weitgehend obsiegt (Rechtssache 248/ 
83). Nur in einem der ursprünglich sechs Klage-
punkte der Kommission hat der Gerichtshof in sei-
nem Urteil vom 21. Mai 1985 einen Vertragsverstoß 
gesehen: Die Bundesrepublik Deutschland hatte es 
unterlassen, die Berufe und Tätigkeiten zu erfas-
sen, die von der Anwendung des Gleichbehand-
lungsgrundsatzes ausgenommen sind, und der 
Kommission darüber zu berichten. In den anderen 
fünf streitigen Fragen hatte der Gerichtshof die 
Klage der Kommission als unbegründet abgewie-
sen bzw. hatte sich der Rechtsstreit vor dem Urteil 
bereits erledigt. 

Hingegen ist die Bundesrepublik Deutschland in ei-
nem anderen Vertragsverletzungsverfahren unter-
legen (Rechtssache 107/84), in dem es um die Frage 
ging, ob das deutsche Umsatzsteuergesetz zu Recht 
die Beförderungsleistungen, die die Deutsche Bun-
desbahn und die Deutsche Lufthansa für die Deut-
sche Bundespost erbringen, von der Umsatzsteuer 
befreit. Der Gerichtshof hat entschieden, daß die 
geltende Steuerbefreiung gegen Gemeinschafts-
recht verstößt. 

Im Berichtszeitraum hat die Kommission vier neue 
Vertragsverletzungsklagen gegen die Bundesrepu-
blik Deutschland erhoben: 

Das deutsche Weinrecht verbietet den Zusatz von 
rektifiziertem Traubenmostkonzentrat zu Land-
wein und zu Qualitätswein bestimmter Anbaugebie-
te. Die Kommission hält dies für mit dem Gemein-
schaftsrecht unvereinbar (Rechtssache 48/85). 

Das deutsche Weinrecht verbietet die Verwendung 
von Sektkorken für andere Getränke als Schaum- 
wein und Obstschaumwein, um einer Irreführung 

der Verbraucher vorzubeugen. Die Kommission 
sieht in diesem Verbot eine einfuhrbehindernde 
Maßnahme (Rechtssache 179/85). 

Nach § 8 Abs. 1 Nr. 4 des Bundeskindergeldgesetzes 
erhalten in der Bundesrepublik Deutschland le-
bende EG-Beamte für ihre Kinder kein Kindergeld. 
Die Kommission meint, dies verstoße gegen das 
EG-Beamten-Statut (Rechtssache 189/85). 

Die Komission wirft der Bundesrepublik Deutsch-
land vor, die 6. Änderungsrichtlinie für die Einstu-
fung, Verpackung und  Kennzeichnung gefährlicher 
Stoffe nicht rechtzeitig in deutsches Recht umge-
setzt zu haben (Rechtssache 208/85). 

7. Im Berichtszeitraum hat der Gerichtshof in 
Vorabentscheidungsverfahren folgende für den 
freien Warenverkehr wichtige Entscheidungen ge-
troffen: 

In den verbundenen Rechtssachen 60/84 und 61/84 
hat der Gerichtshof mit Urteil vom 11. Juli 1985 auf 
die Vorlagefrage eines französischen Gerichts ent-
schieden, daß eine Priorität der Filmtheater gegen-
über der Video-Industrie bei der Verwertung von 
Kinofilmen mit dem Gemeinschaftsrecht zu verein-
baren ist. 

In seinem Urteil vom 9. Juli 1985 in der Rechtssache 
19/84 hat sich der Gerichtshof mit der Frage befaßt, 
ob der Inhaber eines Patentrechts, die Einfuhr von 
Erzeugnissen, die aufgrund einer Zwangslizenz in 
einem Mitgliedstaat hergestellt worden sind, unter-
binden kann. Der Gerichtshof hat diese Frage be-
j aht, weil mit einer Zwangslizenz — im Gegensatz 
zu einer sonstigen Lizenz — das Patentrecht nicht 
gemeinschaftsweit erschöpft wird. 

II. Wirtschafts - und Währungspolitik 

Wirtschaftslage und Wirtschaftspolitik 

8. In Europa wurde die wirtschaftliche Aktivität in 
den meisten Ländern zum Jahresanfang vor allem 
durch den strengen Winter beeinträchtigt. So ist 
das BIP im ersten Quartal real nicht gewachsen. 
Vor allem die Investitionen und der Staatsver-
brauch entwickelten sich in diesem Zeitraum 
schwach, während der private Verbrauch zunahm. 
Inzwischen setzte sich die wirtschaftliche Erholung 
in der EG wieder fort, wie vor allem die Steigerung 
der Industrieproduktion im zweiten Quartal zeigt. 

Allerdings verlief die konjunkturelle Entwicklung 
in den einzelnen Ländern der Gemeinschaft unter-
schiedlich. Während die Produktion vor allem in der 
Bundesrepublik Deutschland, in Großbritannien 
und Italien weiter wuchs, blieb sie in Frankreich 
sowie in einigen kleinen europäischen Ländern 
leicht zurück. Für das BIP kann in der EG 1985 mit 
einer realen Zuwachsrate von annähernd 2,5 v. H. 
gerechnet werden. 

Der Auslastungsgrad in der Industrie erhöhte sich 
nach Umfragen soweit, daß zwei Drittel des Rück

-

gangs seit dem letzten Höchststand vor der Rezes- 
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sion Anfang der achtziger Jahre aufgeholt worden 
sind. Die Produktionspläne der Industrie sind deut-
lich auf Expansion gerichtet, wofür vor allem die 
stärkeren Nachfrageimpulse aus dem Inlandsge-
schäft ausschlaggebend sein dürften. 

Die Ergebnisse der neuen Investitionsumfrage deu-
ten darauf hin, daß die europäische Industrie 1985 
real 11 v.H. mehr investieren wird als im Vorjahr. 
Damit sind die ursprünglichen Investitionszahlen 
im Herbst letzten Jahres noch um 2 v.H.-Punkte 
nach oben korrigiert worden. Allerdings überwie-
gen bei den Bauinvestitionen deutlich kontraktive 
Tendenzen, insbesondere im Wohnungsbau. 

Die Preisentwicklung hat sich nach einer Verstär-
kung in den ersten Monaten des Jahres wieder be-
ruhigt, begünstigt durch den fallenden Dollarkurs 
und nachgebende Rohölpreise. Gegenwärtig beläuft 
sich die Inflationsrate in der EG auf 6 v. H., sie ist 
damit seit 1980 kontinuierlich zurückgegangen. Zu-
dem verringerte sich die Bandbreite zwischen den 
einzelnen Ländern in diesem Zeitraum beträch-
lich. 

Die Lage auf dem Arbeitsmarkt hat sich trotz sin-
kender Kurzarbeit und leicht steigender Erwerbstä-
tigkeit kaum verbessert. Im ersten Halbjahr 1985 
blieb die Arbeitslosenquote in der EG unverändert 
bei 11 v.H. der Erwerbsbevölkerung. Das wirt-
schaftliche Wachstum war aber bei einer weiter 
steigenden Zahl der Erwerbsbevölkerung nicht 
stark genug, um den Arbeitsmarkt nennenswert zu 
entlasten. 

9. Auch 1986 ist in der Gemeinschaft eine Fortset-
zung des Wachstumsprozesses zu erwarten. Die 
Kommission rechnet in ihrer letzten Prognose mit 
einem realen Wachstum des BIP von etwa 2,5 v.H. 
Die Impulse von außen dürften an Stärke verlieren, 
während die Inlandsnachfrage stärker expandieren 
könnte. Die Investitionen dürften etwa im Umfang 
von 1985 zunehmen, wobei der Rückgang im Woh-
nungsbau schwächer ausfallen könnte. Ein starker 
Wachstumsbeitrag wird vom privaten Verbrauch er-
wartet, dagegen ist beim Staatsverbrauch mit einer 
Verlangsamung der Zuwachsrate zu rechnen. Die 
Inflation dürfte weiter zurückgehen. Auf dem Ar-
beitsmarkt ist noch keine wesentliche Besserung zu 
erwarten. Der gesamte Leistungsbilanzüberschuß 
der Gemeinschaft dürfte sich weiter vergrößern. 

10. Leitmotiv der Wirtschaftspolitik in Europa 
bleibt die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. Nach-
haltige, vor allem aber auf Dauer verbesserte Ange-
botsbedingungen stellen das einzig brauchbare Re-
zept hierfür dar. Vor allem die kräftige Erhöhung 
der Investitionen gilt es anzustreben. Um die inter-
nen Wachstumsbedingungen in Europa zu stärken, 
müssen Rigiditäten, welche Strukturanpassungen 
behindern, beseitigt und Mobilität und Flexibilität 
auf allen Märkten angestrebt werden. Instrumente 
hierzu bieten administrative Deregulierungen und 
eine aktive Wettbewerbspolitik. 

Falsch wäre der Versuch, mit konjunkturpolitisch 
motivierten Beschäftigungsprogrammen die struk-
turellen Probleme anzugehen. 

In die richtige Richtung zeigen vorgesehene Steuer-
senkungen in einigen europäischen Ländern. 

Europäische Währungspolitik 

11. Nachdem die Leitkurse seit März 1983 unver-
ändert waren, beschlossen die Finanzminister und 
Notenbankgouverneure mit Wirkung vom 22. Juli 
1985 eine Neufestsetzung der Wechselkurse inner-
halb des Europäischen Währungssystems. Im Rah-
men dieses Realignments wurde die italienische 
Lira gegenüber den übrigen am Wechselkursme-
chanismus teilnehmenden Währungen um rd. 8 v. H. 
abgewertet. Die rasche und geräuschlose Einigung 
über diese Leitkursänderung stellt einen konstruk-
tiven Beitrag zur Sicherung der Funktionsfähigkeit 
des Europäischen Währungssystems dar. 

12. Eine Reihe von Änderungen gab es zusätzlich 
im europäischen Währungsbereich: Am 30. April 
verabschiedete der Rat eine Verordnung zur Ände-
rung des Systems der Gemeinschaftsanleihen. Da-
mit wird das maximale Anleihevolumen um 2 Mrd. 
ECU auf 8 Mrd. ECU 1) erhöht und die Inanspruch-
nahme dieser Fazilität durch einzelne Mitgliedstaa-
ten auf höchstens 50 v. H. des Gesamtvolumens be-
grenzt. Obgleich die griechische Drachme vorerst 
nicht am EWS-Wechselkursmechanismus teilneh-
men wird, ist die Bank von Griechenland mit Wir-
kung vom 1. Juli 1985 dem EWS-Abkommen beige-
treten. Auch trafen die Notenbankgouverneure im 
Juni 1985 im Zusammenhang mit der offiziellen 
ECU Vereinbarungen, die den Mobilisierungsme-
chanismus betreffen, eine geldmarktorientierte 
Verzinsung von ECU-Forderungen und -Verbind-
lichkeiten beinhalten sowie — in bestimmten Fäl-
len — eine Erhöhung der ECU-Annahmegrenzen 
vorsehen. Darüber hinaus können EWS-Notenban-
ken in Zukunft ihre ECU-Guthaben auch auf Noten-
banken von Drittländern sowie auf internationale 
Instutionen wie die BIZ übertragen, sobald der Rat 
die Verordnung 3181/1978 vom 18. Dezember 1978 
entsprechend angepaßt hat. 

Ill. Der Haushalt 
der Europäischen Gemeinschaften 

Haushaltsplan 1985 

13. Zur Beendigung des Nothaushaltsverfahrens 
hat der Rat am 23. und 24. April auf der Grundlage 
des von der Kommission vorgelegten Berichti-
gungsschreibens Nr. 3 zum Vorentwurf des EG-
Haushalts 1985 den Entwurf des Gesamthaushalts-
plans 1985 für die Gemeinschaften ausgearbeitet. 
Dabei hat der Rat seinen Entwurf vom 2. Oktober 
1984 insbesondere wie folgt geändert: Die Ansätze 
für Zahlungsermächtigungen EAGFL — Abteilung 
Garantie wurden um 1 955 Mio. ECU, die für Nah-
rungsmittelhilfe wurden um 26,1 Mio. ECU erhöht, 
die übrigen Ansätze wurden bestätigt. Bei gleicher 
Gelegenheit haben die im Rat vereinigten Vertreter 

1) 1 ECU = ca. 2,25 DM (Haushaltskurs 1985) 
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der Regierungen der Mitgliedstaaten beschlossen, 
der Gemeinschaft zur Finanzierung des Haushalts 
1985 einen Betrag von 1 981 Mio. ECU zu zahlen. 
Dieser Betrag wird von den Mitgliedstaaten in 
Form nicht zurückzahlbarer Zuschüsse nach einem 
dem MwSt-Eigenmittelschlüssel entsprechenden 
Aufbringungsschlüssel zur Verfügung gestellt. 

Das Europäische Parlament prüfte im Verlauf sei-
ner Mai-Tagung (6. bis 10. Mai) 1985 den neuen Ent-
wurf des Gesamthaushaltsplans der Europäischen 
Gemeinschaften für 1985 in erster Lesung. 

Der Rat prüfte am 22. Mai 1985 auf der Grundlage 
der vom Europäischen Parlament bei der ersten Le-
sung beschlossenen Abänderungen und Änderungs-
vorschläge den neuen Entwurf des Haushaltsplans 
für das Haushaltsjahr 1985 in zweiter Lesung. 

Das Europäische Parlament hat auf seiner Juni

-

Tagung in zweiter Lesung über den neuen Entwurf 
des Gesamthaushaltsplans für das Haushaltsjahr 
1985 beraten und der Präsident des Parlaments hat 
am 13. Juni die endgültige Feststellung des Haus-
haltsplans für das Haushaltsjahr 1985 festgestellt. 

Haushaltsplan 1986 

14. Die Kommission hat dem Rat und dem Parla-
ment am 8. Juli 1985 den Vorentwurf des Gesamt-
haushaltsplans der Gemeinschaften für das Haus-
haltsjahr 1986 übermittelt. Am 17. September hat 
der Rat anhand des Vorentwurfs den Entwurf des 
EG-Haushaltes 1986 aufgestellt. Die Aufschlüsse-
lung der Zahlungsermächtigungen und Verpflich-
tungsermächtigungen ist den nachstehenden Tabel-
len zu entnehmen. 

Haushaltsdisziplin 

15. Die Kommission hat dem Rat und dem Parla-
ment am 14. Juni - entsprechend den Regeln der 
EG-Haushaltsdisziplin - die für die Festsetzung 
des Bezugsrahmens 1986 erforderlichen „Schlüssel-
zahlen für den Haushaltsplan 1986" übermittelt. 
Nach eingehenden Beratungen legte der Rat am 
22. Juli 1985 den Bezugsrahmen für den Haushalts-
plan 1986 fest. 

a) Mittel für Verpflichtungen 
- in Mio. ECU 1) - 

Bereich 
Haushalt 1985 Vorentwurf 1986 Entwurf 1986 

Verän

-

derungen 
in v. H. 

1 v. H.  i 	2 v. H. 3 v. H. 3/1 

Kommission 
- Agrarbereich 	 20 822,2 68,01 22 311,3 61,36 22 072,5 65,01 + 	6,00 

- Sozialbereich 	 2 231,3 7,29 2 574,2 7,08 2 294,3 6,76 + 	2,82 

- Regionalbereich, 
Verkehr 	 2 588,7 8,46 3 844,8 10,57 2 978,0 8,77 + 15,04 

- Forschung, Ener-
gie, Industrie 	 1 046,9 3,42 989,0 2,72 832,1 2,45 - 20,52 

- Entwicklungshilfe 
und Zusammen-
arbeit 	 1322,8 4,32 1279,1 3,52 1146,9 3,38 - 	13,30 

- Erstattungen an 
Mitgliedstaaten, 
Reserven 	 1 271,8 4,15 3 693,4 10,16 3 036,9 8,94 + 138,79 

- Verwaltungsmittel 884,6 2,89 1 097,9 3,02 1 041,1 3,07 + 	17,69 

Kommission insgesamt 30 168,1 98,54 35 789,5 98,43 33 401,8 98,38 + 	10,72 

Andere Organe 	 448,0 1,46 569,6 1,57 550,5 1,62 + 22,88 

Gesamtbetrag 	 30 616,0 100,00 36 359,1 100,00 33 952,3 100,00 + 10,90 

1 ) Haushaltskurse 
1985 1 ECU = 2,25439 
1986 1 ECU = 2,22431 

- Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen - 
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b) Mittel für Zahlungen 
- in Mio. ECU 1) - 

Bereich 
Haushalt 1985 Vorentwurf 1986 Entwurf 1986 

Verän

-

derungen 
in v. H. 

1 v. H. 2 v. H. 3 v. H. 3/1 

Kommission 
- Agrarbereich 	 20 754,5 72,99 22 194,5 63,32 21 962,4 69,08 + 	5,82 
- Sozialbereich 	 1 626,2 5,72 2 522,5 7,20 1 552,2 4,88 - 	4,55 
- Regionalbereich, 

Verkehr 	 1 697,8 5,98 2 866,5 8,18 1835,3 5,77 + 	8,10 
- Forschung, Energie, 

Industrie 	 706,8 2,49 778,6 2,22 736,7 2,32 + 	4,23 
- Entwicklungshilfe 

und Zusammen-
arbeit 	 1043,7 3,67 1327,8 3,79 1075,9 3,38 + 	3,09 

- Erstattungen an 
Mitgliedstaaten, 
Reserven 	 1271,8 4,47 3 693,4 10,54 3 036,9 9,55 + 138,79 

- Verwaltungsmittel 884,6 3,11 1 097,9 3,13 1 041,1 3,27 + 	17,69 

Kommission insgesamt 27 985,2 98,42 34 481,1 98,37 31 240,6 98,27 + 	11,63 

Andere Organe 	 448,0 1,58 569,6 1,63 550,5 1,73 + 22,88 

Gesamtbetrag 	 28 433,2 100,00 35 050,7 100,00 31 791,1 100,00 + 	11,81 

1 ) Haushaltskurse 
1985 1 ECU - 2,25439 
1986 1 ECU = 2,22431 

- Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen - 

IV. Der Gemeinsame Markt 

Innergemeinschaftlicher Warenverkehr 

16. Die Kommission hat am 14. Juni 1985 ein Weiß-
buch zur Vollendung des Binnenmarktes vorgelegt. 
Es sieht ein umfassendes Maßnahmenbündel zur 
Beseitigung aller noch bestehenden Beschränkun-
gen des freien Personen-, Waren-, Kapital- und 
Dienstleistungsverkehrs bis zum Jahre 1992 vor 
und führt im Anhang über 300 Einzelvorhaben auf. 

Der Europäische Rat von Mailand hat die Vorlage 
des Weißbuchs begrüßt und Leitlinien für vorran-
gige Bereiche und Maßnahmen verabschiedet. 

Die Bundesregierung begrüßt den umfassenden An-
satz und die Ziele des Weißbuchs, wobei sie aller-
dings für die Liberalisierung des Kapitalverkehrs 
einen umfassenderen und zügigeren Abbau der 
noch bestehenden Kapitalverkehrsbeschränkungen 
fordert. 

Die umfangreichen Aufgaben des Weißbuchs kön-
nen nur dann fristgemäß bewältigt werden, wenn 
das Beschlußverfahren des Rates für Binnenmarkt-
vorhaben verbessert wird. Insoweit sind insbeson-
dere für den Bereich des Artikels 100 EWG-Vertrag 

(Warenverkehr) Fortschritte bei der Regierungs-
konferenz (institutionelle Fragen) wünschenswert. 

Die Bundesregierung hat mit der Einsetzung einer 
Hochrangigen Arbeitsgruppe die organisatorischen 
Vorkehrungen für die Koordinierung der Maßnah-
men des Weißbuchs ergriffen. Die Hochrangige Ar-
beitsgruppe hat Orientierungen für die Haltung der 
Bundesregierung zum Weißbuch erarbeitet, die vom 
Ausschuß der Europa-Staatssekretäre gebilligt wor-
den sind. 

17. Im Bereich der technischen Rechtsanglei-
chung konnte der Rat am 7. Mai 1985 mit der Verab-
schiedung der Entschließung über eine neue Kon-
zeption auf dem Gebiet der technischen Harmoni-
sierung und der Normung einen wichtigen Durch-
bruch erzielen. Damit haben die langjährigen In-
itiativen der Bundesregierung, die mit der Kommis-
sion und unseren wichtigsten Partnern sorgfältig 
abgestimmt worden sind, zum Erfolg geführt. 

Im Kern besteht die neue Konzeption in einer 
neuen Aufgabenverteilung zwischen der Gemein-
schaft und den europäischen Normungsorganisatio-
nen. Danach sollen in den EG-Harmonisierungs-
richtlinien zum Abbau technischer Handelshemm- 
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nisse nur noch die Sicherheitsziele definiert wer-
den, während die technischen Einzelheiten durch 
einen Verweis auf europäische Normen geregelt 
werden sollen. Bis zur Ausarbeitung der europäi-
schen Normen kann als Übergangsmaßnahme auch 
auf Listen mit nationalen Normen Bezug genom-
men werden, die in einem Gemeinschaftsverfahren 
gegenseitig anerkannt werden. 

Mit dieser Entscheidung ist nach Ansicht der Bun-
desregierung der Weg für rasche Fortschritte beim 
Abbau der immer noch zahlreichen technischen 
Handelshemmnisse in der Gemeinschaft geebnet 
worden. 

Die neue Konzeption führt nicht nur zu einer Entla-
stung der Ratsgremien von technischer Detailar-
beit, sondern leistet darüber hinaus auch einen 
wichtigen Beitrag zur Entbürokratisierung auf Ge-
meinschaftsebene. 

Abbau der Grenzkontrollen 

18. Am 14. Juni 1985 ist zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland, den Staaten der Benelux-Wirt-
schaftsunion und Frankreich ein Übereinkommen 
über den Abbau der Grenzkontrollen geschlossen 
worden. In zwei Stufen sollten die Kontrollen an 
den gemeinsamen Grenzen möglichst weitgehend 
abgebaut und an die Außengrenzen verlegt wer-
den. 

Die erste Stufe umfaßt insbesondere das bereits am 
15. Juni 1985 eingeführte Abfertigungsverfahren 
ohne Wartezeiten nach dem Muster des deutsch-
französischen Abkommens vom 13. Juli 1984 (d. h. 
grundsätzlich nur Sichtkontrollen, nur in Ausnah-
mefällen Stichproben — Grüne Scheibe), Erleichte-
rungen in den Bereichen gewerblicher Personenbe-
förderungen auf der Straße und Güterkraftverkehr, 
Verkürzungen des Grenzaufenthalts der Eisenbah-
nen sowie die Zusammenarbeit der Zoll- und Poli-
zeiverwaltungen der Staaten des Übereinkom-
mens. 

Die zweite Stufe beinhaltet Maßnahmen, wodurch 
auf längere Sicht die den Grenzkontrollen zugrun-
deliegenden Vorschriften mit dem Ziel harmoni-
siert werden, Kontrollen gänzlich überflüssig zu 
machen. 

Neue Technologien 

19. Die steigende Bedeutung der Informations-
technik und der Telekommunikation für die Siche-
rung der Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit der 
europäischen Wirtschaft hat die Bundesregierung 
veranlaßt, ihre Vorstellungen zur Politik der Euro-
päischen Gemeinschaft auf dem Gebiet der Infor-
mations- und Kommunikationstechnik in einem 
Memorandum vom 15. März 1985 niederzulegen und 
der Kommission sowie dem Rat zu übermitteln. Die 
Bundesregierung sieht die Ziele einer europäischen 
Politik in diesem Bereich in der weiteren Verbesse-

rung der Rahmenbedingungen, auch für grenzüber-
schreitende Unternehmenszusammenarbeit, dem 
Aufbau eines gemeinsamen, nach außen offenen 
Marktes für informations- und kommunikations-
technische Produkte und der Herstellung zumin-
dest EG-weiter Kompatibilität von Diensten für In-
formation und Kommunikation auf der Basis inter-
nationaler bzw. europäischer Standards. 

Die Bundesregierung hat daher die Initiativen der 
Kommission, auf dem wichtigen Gebiet der Infor-
mationstechnik die europäische Normung voranzu-
treiben, außerordentlich begrüßt. Sie spricht die 
Hoffnung aus, daß die europäischen Normungsor-
ganisationen das umfangreiche Normungsmandat 
entsprechend der raschen technischen Entwicklung 
ausfüllen können. 

20. Im Hinblick auf die Schlüsselrolle von Normen 
und technischen Vorschriften beim Ausbau eines 
europäischen Binnenmarktes auf dem Gebiet der 
Informations- und Kommunikationstechnik unter-
stützt die Bundesregierung auch die generelle Ziel-
setzung zweier Richtlinienvorschläge, die die Korn-
mission am 30. Mai 1985 dem Rat vorgelegt hat. Der 
„Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über die 
Normung auf dem Gebiet der Informationstechno-
logien und der Telekommunikation" sowie der „Vor-
schlag für eine Richtlinie des Rates über die erste 
Etappe der Verwirklichung der gegenseitigen Aner-
kennung von Allgemeinzulassungen von Telekom-
munikations-Endgeräten" sollen die Entwicklung 
von entsprechenden Normen und technischen Vor-
schriften in Europa fördern sowie deren Einsatz auf 
gemeinschaftlich abgestimmter Basis sicherstellen. 
Zur Erleichterung des innergemeinschaftlichen Wa-
renaustausches soll zusätzlich die gegenseitige An-
erkennung von Konformitätsprüfungen bei Fern-
meldeendgeräten vereinbart werden. 

Das von der Kommission in den beiden Richtlinien-
vorschlägen gewählte Instrumentarium sowie ver-
schiedene Einzelvorschläge werfen eine Reihe von 
Problemen auf, die derzeit im Rat auf Arbeitsgrup-
penebene behandelt werden. Die Bundesregierung 
setzt sich in engem Kontakt mit ihren europäischen 
Partnern für eine rasche Lösung dieser Fragen 
ein. 

21. Im März 1985 hat die Kommission in einer Mit-
teilung an den Rat eine Stellungnahme betre ffend 
die europäische Industrie und die fortgeschrittene 
Fertigungstechnik sowie eine detaillierte Analyse 
dazu vorgelegt. Nach Auffassung der Kommission 
sollten u. a. die Normungsarbeiten auf dem Gebiet 
der fortgeschrittenen Fertigungstechnik so schnell 
wie möglich vorangetrieben werden. Die europäi-
schen Industrieminister haben die Mitteilung der 
Kommission gebilligt und dabei die Bedeutung der 
Normung auf dem Gebiet der fortgeschrittenen Fer-
tigungstechnik anerkannt. 

Die Bundesregierung unterstützt alle Bestrebun-
gen, im Bereich der fortgeschrittenen Fertigungs-
technik die Normung in den Normenorganisationen 
CEN/CENELEC und ISO/IEC voranzutreiben. 

 



Drucksache 10/4374 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

Europäische wi rtschaftliche Interessenvereinigung 

22. Der Rat hat auf der Grundlage des Artikels 235 
EWG-Vertrag am 25. Juli 1985 die Verordnung 
(EWG) Nr. 2137/85 über die Schaffung einer Euro-
päischen wirtschaftlichen Interessenvereinigung 
(EWIV) angenommen. Die neue „supranationale" 
Rechtsform der EWIV soll die grenzüberschrei-
tende Zusammenarbeit von Unternehmen und An-
gehörigen freier Berufe aus verschiedenen Mit-
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften er-
leichtern. Diese waren bisher nur dadurch möglich, 
daß die kooperationswilligen Partner sich auf eine 
Rechtsform eines nationalen Rechts einigten und 
sich somit der Rechtsordnung eines Mitgliedstaates 
der EG unterwarfen. Die damit verbundenen recht-
lichen Schwierigkeiten und psychologischen 
Hemmnisse sollen durch die neue Rechtsform über-
wunden werden. 

Die EWIV ist einfach und flexibel konzipiert. Ihrer 
rechtlichen Struktur nach läßt sie sich aus deut-
scher Sicht schlagwortartig als „offene Handelsge-
sellschaft mit Fremdgeschäftsführung" bezeichnen. 
Ihre Tätigkeit muß im Zusammenhang mit der wirt-
schaftlichen Tätigkeit ihrer Mitglieder stehen und 
darf nur eine Hilfstätigkeit hierzu bilden. 

Die Bundesregierung hat die Arbeiten an der Ver-
ordnung intensiv gefördert und ihren Abschluß 
nachhaltig begrüßt. Sie wird dafür Sorge tragen, 
daß die notwendigen nationalen Ausführungsbe-
stimmungen, welche die neue Rechtsform des euro-
päischen Gemeinschaftsrechts in das deutsche 
Rechtssystem einpassen sollen, fristgerecht vor 
dem 1. Juli 1989 erlassen werden können. 

Verbesserung der Rechtsinformation 

23. Das computergestützte Rechtsinformationssy-
stem CELEX, das von der Kommission in Zusam-
menarbeit mit Rat, Parlament und Gerichtshof ent-
wickelt worden ist, hält Gemeinschaftsrecht in mitt-
lerweile drei Amtssprachen (Französisch, Deutsch, 
Englisch) zum Abruf innerhalb und außerhalb der 
Institutionen bereit. 

In enger Zusammenarbeit und Abstimmung mit der 
Ratsgruppe Rechtsinformatik erarbeitet die Korn-
mission zur Zeit ein neues Vertriebskonzept für die 
in CELEX gespeicherten Daten. Ziel ist dabei, die 
Zugriffsmöglichkeiten für die Mitgliedstaaten und 
Private zu verbessern und hierzu auch mit den ein-
zelstaatlichen Rechtsinformationssystemen — in 
der Bundsrepublik Deutschland JURIS — zusam-
menzuarbeiten. 

Gemeinsamer Stahlmarkt 

24. Die moderate gesamtwirtschaftliche Aufwärts-
bewegung in der Europäischen Gemeinschaft hat 
sich auch auf den europäischen Stahlmarkt günstig 
ausgewirkt. Diese Entwicklung, verbunden mit den 
marktregulierenden Maßnahmen und der Durch-
führung der Restrukturierungsprogramme der 

Stahlwerke, hat zu einer Erlösstabilisierung in den 
Stahlunternehmen geführt. 

Die Rohstahlerzeugung in der Europäischen Ge-
meinschaft im ersten Halbjahr 1985 ist gegenüber 
dem entsprechenden Vorjahresergebnis um 1 v. H. 
auf 62,1 Mio. t — von einer um 11 1/2 v. H. erhöhten 
Basis aus — gestiegen. Die Produktion von Walz-
stahlerzeugnissen in der ersten Jahreshälfte 1985 
blieb im Vorjahresvergleich unverändert. 

25. Die mit mehreren Drittländern bestehenden 
Stahllieferabkommen sind auch für 1985 verlängert 
worden; mit einem weiteren Land ist ein Abkom-
men abgeschlossen worden, um Importschutzzölle 
und -verfahren abzulösen. 

26. Die marktstabilisierenden Maßnahmen haben 
den fortschreitenden Prozeß der Umstrukturierung 
des Kapazitäts- und Beschäftigungsabbaus in der 
europäischen Stahlindustrie flankiert. Das Ziel, bis 
Ende 1985 ein Marktgleichgewicht wiederzugewin-
nen, wird jedoch angesichts nach wie vor bestehen-
der Überkapazitäten in der EG voraussichtlich 
nicht erreicht. Der Rat hat deshalb am 25. Juli 1985 
einen Grundsatzbeschluß gefaßt, wonach die inter-
nen Stahlkrisenmaßnahmen für eine Übergangszeit 
fortgeführt aber gleichzeitig im Zuge der fortschrei-
tenden Marktstabilisierung abgebaut werden sol-
len. Die Bundesregierung begrüßt die Absicht der 
Kommission, die Verantwortung für den gemeinsa-
men Stahlmarkt allmählich auf die Unternehmen 
zurückzuverlagern. Sie tritt in einigen Bereichen 
für eine schnellere Rückführung des Marktregulie-
rungssystems ein. Die Bundesregierung wird dabei 
darauf achten, daß der traditionelle Anteil der deut-
schen Unternehmen an den Produktionsquoten in-
nerhalb der Gemeinschaft nicht geschmälert wird 
und daß es nicht zu weiteren Wettbewerbsnachtei-
len für deutsche Unternehmen durch die Anschluß-
regelung zum Beihilfesystem kommt (s. auch Bei-
hilfen). 

Kohlemarkt der Gemeinschaft 

27. Der Steinkohlemarkt der Gemeinschaft ist 
1985 durch den Anstieg der Förderung in Großbri-
tannien nach Beendigung des Bergarbeiterstreiks 
um etwa 40 Mio. t auf 90 Mio. t gekennzeichnet. 
Während die französische Förderung leicht zurück-
gehen wird, werden die deutsche und belgische För-
derung etwa auf dem Niveau des Jahres 1984 lie-
gen. 

Die gemeinschaftliche Steinkohleförderung in 1985 
wird trotz des Anstiegs auf rd. 196 Mio. t etwa 
15 v. H. unter dem Niveau des Jahres 1983 liegen 
(1984 wegen des brit. Streiks nicht vergleichbar). 

Die Einfuhr aus Drittländern wird sich in 1985 mit 
rd. 80 Mio. t voraussichtlich auf dem hohen Stand 
von 1984 halten. 

Die Haldenbestände an Steinkohle und Koks wer-
den sich in 1985 um weitere rd. 7 Mio. t auf rd. 
35 Mio. t (ohne nationale Kohle- und Koksreserve) 
verringern. 
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V. Strukturpolitik 

Regionalpolitik 

28. Der Rat hat im Januar 1984 sechs Verordnun-
gen für eine 2. Tranche von spezifischen Gemein-
schaftsmaßnahmen im Rahmen der quotenfreien 
Abteilung des Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung verabschiedet. Aufgrund der hierzu 
gehörenden Stahlregionen-Verordnung hat die 
Kommission im Dezember 1984 das 1. Sonderpro-
gramm für das Saarland mit den von der Stahlkrise 
betroffenen angrenzenden Gebieten von Rheinland-
Pfalz genehmigt. Weitere Sonderprogramme im 
Rahmen dieser Verordnung für eine Förderung von 
Arbeitsmarktregionen in Bayern (Mittlere Ober-
pfalz), Niedersachsen (Braunschweig-Salzgitter und 
Osnabrück) sowie Nordrhein-Westfalen (Dortmund, 
Duisburg-Oberhausen, Bochum) liegen der Kom-
mission zur Genehmigung vor. 

Im Rahmen der Schiffbauregionen-Verordnung 
steht weiterhin das Sonderprogramm für die schles-
wig-holsteinische Arbeitsmarktregion Lübeck-Ost-
holstein bei der Kommission zur Genehmigung an. 

29. Im Juli 1985 hat im Rat die Beratung neuer 
von der Kommission vorgelegter Verordnungsent-
würfe für Schiffbau-, Textil- sowie Fischereiregio-
nen begonnen. Von deutscher Seite ist dabei beson-
ders hervorgehoben worden, daß die für die Förde-
rung maßgeblichen Kriterien auf alle betroffenen 
Regionen gleichmäßig angewendet und ohne Dis-
kriminierung die Regionen, die die Voraussetzun-
gen für eine Förderung erfüllen, in die Verordnun-
gen aufgenommen werden. 

30. Im Rahmen der Überprüfung der deutschen 
Regionalförderung hat die Kommission in letzter 
Zeit verstärkt förmliche Prüfverfahren nach Art. 93 
Abs. 2 EWG-Vertrag sowohl gegen Fördergebiete 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re-
gionalen Wirtschaftsstruktur" als auch gegen Lan-
desförderungsprogramme eingeleitet. Gegen die 
Verbotsentscheidung der Kommission vom 24. Juli 
1984 gegen die Landesförderung in den Arbeits-
marktregionen Siegen und Borken-Bocholt hat die 
Bundesregierung Klage vor dem EuGH erhoben, 
über die noch nicht entschieden worden ist. Die 
Kommission betrachtet die Regionalförderung in 
der Bundesrepublik Deutschland insgesamt als 
überhöht und ist bestrebt sie einzuschränken. 

31. Vom Europäischen Regionalfonds wurden für 
deutsche Vorhaben seit Bestehen des Regional-
fonds (1975) insgesamt 984,9 Mio. DM erstattet. 

Integrierte Mittelmeerprogramme 

32. Der Rat hat am 23. Juli 1985 die Verordnung 
Nr. EWG/2088/85 über die integrierten Mittelmeer-
programme (IMP) verabschiedet. Ziel dieser IMP 
ist es, die wirtschaftlichen Strukturen der Mittel-
meerregionen der gegenwärtigen Gemeinschaft 
insbesondere im Hinblick auf die möglichen Aus

-

wirkungen des Beitritts der iberischen Länder zu 
stärken. Für die Laufzeit von sieben Jahren sind 
Zuschüsse in Höhe von 4,1 Mrd. ECU 1) und ein Dar-
lehensrahmen bei der Europ. Investitionsbank 
(EIB) von 2,5 Mrd. ECU vorgesehen. 

Zur Durchführung der Verordnung haben die be-
günstigten Länder Griechenland, Italien und 
Frankreich für ihre Programmregionen integrierte 
Förderprogramme vorzulegen. Sie werden von 
Sachverständigen aus allen Mitgliedstaaten geprüft 
und von der Kommission genehmigt und bilden 
dann die Grundlage der Mittelvergabe. Soweit die 
Zuschüsse, von denen 2 Mrd. ECU verteilt auf sie-
ben Jahre für Griechenland festgelegt sind, aus den 
Haushaltsmitteln der bestehenden Strukturfonds 
finanziert werden, gelten auch die Regeln der Mit-
telvergabe dieser Fonds. 

Die Bundesregierung begrüßt die Einigung über 
diese Verordnung innerhalb der vom Europäischen 
Rat bis Ende Juni 1985 gesetzten Frist. Sie hat 
erreicht, daß die zeitlich befristeten IMP die Regeln 
der auf Dauer angelegten Strukturfonds nicht be-
einträchtigen oder präjudizieren. Sie hat die Auf-
nahme des ordnungspolitisch verfehlten Instru-
ments der Zinssubventionen in die Verordnung ver-
hindern können. Bei der Ausgestaltung der inte-
grierten Programme ist den nicht begünstigten Mit-
gliedstaaten im Rahmen eines Ausschusses ein 
Mindestmaß an Mitwirkungs- und Kontrollmöglich-
keiten eingeräumt. Insgesamt bewertet die Bundes-
regierung die Verordnung positiv als Solidarbeitrag 
der Gemeinschaft für ihre südlichen Regionen. 

Neues Gemeinschaftsinstrument (NGI) 

33. Die Kommission hat dem Rat vorgeschlagen, 
für das sog. Neue Gemeinschaftsinstrument einen 
zusätzlichen Plafond von 1,5 Mrd. ECU für Anleihen 
und Darlehen zu genehmigen (NGI IV). Die Mittel 
sollen Klein- und Mittelbetrieben zur Finanzierung 
von Investitionsvorhaben (insbesondere Anwen-
dung • neuer Technologien, Innovation, rationelle 
Energienutzung) zur Verfügung gestellt werden. 
Neu an dem Vorschlag gegenüber NGI — III ist: 

— Ausdrückliche Aufnahme der Möglichkeit, Dar-
lehen über Finanzmittler zu vergeben, 

— Vergabe der Mittel als Darlehen oder als Kapi-
taleinlage, 

— Möglichkeit der Einräumung von tilgungsfreien 
Perioden für Kapital- und Zinszahlungen, 

— Finanzierung nicht nur von Anlageinvestitionen, 
sondern auch von immateriellen Werten (Know-
how, Lizenzen usw.) in unmittelbarem Zusam-
menhang mit der betreffenden Investition. 

Die Bundesregierung vertritt wie schon zu den Be

-

schlüssen über NGI I—III auch zu NGI W eine sehr 
kritische, grundsätzlich ablehnende Position. Denn 

1) 1 ECU = ca. 2,25 DM (Haushaltskurs 1985) 
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das NGI ist neben der Europäischen Investitions-
bank (EIB) im Grunde unnötig; es hat uner-
wünschte Wettbewerbsverzerrungen zugunsten der 
Weichwährungsländer, insbesondere durch Über-
nahme der Wechselkursabsicherung durch den 
Staat; die Subventionselemente in dem Vorschlag 
sind nicht annehmbar; eine Darlehensfinanzierung 
der EG, die durch Erweiterung des Finanzrahmens 
und der Fördertatbestände wächst, umgeht die Re-
gel, daß die EG ihre Politiken aus den ihr zur Verfü-
gung stehenden Eigenmitteln finanziert. Das Kapi-
tal der EIB ist überdies durch Beschluß vom 
11. Juni 1985 erhöht worden (s. Europäische Investi-
tionsbank). Der zusätzlichen Eröffnung eines neuen 
NGI bedarf es daneben nicht. 

Europäische Investitionsbank (EIB) 

34. Im 1. Halbjahr 1985 setzte die EIB die durch 
ein hohes Finanzierungsvolumen gekennzeichnete 
Entwicklung des Jahres 1984 fort. Das Darlehensvo-
lumen innerhalb der Mitgliedstaaten der Gemein-
schaft erreichte in den ersten sechs Monaten 1985 
2 961,2 Mio. ECU 1), davon 578,1 Mio. ECU Mittel des 
Neuen Gemeinschaftsinstruments (NIG-Anleihen), 
was einer Steigerung gegenüber dem gleichen Vor-
jahreszeitraum um 6,9 v. H. entspricht. Vorrangig 
wurden Darlehen in wirtschaftlich schwächere Ge-
biete der Gemeinschaft vergeben. Kleine und mitt-
lere Unternehmen hatten ihren Anteil daran im 
Rahmen von Globaldarlehen. Das Schwergewicht 
der Finanzierungen lag im Dienstleistungsbereich 
sowie bei Energievorhaben, um die Verringerung 
der Abhängigkeit der Gemeinschaft von Öleinfuh-
ren zu fördern (Energieeinsparungen, Nutzung ei-
gener Energiequellen). Das Interesse deutscher Un-
ternehmen hielt sich in engen Grenzen. 

35. Die in den Finanzprotokollen vorgesehenen 
Darlehen der EIB für Mittelmeerländer, mit denen 
die Gemeinschaft Kooperationsabkommen abge-
schlossen hat, werden zügig abgewickelt, ebenso die 
Vorbeitrittshilfe zugunsten Spaniens und Portugals, 
die bis zum Jahresende 1985 abgeschlossen sein 
muß. Das Darlehensgeschäft mit den 64 AKP-Staa-
ten im Rahmen des 2. Abkommens von Lomé wird 
fortgesetzt. 

36. Der Rat der Gouverneure der EIB hat am 
11. Juni 1985 beschlossen, das Geschäftskapital der 
Bank zum 1. Januar 1986 unter Einschluß Spaniens 
und Portugals von 14,4 auf 28,8 Mrd. ECU aufzustok-
ken. Die Einzahlungsquote beträgt 7,5 v. H. 

Die Erhöhung wurde notwendig, da die Bank gegen 
Jahresende 1985 an die satzungsmäßige Ober-
grenze ihrer Ausleihungen und sonstigen Finanzie-
rungen von 36 Mrd. ECU stoßen wird. Die Ausleihe-
kapazität steigt im nächsten Jahr auf 72 Mrd. 
ECU. 

1) 1 ECU = ca. 2,25 DM (Haushaltskurs 1985) 

VI. Wettbewerbspolitik 

Absprachen und Marktmacht 

37. Die Kommission hat im Frühjahr 1985 eine 
Mitteilung mit dem Titel „Fortschritte auf dem 
Wege zu einer gemeinsamen Verkehrspolitik — 
Seeverkehr" vorgelegt, in deren Anhang auch Vor-
schläge für legislatorische Maßnahmen aus dem 
Bereich des Wettbewerbsrechts enthalten sind. 

Der Verordnungsentwurf über die Einzelheiten der 
Anwendung der Wettbewerbsregeln (Artikel 85 und 
86) des EWG-Vertrages auf den Seeverkehr, wel-
cher bereits seit 1981 diskutiert wird, betrifft die 
Seeschiffahrt von und nach den Mitgliedsstaaten 
der Gemeinschaft. Den Besonderheiten der Schiff-
fahrtslinienkonferenzen, welche in dem UN-Verhal-
tenskodex für Linienkonferenzen anerkannt wor-
den sind, soll im Rahmen dieser Verordnung Rech-
nung getragen werden. Es bestehen noch Mei-
nungsverschiedenheiten über Einzelfragen, u. a. ob 
die Verordnung den gesamten Seeverkehrsbereich 
erfassen und ob in der Verordnung für bestimmte 
andere Absprachen als Konferenzabsprachen Frei-
stellungsvoraussetzungen geregelt sein sollen. Der 
Verordnungsentwurf des Rates über unlautere 
Preisbildungspraktiken in der Seeschiffahrt soll der 
Gemeinschaft Abwehrmaßnahmen gegen be-
stimmte unlautere Preisbildungspraktiken von 
Drittlandsreedereien ermöglichen. Es besteht je-
doch noch keine Einigkeit darüber, welche Prakti-
ken im einzelnen als unlauter angesehen werden 
sollen. 

Die Verhandlungen über die beiden Verordnungs-
entwürfe werden aufgrund eines Beschlusses des 
Rates vom Juni 1985 intensiviert fortgesetzt. Die 
Bundesregierung setzt sich bei den Beratungen in 
Brüssel für eine wettbewerbliche Ausrichtung der 
Verordnungen ein und ist nachhaltig bemüht, die 
Verhandlungen weiterhin positiv zu fördern. 

Im Bereich des Luftverkehrs hat die Kommission 
bereits im März 1984 das Memorandum Nr. 2 „Fort-
schritte auf dem Weg zu einer gemeinschaftlichen 
Luftverkehrspolitik" vorgelegt. Zu diesem Memo-
randum hat im November 1984 die Gruppe auf ho-
her Ebene „Luftverkehr" Stellung genommen. Zur 
Zeit werden Verhandlungen über den Vorschlag der 
Kommission für eine Entscheidung des Rates über 
bilaterale Abkommen, Vereinbarungen und Abma-
chungen zwischen Mitgliedstaaten über den Luft-
verkehr geführt. Auf diese Weise soll die Reglemen-
tierung im Luftverkehr zurückgedrängt und den 
Luftverkehrsunternehmen ein größerer Freiraum 
gewährt werden. Die Einzelheiten der Wettbe-
werbsbeziehungen zwischen den Luftverkehrsun-
ternehmen sollen demnächst auf der Grundlage des 
Vorschlags der Kommission für eine Verordnung 
(EWG) des Rates über die Anwendung der Art. 85 
und 86 EWG-Vertrag auf den Luftverkehr erörtert 
werden. 

Die Bundesregierung wird die zu erlassenden Be-
stimmungen aktiv mitgestalten. 
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38. Die unter italienischer Präsidentschaft unter-
brochenen Beratungen über den 1984 von der  Kom-
mission  geänderten Vorschlag einer Verordnung 
des Rates über die Kontrolle von Unternehmenszu-
sammenschlüssen sind im September 1985 wieder 
aufgenommen worden. Die Bundesregierung hält 
an ihrer bisherigen Linie fest, den Grundsatz einer 
europäischen Fusionskontrolle zu unterstützen, so-
weit die wirksame Durchsetzung der primär wett-
bewerbspolitischen Zielsetzung des Kommissions-
entwurfes sichergestellt bleibt. 

39. Die Kommission hat mit ihrer Entscheidung 
vom 5. Dezember 1984 die vom Deutschen Verband 
der Sachversicherer empfohlene Erhöhung der Feu-
erversicherungsprämien als Verstoß gegen die 
Wettbewerbsregeln und als nicht freistellungsfähig 
bewertet. Die Sache liegt derzeit dem Europäischen 
Gerichtshof zur Entscheidung vor, nachdem der be-
troffene Verband Klage erhoben hat. 

Mit der Anwendung des EG-Wettbewerbsrechts auf 
die Versicherungswirtschaft wird ein Bereich be-
rührt, der in allen Mitgliedsstaaten der Gemein-
schaft einer zusätzlichen nationalen Fachaufsicht 
unterliegt. Hier wie in anderen Branchen, die einer 
besonderen Fachaufsicht unterworfen sind, führen 
isolierte wettbewerbsrechtliche Eingriffe nicht nur 
zu einer Zurückdrängung der nationalen Kartell-
rechte, sondern sie berühren gleichermaßen auch 
die Fachaufsichtsregelungen der Mitgliedsländer. 
Es besteht daher die Sorge, daß rechtliche Lücken 
entstehen und bei den Unternehmen allgemeine 
Rechtsunsicherheit um sich greift, wenn es nicht 
gelingt, auf europäischer Ebene eine generelle Ab-
stimmung der Belange der Wettbewerbspolitik und 
der Fachaufsicht zu erreichen. 

Die Bundesregierung unterstreicht daher die Not-
wendigkeit, bei der kommenden europäischen Rah-
mensetzung im Bereich des Versicherungswesens 
auf eine bessere Koordinierung der Wettbewerbs-
politik und der Fachaufsicht hinzuwirken. 

40. Die Kommission hat im Mai 1985 dem Rat eine 
Mitteilung über gemeinschaftliche Rahmenbestim-
mungen zur Preisregelung für Bücher vorgelegt. 
Das Papier beinhaltet eine Problemskizze zur 
Buchpreisbindung und erste Überlegungen für 
Maßnahmen auf Gemeinschaftsebene. Das Euro-
päische Parlament hatte im Jahre 1981 eine Ent-
schließung verabschiedet, in der es sich für feste 
Buchpreise aussprach und die Kommission ersuch-
te, die notwendigen Vorschläge auszuarbeiten. Der 
Europäische Gerichtshof ist in seinem Urteil vom 
10. Januar 1985 (Rechtssache 229/83) zu der Fest-
stellung gelangt, daß in bezug auf die nationalen 
Systeme oder Praktiken im Buchsektor zur Zeit 
keine Wettbewerbspolitik der Gemeinschaft beste-
he. Die Mitteilung der Kommission soll Grundlage 
für eine mit allen Beteiligten beabsichtigte Orien-
tierungsdebatte sein. Eine erste Erörterung mit 
Regierungssachverständigen hat bereits stattge-
funden. 

Bei der Klärung der maßgeblichen wettbewerbli

-

chen Grundsätze ist es Ziel der Bundesregierung, 

die Preisbindung im Verlagswesen zu erhalten, 
aber auch den Forderungen des EG-Rechts nach 
offenen europäischen Märkten Rechnung zu 
tragen. 

41. In ihrer Entscheidungspraxis hat die Kommis-
sion erstmals einen Verstoß gegen die Verordnung 
(EWG) Nr. 1017/68 vom 19. Juli 1968 über die An-
wendung von Wettbewerbsregeln auf dem Gebiet 
des Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffsver-
kehrs festgestellt. Die Entscheidung betrifft einen 
Branchenvertrag in Frankreich zwischen der Verei-
nigung der Binnenschiffahrtsunternehmen und 
dem Zentralverband der Frachtenagenten, der eine 
Abgabe im Exportverkehr mit diskriminierender 
Wirkung für ausländische Partikuliere beinhaltet. 

Staatliche Beihilfen 

42. Die Kommission ist offenbar bestrebt, ihre im 
14. Wettbewerbsbericht enthaltene Ankündigung ei-
ner strengeren Beihilfenkontrolle umzusetzen. Un-
verkennbar sind die Anstrengungen, ungenehmigt 
gewährte Beihilfen aufzugreifen, vermehrt Prüfver-
fahren einzuleiten und sogar Beihilfen zurückfor-
dern zu lassen. Die Bundesregierung begrüßt diese 
Entwicklung, auch in dem Bewußtsein, selbst davon 
betroffen werden zu können. 

43. Im Textilbereich hat die Kommission seit dem 
Sommer 1984 keine Beihilfensysteme mehr geneh-
migt und mit der Ablehnung belgischer, britischer 
und französischer Programme ein deutliches Zei-
chen gesetzt. 

Die Kommission hat die Mitgliedsstaaten unter-
richtet, daß sie für weitere zwei Jahre keine Beihil-
fen für den Synthesefasersektor zulassen wird, die 
zu einer Kapazitätserhöhung führen. In das Regime 
wurden auch Polypropylen-Fasern aufgenommen. 
Die Bundesregierung hat dieser Regelung zuge-
stimmt, jedoch auf ihre grundsätzlichen Bedenken 
gegenüber einer Sektoralisierung allgemeiner Pro-
gramme und besonders der Regionalförderung hin-
gewiesen. 

44. Aufgrund der bis Ende 1986 verlängerten 
5. EG-Richtlinie über Schiffbaubeihilfen hat die 
Kommission im Juli 1985 Anträge der Niederlande, 
Großbritanniens und Italiens auf Gewährung weite-
rer Produktionshilfen für deren Schiffbauindustrie 
genehmigt. Die Entscheidung über französische 
Produktionshilfen steht noch aus. 

Die britischen und italienischen Hilfen, die für die 
Zeit von Mitte 1984 bis Ende 1986 gezahlt werden 
sollen, dürfen einen höheren Prozentsatz erreichen 
als bisher. Die Bundesregierung prüft zur Zeit, ob 
dies mit der 5. EG-Richtlinie vereinbar ist, insbeson-
dere dem darin enthaltenen Grundsatz der Degres-
sivität von Subventionen. 

45. Mehrere Mitgliedstaaten, insbesondere Bel-
gien, Italien und Frankreich haben aufgrund des 
Ratsbeschlusses vom 26./27. März 1985 weitere Hil-
fen in Höhe von über 10 Mrd. DM zur finanziellen 
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Umstrukturierung ihrer Stahlunternehmen bean-
tragt, die die Kommission am 1. August 1985 geneh-
migt hat. Die Bundesregierung vertraut auf den Be-
schluß des Rates, nach 1985 keine Beihilfezahlun-
gen mehr zuzulassen. 

Die Kommission hat jedoch am 25. Juli 1985 einen 
Vorschlag für eine Regelung der Beihilfen an die 
Stahlindustrie nach 1985 vorgelegt, der in einem 
wesentlichen Punkt für die Bundesregierung sehr 
problematisch ist. Danach sollen an die Stahlindu-
strie noch für weitere drei Jahre Schließungsbeihil-
fen zugelassen werden. Die Bundesregierung hat 
sich diesem Vorschlag im Rat am 25. Juli mit aller 
Entschiedenheit widersetzt. Ein solcher Vorschlag 
würde zu Lasten von Stahlunternehmen gehen, die 
bereits in der Vergangenheit ohne oder mit gerin-
gen Hilfen ihre Kapazitäten angepaßt haben. Mit 
den von der Kommission im übrigen vorgelegten 
Vorschlägen ist die Bundesregierung im wesentli-
chen einverstanden. Aufgabe für die Zukunft wird 
es sein, unter Einbeziehung der Anschlußregelung 
für die Krisenmaßnahmen einen Weg zu finden, der 
weitere Wettbewerbsverzerrungen für deutsche Un-
ternehmen ausschließt. 

46. Mit einer Änderung der sogenannten Transpa-
renzrichtlinie hat die Kommission die bisher ausge-
nommenen Bereiche Wasser und Energie, Post und 
Fernmeldewesen sowie Verkehr und öffentliche 
Kreditanstalten in das Überwachungssystem für 
die finanziellen Beziehungen zwischen den Mit-
gliedsstaaten und den öffentlichen Unternehmen 
einbezogen. Die Bundesregierung bedauert, daß 
dies ohne Konsultationen mit den Mitgliedsstaaten 
durchgesetzt wurde. 

VII. Agrarpolitik 

Marktpolitik 

EG-Agrarpreisbeschlüsse 

47. Nach langwierigen und schwierigen Verhand-
lungen konnte der Rat am 16. Mai 1985 eine Teil-
einigung über die Agrarmarktordnungspreise 1985/ 
86 erzielen, jedoch nur unter Ausklammerung der 
Preisfestsetzung für Getreide, Raps und Rübsen. 
Die Beratungen hierüber gingen in der 9. Verhand-
lungsrunde am 16. Juli 1985 ohne Beschluß des Ra-
tes zu Ende. 

Dennoch konnte in diesen schwierigen Verhandlun-
gen erreicht werden, daß die Kommission ihre weit-
gehenden Forderungen 

— Senkung der Interventionspreise für Weizen 
und Gerste um 3,6 v. H. sowie für Roggen um 
4,4 v. H., 

— Abbau des deutschen Währungsausgleichs bei 
Getreide um 0,6 v. H., 

— keine besondere Brotweizenstützung, 

— Senkung des Höchstfeuchtigkeitsgehaltes für 
Interventionsgetreide 

nicht durchsetzte. Diese Forderungen hätte eine 
Senkung des Preises für Interventionsgetreide um 
rd. 6,5 v. H. bedeutet. 

Nachdem kein Ratsbeschluß zustande kam, er-
klärte die Kommission, daß die für Raps, Rübsen 
und Hartweizen bereits getroffenen Maßnahmen 
(Preissenkung für Raps und Rübsen um 1,8 v. H., 
keine Preisänderung für Hartweizen) weiterhin 
und für das übrige Getreide ab 1. August 1985 eine 
Preissenkung von 1,8 v. H. anzuwenden seien. 

Eine Verhinderung dieser im Rahmen eines sog. 
„Notregimes" durch die Kommission vorgenomme-
nen Preisfestsetzungen war weder politisch noch 
verfahrensmäßig möglich. 

Festsetzung der Agrarpreise 1985/86 

48. Während bei einigen Erzeugnissen (z. B. Zuk-
kerrüben, Wein, Rind- und Schweinefleisch) die bis-
herigen Preise beibehalten wurden, gab es bei ande-
ren Erzeugnissen geringfügige Anhebungen, aber 
auch Preissenkungen. Für Milch wurde der Richt-
preis um 1,5 v. H. erhöht. Dies wird durch eine An-
hebung des Interventionspreises für Magermilch-
pulver um 4,9 v. H. bei gleichzeitiger Senkung des 
Butterinterventionspreises um 2,0 v. H. erreicht. 

Die neuen Preise traten bzw. treten ab Beginn des 
jeweiligen Wirtschaftsjahres 1985/86 in Kraft; für 
Milch und Milcherzeugnisse, Rind- und Schweine-
fleisch gelten sie bereits seit dem 27. Mai 1985. 

Flankierende Maßnahmen 

Getreide 

49. Die Zahlungsfrist bei der Intervention von Ge-
treide wurde von 120 bis 140 Tage auf 90 bis 120 
Tage verkürzt; außerdem wurden die Mitgliedstaa-
ten ermächtigt, unter eigener nationaler Finanzie-
rung für die Lieferungen kleiner Erzeuger die Zah-
lungsfrist auf 60 Tage zu verkürzen. 

Für 3 Mio. t backfähigen Weichweizen (Brotweizen) 
wird bei der Schlußintervention im April/Mai 1986 
ein um 5 v. H. über dem Interventionspreis liegen-
der Preis gezahlt, wenn bestimmte erhöhte Quali-
tätskriterien erfüllt sind, nämlich 11 v. H. Eiweiß, 
Fallzahl 200, Teigtest. 

Für Bestände an Weichweizen und Brotroggen 
wurde am Ende des Wirtschaftsjahres 1984/85 eine 
Übergangsvergütung in Höhe von rd. 51,— DM/t ge-
zahlt. Damit sollte gewährleistet werden, daß die 
Bestände aus alter Ernte keinen Preisdruck auf die 
neue Ernte ausübten. 

Milch 

50. Der Anwendungszeitraum für die Erzeuger-
mitverantwortungsabgabe wurde auf das Wirt-
schaftsjahr 1985/86 ausgedehnt, die Abgabe gleich-
zeitig von bisher 3 auf 2 v. H. zurückgeführt. Diese 
Senkung kommt einer entsprechenden Anhebung 
der Erzeugererlöse gleich; sie gilt rückwirkend ab 
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1. April 1985. Auch die Verkürzung der Zahlungs-
frist bei der Butterintervention führt zu einer Ver-
besserung der Erzeugererlöse. 

Bei der Garantiemengenregelung wurde die bereits 
für den ersten Zwölfmonatszeitraum geschaffene 
Möglichkeit, auf nationaler Ebene Überlieferungen 
und zuviel ausgegebene Garantiemengen gegen Un-
terlieferungen aufzuzrechnen, auf den zweiten 
Zwölfmonatszeitraum ausgedehnt. Außerdem 
wurde die Umschichtung von Direktvermarktungs-
auf Anlieferungsreferenzmengen zugelassen. Die 
sogenannte „Superabgabe" wird künftig nur jähr-
lich abgerechnet. Erhobene Abgaben werden im 
Wirtschaftsjahr 1985/86 nur insoweit nach Brüssel 
abgeführt, wie die tatsächlichen Milchanlieferun-
gen die gesamte nationale Garantiemenge über-
schreiten. Die Mitgliedstaaten wurden ermächtigt, 
die verbleibenden Mittel zur Finanzierung einer 
Vergütung für die Aufgabe der Milcherzeugung zu 
verwenden, soweit die nationalen Gesamtgarantie-
mengen nicht überschritten werden. 

Rindfleisch 

51. Die variable Schlachtprämie für bestimmte 
ausgewachsene Schlachtrinder im Vereinigten Kö-
nigreich wird in der bisherigen Höhe bis zum 
6. April 1986 weiter gewährt. Die Kalbungsprämie 
in Griechenland, Irland, Italien und Nordirland wird 
unter Verringerung des Betrages von 12 auf 9 
ECU 1) ebenfalls bis zum 6. April 1986 beibehalten. 

Schaffleisch 

52. Das Wirtschaftsjahr wird an das Kalenderjahr 
angepaßt. Übergangsweise beginnt das Wirtschafts-
jahr 1985 am 27. Mai 1985 und endet am 5. Januar 
1986. Das Wirtschaftsjahr 1986 beginnt am 6. Januar 
1986 und endet am 4. Januar 1987. 

Ab 1. Oktober 1985 entfällt die für Mutterschafe im 
Vereingten Königreich gewährte variable Schlacht-
prämie, wenn bis dahin keine Lösung hinsichtlich 
der negativen Auswirkungen auf den Märkten der 
übrigen Mitgliedsstaaten gefunden wird. Für Aus-
fuhren von Schaffleisch aus Großbritannien nach 
Drittländern wird der sog. „claw back" (Rückzah-
lung der variablen Schlachtprämie) bis zum Ende 
des Wirtschaftsjahres 1987 ausgesetzt. 

Schweinefleisch 

53. Die Kommission wurde vom Rat beauftragt, 
die Möglichkeit einer Marktstützung durch regio-
nale Beihilfen für die private Lagerhaltung zu 
prüfen. 

Schlachtbetriebe 

54. In Anbetracht der vor allem in Belgien beson-
ders schwierigen Lage dieses Wirtschaftszweiges 
hielt der Rat es für notwendig, eine gemeinsame 
Maßnahme zur Rationalisierung der Schlachtbe- 

1) 1 ECU = 2,25 DM (Haushaltskurs 1985) 

triebe vorzusehen. Der Rat forderte die Kommis-
sion auf, bis zum 1. Oktober 1985 entsprechende 
Vorschläge zu unterbreiten, damit er vor Ende 1985 
über geeignete Maßnahmen beschließen kann. 

Trockenkartoffeln 

55. Die Beihilfe für Kartoffelstärke in Höhe von 
15,78 ECU/t, die für das Wirtschaftsjahr 1984/85 
ausgesetzt war, wird für das Wirtschaftsjahr 1985/ 
86 wieder in gleicher Höhe eingeführt. 

Obst und Gemüse 

56. Der Rat beschloß eine Verordnung, die der 
Kommission eine direkte Kontrolle im Sektor fri-
sches Obst und Gemüse gemeinsam mit den Mit-
gliedstaaten ermöglicht. Die Verordnung wird sich 
insbesondere auf die Einhaltung der Qualitätsnor-
men sowie die Feststellung der Notierungen für ein-
geführte Produkte und Erzeugnisse mit Ursprung 
in der Gemeinschaft erstrecken. Die Kontrollmög-
lichkeiten in nationaler Kompetenz werden da-
durch nicht berührt. 

Sauerkirschen 

57. Die Kommission hat im Rahmen einer Schutz-
maßnahme für das Wirtschaftsjahr 1985/86 Ein-
fuhrmindestpreise und Ausgleichsabgaben für die 
Einfuhr von Sauerkirschenerzeugnissen aus Dritt-
ländern festgesetzt. Außerdem hat sie für einen be-
fristeten Zeitraum die Erteilung von Einfuhrlizen-
zen für bestimmte Sauerkirschenerzeugnisse aus-
gesetzt. 

Grünbuch der Kommission zur Agrarpolitik 

58. Die Kommission stellt in ihrem „Grünbuch" 
vom 15. Juli 1985 die aus ihrer Sicht grundlegenden 
Alternativen für die künftige Entwicklung der EG-
Agrarpolitik zur Diskussion. Das Kommissionsdo-
kument enthält keine konkreten Vorschläge, son-
dern eigene Vorstellungen und Anregungen für die 
weiteren Beratungen mit den Gemeinschaftsorga-
nen und anderen Organisationen. Die Kommission 
beabsichtigt, die Ergebnisse dieser Diskussion in 
ihre Schlußfolgerungen für die künftige Ausrich-
tung der Gemeinsamen Agrarpolitik einzubeziehen 
und diese gegen Ende 1985 vorzulegen. 

Nach Auffassung der Kommission müssen die 
Überschüsse und die dadurch verursachten Ausga-
ben für die Agrarpolitik vorrangig durch Anpas-
sung der Produktion an die Nachfrage vermindert 
werden. Die Kommission gibt dabei einer Politik 
der Preissenkung als Instrument der Mengensteue-
rung eindeutig Vorrang vor Maßnahmen der direk-
ten Mengenbegrenzung. 

Im Vordergrund der Überlegungen stehen Maßnah-
men zur Lösung der Getreidemarktproblematik. 
Die Kommission fordert eine Annäherung der euro-
päischen Getreidepreise an die der Konkurrenten 
auf dem Weltmarkt. Selbst bei „deutlichen realen 
Preissenkungen über eine gewisse Zeit" rechnet sie 
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aber noch mit einer mäßigen Zunahme der Erzeu-
gung (jährliche Realpreissenkungen von 2 bis 
3 v. H. in den Jahren 1977 bis 1981 haben nicht zu 
einer Verminderung des Produktionswachstums ge-
führt). Daher sieht die Kommission ergänzend flan-
kierende Maßnahmen zur Verminderung der Über-
schußproduktion vor: 

— Umwidmung von Flächen für andere Verwen

-

dungen (u. a. für Umwelt und Naturschutz), 

— verstärkter Anbau von Defizitprodukten (u. a. 
Öl- und Eiweißpflanzen, Holz) und nachwach-
senden Rohstoffen (u. a. Flachs, Hanf, Bioetha-
nol). 

Allerdings schätzt die Kommission die marktentla-
stende Wirkung dieser Maßnahmen als vergleichs-
weise gering ein und weist auf den damit verbunde-
nen z. T. hohen Finanzmittelbedarf hin. 

Das Bündel der flankierenden Maßnahmen wird 
durch Überlegungen zur Modifizierung des Außen-
handelsschutzes ergänzt. 

Um die negativen ökonomischen und sozialen Fol-
gen einer Politik der mehrjährigen Preissenkung 
für die landwirtschaftlichen Betriebe abzumildern 
bzw. auszugleichen, stellt die Kommission vier ggf. 
auch kombinierbare Systeme der direkten Einkom-
mensübertragung zur Diskussion, die zugleich den 
bestehenden Rahmenbedingungen (geringe außer-
landwirtschaftliche Beschäftigungsmöglichkeiten) 
und wachsenden Aufgaben der Landwirtschaft (Er-
haltung der Umwelt) Rechnung tragen sollen: 

System A: Frühzeitiger Ruhestand für Haupter-
werbslandwirte ab dem 55. Lebensjahr nach 
dem Muster der inzwischen ausgelaufenen 
Landabgaberente; bessere finanzielle Ausstat-
tung und flexiblere Verwendung der freiwerden-
den Flächen als bei der ausgelaufenen Landab-
gaberente; 

— System B: Degressive, auf fünf Jahre befristete 
Ausgleichszahlungen mit strukturpolitischer 
Komponente für hauptberuflich bewirtschaftete 
Betriebe, deren Einkommen unter 75 v. H. des 
regionalen vergleichbaren Einkommens liegen; 
vorübergehende Hilfsmaßnahme zur betriebli-
chen Anpassung an die neue Situation; 

System C: Sozialpolitischer Ansatz für einkom-
mensschwache Betriebe (Mindestabsicherung); 
Vermeidung sozialer Härten in Betrieben, in de-
nen das Gesamteinkommen um einen bestimm-
ten Prozentsatz unter dem vergleichbaren Ein-
kommen bleibt; mit der Einkommensbeihilfe 
soll das tatsächliche Einkommen auf diesen 
(niedrigen) Prozentsatz des vergleichbaren Ein-
kommens angehoben werden, beschränkt auf 
die jeweilige Generation des Betriebsleiters; 

— System D: Extensivierungs- sowie Betriebs- und 
Flächenaufgaberegelung mit umweltpolitischer 
Komponente; am Einkommensentgang orien-
tierte Beihilfe zur Schaffung ökologischer Ni-
schen, zur Aufforstung bzw. für den gezielten 
Verzicht auf die Produktion von Überschußpro-
dukten. 

Dabei ist sich die Kommission allerdings durchaus 
der Tatsache bewußt, daß die Entwicklung der 
Landwirtschaft als integraler Bestandteil der  Wirt-
schaft letztlich in entscheidendem Maße von der 
Entwicklung des wirtschaftlichen Umfeldes ab-
hängt. Sie befürwortet daher regionale Entwick-
lungsprogramme, die aber — auch nach ihrer Auf-
fassung — allenfalls langfristige Wirkung zeigen 
werden. 

Die Meinungsbildung zum „Grünbuch" ist inner-
halb der Bundesregierung noch nicht abgeschlos-
sen. 

Agrarstrukturpolitik 

Marktstruktur 

59. Nach der Verlängerung der Verordnung (EWG) 
Nr. 355/77 besteht die Rechtsgrundlage für gemein-
same Maßnahmen zur Verbesserung der Verarbei-
tungs- und Vermarktungsbedingungen für landwirt-
schaftliche Erzeugnisse und für Erzeugnisse der Fi-
scherei vom 1. Januar 1985 an für weitere zehn 
Jahre fort. Damit kann das bewährte Instrument 
der Förderung der Marktstrukturverbesserung un-
ter Beteiligung von Mitteln aus dem Europäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirt-
schaft (EAGFL), Abteilung Ausrichtung, langfristig 
eingesetzt werden. 

Die voraussichtlichen Kosten der gemeinsamen 
Maßnahme zu Lasten des EAGFL sind für die Zeit 
vom 1. Januar 1985 bis 31. Dezember 1989 auf 1 343 
Mio. ECU 1) veranschlagt. Die Förderung nach die-
ser Verordnung beschränkt sich auf solche Regio-
nen und Sektoren, in denen der strukturelle Anpas-
sungsbedarf besonders groß ist. 

Voraussetzung für eine finanzielle Beteiligung des 
EAGFL an Investitionsvorhaben von Unternehmen, 
die in Bearbeitung, Verarbeitung und Vermarktung 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse tätig sind, ist, daß 
sich diese Vorhaben in von der Kommission geneh-
migte spezifische Programme einfügen, in denen 
die Mitgliedstaaten für die zu fördernden Warenbe-
reiche den regional zu begrenzenden strukturellen 
Anpassungsbedarf konkretisieren. 

Um dem Auslaufen einer großen Anzahl von Pro-
grammen mit Jahresende 1984 Rechnung zu tragen, 
wurde eine Übergangsfrist bis zum 30. April 1985 
für die Einreichung und Finanzierung von Vorha-
ben vorgesehen, ohne daß diesbezügliche ausgelau-
fene Programme erneuert worden sind. 

Im ersten Halbjahr 1985 hat die Kommission für 
243 Vorhaben aus der Gemeinschaft Zuschüsse in 
Höhe von insgesamt ca. 94 Mio. ECU bewilligt. Dar-
unter befinden sich 45 Vorhaben aus der Bundes-
republik Deutschland mit einem Gesamtbeihilfe-
volumen von 8,5 Mio. ECU. 

1) 1 ECU = ca. 2,25 DM (Haushaltskurs 1985) 
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Wettbewerbsbedingungen In der Landwirtschaft 

Einzelstaatliche Beihilfen 

60. Die von der Kommission gegen Frankreich er-
hobene Klage wegen der im Jahr 1981 vom „Credit 
Agricole" gezahlten Beihilfen an die französische 
Landwirtschaft ist vom EuGH wegen Verfahrens-
fehler abgewiesen worden. Nach Auffassung des 
Gerichtshofs hätte die Kommission ihre .Klage 
nicht auf Artikel 169 EWG-Vertrag, sondern wegen 
Verstoßes gegen das Beihilfeverbot auf Artikel 93 
Abs. 2 EWG-Vertrag stützen und das hierfür vorge-
sehene Vorverfahren durchführen müssen. Der Ge-
richtshof hat in dem Zusammenhang klargestellt, 
daß auch Zuwendungen Dritter, die nicht aus dem 
Staatshaushalt, jedoch auf Veranlassung staatli-
cher Stellen gewährt werden, staatliche Beihilfen 
sein können. 

Diese Frage steht auch im Mittelpunkt des zwi-
schenzeitlich vor dem EuGH anhängigen Beihilfe-
verfahrens wegen der Gewährung eines Erdgasvor-
zugstarifs für den niederländischen Unterglasgar-
tenbau. Die Bundesrepublik Deutschland ist ebenso 
wie Dänemark und Großbritannien in diesem Ver-
fahren auf seiten der Kommission beigetreten. Auf-
grund einer vorläufigen Entscheidung des Gerichts-
hofs sind die Niederlande gehalten, bis zur Ent-
scheidung in der Hauptsache das Beihilfeverbot der 

Kommission zu beachten und den Vorzugstarif 
nicht mehr anzuwenden. 

Freier Warenverkehr und innergemeinschaftlicher 
Wettbewerb 

61. Schwierigkeiten bereitet nach wie vor der Ex-
port von Gütern der Agrar- und Lebensmittelwirt-
schaft, so vor allem von Fleisch und Milcherzeug-
nissen, nach Griechenland. Insbesondere die noch 
bestehenden griechischen Regelungen über Import-
abgaben, Höchstpreise und zulässige Gewinnspan-
nen beeinträchtigen den freien Warenverkehr. Die 
Kommission hat ihre anfänglich geübte Zurückhal-
tung aufgegeben und zwischenzeitlich in mehreren 
Fällen, so auch wegen der bestehenden Höchst-
preisregelungen, Vertragsverletzungsverfahren ein-
geleitet. 

Finanzierung der Agrarpolitik 

62. Die zur Finanzierung der gemeinsamen Agrar-
politik benötigten Haushaltsmittel werden inner-
halb des Europäischen Ausrichtungs- und Garantie-
fonds für die Landwirtschaft (EAGFL) veran-
schlagt. Der EAGFL ist nach wie vor der mit Ab-
stand größte Ausgabenblock der EG; allerdings soll 
sein Anteil am Gesamthaushalt 1986 auf 68,7 v. H. 
(1985: 72,6 v. H.) sinken. 

Die Ausgaben des EAGFL (Zahlungsermächtigungen) betragen: 

Abteilung 
1985 1 ) 1986 2) Veränderung 

v. H. Mio. ECU Mio. DM Mio. ECU Mio. DM 

Garantie 3) 	  
Ausrichtung 4) 	 

19 979,1 
659,7 

21 069,7 5) 
755,2 

+ 5,5 
+ 14,5 

zusammen 	 20 638,8 46 528 6) 21 824,9 48 545 7 ) + 5,8 

1) Sollzahlen nach endgültiger Feststellung des Gesamthaushaltsplans 1985 
2) Sollzahlen lt. Haushaltsvorentwurf 1986 der EG-Kommission 
3) einschließlich Kap. 40 (Marktordnung Fische) 
4) einschließlich Kap. 46 (Fischereistrukturmaßnahmen) 
5) einschließlich Agrarausgaben für Spanien/Portugal und Art. 928 (Erstattungsteil Nahrungsmittelhilfe) 
6) Haushaltskurs 1985: 1 ECU = 2,25439 
7) Haushaltskurs 1986: 1 ECU = 2,22431 

63. Aus der Abteilung Garantie werden alle Aus-
gaben finanziert, die sich aus den in den Agrar-
marktordnungen vorgesehenen Stützungsmaßnah-
men ergeben; sie machen mehr als 95 v. H. der 
Agrarausgaben aus. Der starke Anstieg dieser Aus-
gaben in den Vorjahren, der wesentlich zur Er-
schöpfung der Eigenmittel beigetragen und die Mit-
gliedstaaten gezwungen hatte, zur Finanzierung 
der Marktordnungsausgaben in den Jahren 1984 
und 1985 zusätzliche Mittel zur Verfügung zu stel-
len, soll 1986 trotz des Beitritts Spaniens und Portu-
gals nur noch rd. 5,5 v. H., ohne beitrittsbedingte 
Marktordnungsausgaben (567 Mio. ECU) sogar nur 
2,6 v. H. betragen. Dies ist im wesentlichen ein Er-
gebnis der Ratsbeschlüsse vom März 1984 zur Ein- 

dämmung des Ausgabenanstiegs im Agrarbereich, 
insbesondere des Ausbaus des Instruments der Ga-
rantieschwellen, um eine unbegrenzte Überschußfi-
nanzierung zu vermeiden. 

Die vom Rat auf der Basis von Kommissionsvor-
schlägen für das Wirtschaftsjahr 1985/86 kürzlich 
gefaßten Agrarpreisbeschlüsse tragen erstmals den 
vom Rat festgelegten Regeln zur Haushaltsdiziplin 
Rechnung, wonach die Nettoagrarausgaben nicht 
stärker ansteigen dürfen als die Eigenmittel der 
Gemeinschaft. 

64. Im Rahmen der Abteilung Ausrichtung betei

-

ligt sich die Gemeinschaft finanziell an agrarstruk- 
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turellen Maßnahmen der Mitgliedstaaten. Die Aus-
gaben der Abteilung Ausrichtung sind plafondiert. 
Die Bundesregierung hat gegen große Widerstände 
einiger Mitgliedstaaten und der Kommission durch-
gesetzt, daß vom Rat auch für die Jahre 1985 bis 
1989 ein neuer Fünfjahresplafonds festgelegt wur-
de. Die Erhöhung von bisher 3 755 Mio. ECU auf 
5 250 Mio. ECU trägt den Beschlüssen des Europäi-
schen Rates vom März 1984 Rechnung, wonach die 
Mittel für die Strukturausgaben im Rahmen der 
finanziellen Möglichkeiten signifikant real aufge-
stockt werden sollten. Einen Vorschlag zur Anpas-
sung des Agrarstrukturplanfonds anläßlich des Bei-
tritts Spaniens und Portugals hat die Kommission 
bisher nicht vorgelegt: gleichwohl sind aber im 
Haushaltsentwurf 1986 für die Abteilung Ausrich-
tung beitrittsbedingte Strukturausgaben berück-
sichtigt. Der Anstieg der Ausgaben für Agrarstruk-
turmaßnahmen beträgt rd. 14,5 v. H. (ohne Berück-
sichtigung des Beitritts 11,6 v. H.). 

VIII. Fischereipolitik 

65. Während des Berichtszeitraumes verlief die Fi-
scherei der Gemeinschaft in dem Rahmen, den der 
Rat bereits im Dezember 1984 für die Fischerei 1985 
im internen und externen Bereich festgelegt hatte. 

Schwierigkeiten ergaben sich im Frühjahr 1985 mit 
Kanada wegen der deutschen Kabelj au-Fischerei 
am Rande der Neufundland-Bank außerhalb der ka-
nadischen Fischereizone. Über eine künftige Fi-
schereiregelung in diesem Gebiet wird verhandelt. 

Mit Polen führte die Kommission erste Gespräche 
über Zugangsmöglichkeiten von EG-Fischern zur 
polnischen Fischereizone. Dabei zeigte sich ein 
grundsätzliches polnisches Interesse am Abschluß 
eines Fischereiabkommens mit der Gemeinschaft. 
Weitere Sondierungen dieser politisch und sachlich 
schwierigen Fragen sind jedoch erforderlich. 

Vor Grönland konnte die deutsche Hochseefische-
rei bisher die vereinbarten Fangrechte wegen der 
aus biologischen, hydrologischen und klimatischen 
Gründen derzeit schwierigen Fangverhältnisse 
nicht ausreichend nutzen. Dadurch ergibt sich ein 
Ungleichgewicht der vereinbarten Leistungen und 
Gegenleistungen zu Lasten der Gemeinschaft. 
Grönland stellte der EG eine Sondermenge von 
15 000 t Lodde vor Ost-Grönland zur Verfügung, die 
voraussichtlich von der dänischen Industriefische-
rei in der Sommersaison gefangen werden können. 
Mit den Seychellen unterzeichnete die Gemein-
schaft im Mai 1985 ein Fischereiabkommen, das 
einer großen Zahl von französischen Hochseefi-
schern auf Thunfisch Fangrechte einräumt. 

Auf der Jahrestagung des Übereinkommens zur 
Lachserhaltung im Nordatlantik im Juni 1985 
konnte keine Einigung über die Begrenzung des 
Lachsfangs vor Grönland und den Färöer-Inseln er-
zielt werden. In anschließenden Verhandlungen mit 
der EG verpflichteten sich jedoch die Färöer zu 
einer Begrenzung des Lachsfangs auf 550 t vom 
1. Oktober 1985 bis 31. Mai 1986, was vor allem 

schottischen und irischen Fischern zugute kommt, 
aus deren Flüssen die Lachse stammen. 

66. In den Beitrittsverhandlungen mit Spanien 
und Portugal konnte erreicht werden, daß das im 
Rahmen der Gemeinsamen Fischereipolitik wäh-
rend der letzten Jahre mühsam erzielte Gleichge-
wicht der Fischereiinteressen erhalten bleibt. Im 
EG-Meer wird die Fischerei der Beitrittsländer auf 
längere Zeit auf deren traditionelle Fanggebiete 
und Fischarten außerhalb von Nordsee und Ostsee 
beschränkt. Für die Gemeinschaft werden sich mit 
der Erweiterung ab 1. Januar 1986 erhebliche La-
sten zur Absicherung spanischer Fischerei vor 
Drittländern ergeben, die bisher von Spanien in bi-
lateralen Abkommen getragen wurden. 

67. Am 1. April 1985 trat erstmals eine EG-einheit-
liche Regelung über die Führung von Fischerei

-

Logbüchern und die Abgabe von Anlandeerklärun-
gen in Kraft. Außerdem hat die Kommission einen 
eigenen Arbeitsstab zur Vereinheitlichung und 
Kontrolle der Überwachungsstellen der Mitglied-
staaten errichtet. Damit wurde ein wichtiger Schritt 
zur praktischen Durchsetzung der EG-Fischereipo-
litik vollzogen. 

IX. Steuerpolitik 

Indirekte Steuern 

Umsatzsteuer 

68. Am 8. Juli 1985 hat der Rat eine Richtlinie über 
Steuerbefreiungen bei der Einfuhr von Waren in 
Kleinsendungen nichtkommerzieller Art innerhalb 
der EG verabschiedet. Danach bleiben ab 1. Oktober 
1985 Einfuhren von Kleinsendungen aus einem an-
deren Mitgliedstaat bis zu einem Warenwert von 
100 ECU (225 DM) statt bisher 70 ECU (175 DM) 
steuerfrei. 

69. Am 16. Juli 1985 hat der Rat die Siebzehnte 
Richtlinie zur Harmonisierung der Umsatzsteuern 
verabschiedet. Die Richtlinie legt den Umfang der 
Steuerbefreiungen bei der Einfuhr von Gegenstän-
den — ausgenommen Beförderungsmittel — fest, 
die für ein Verfahren der vorübergehenden Ver-
wendung angemeldet werden. Bei Einfuhren aus 
anderen Mitgliedstaaten sind ab 1. Januar 1986 
grundsätzlich alle Gegenstände steuerbefreit, die 
wiederausgeführt werden sollen. Für Einfuhren aus 
Drittstaaten gilt die Steuerbefreiung im wesentli-
chen für Gegenstände, für die nach der Verordnung 
(EWG) Nr. 3599/82 vom 21. Dezember 1982 über die 
vorübergehende Verwendung eine vollständige Be-
freiung von Zöllen gewährt wird. 

70. Der Rat hat am 16. Juli 1985 außerdem die 
Zwanzigste Richtlinie zur Harmonisierung der Um-
satzsteuern verabschiedet. Die Richtlinie ermäch-
tigt die Bundesrepublik Deutschland, die Mehrwert-
steuer — abweichend von der Sechsten Richtlinie 
zur Harmonisierung der Umsatzsteuern — als In- 
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strument für die Gewährung einer Sonderbeihilfe 
zum Ausgleich von Einkommensverlusten einzuset-
zen, welche die deutsche Landwirtschaft infolge des 
Abbaus der Währungsausgleichsbeträge erleidet. 
Sie sichert damit die Maßnahmen, die durch das 
Erste Gesetz zur Änderung des Umsatzsteuergeset-
zes vom 29. Juni 1984 getroffen worden sind, EG

-

rechtlich ab. Dem deutschen Anliegen, die Richtli-
nie so zu verabschieden, daß eine Änderung des 
Umsatzsteuergesetzes nicht erforderlich wird, hat 
der Rat Rechnung getragen. 

Verbrauchsteuern 

71. Zur Harmonisierung der Verbrauchsteuern 
auf alkoholische Getränke hat die Kommission dem 
Rat am 19. April 1985 einen Vorschlag für eine 
Richtlinie zur Harmonisierung der Verbrauchsteu-
ern auf aufgespriteten Wein und ähnliche Erzeug-
nisse vorgelegt. Gegenstand der Richtlinie sind die 
sog. „Zwischenerzeugnisse" (z. B. Likörwein, Wer-
mutwein, hochgrädiger Obstwein). Die Steuer soll 
zwischen 20 und 65 v. H. der Verbrauchsteuerbela-
stung einer Spirituose mit gleichem Alkoholgehalt 
betragen. 

Steuerbefreiungen im Reiseverkehr 

72. Am 8. Juli 1985 hat der Rat nach längeren Ver-
handlungen ein Richtlinienpaket verabschiedet, das 
zu spürbaren Erhöhungen der Steuerbefreiung im 
Reiseverkehr und bei Geschenksendungen inner-
halb der Gemeinschaft führt. Wegen der verspäte-
ten Beschlußfassung treten diese integrationspoli-
tisch wichtigen Maßnahmen allerdings erst zum 
1. Oktober 1985 in Kraft. Im einzelnen wurden die 
Freimengen und Freigrenzen wie folgt angehoben: 

— allgemeine Freigrenze 
von 280 ECU (620 DM) auf 350 ECU (780 DM) 

— Kaffee 
von 750 g auf 1 000 g 

— Kaffee-Extrakte und -Essenzen 
von 300 g auf 400 g 

— Tee 
von 150 g auf 200 g 

— Tee-Extrakte und -Essenzen 
von 60 g auf 80 g  

— Wein 
von 4 auf 5 1 

Für Dänemark, Irland und Griechenland wurden 
einschränkende Ausnahmebestimmungen vorgese-
hen (für DK insbesondere die Verlängerung der 
48-Stunden-Regel bis 1987). 

Zur Erleichterung des Reiseverkehrs mit Omnibus-
sen wurde die Tankfreimenge von 200 1 auf 600 1 
angehoben, womit ein weitgehender Verzicht auf 
Tankkontrollen erreicht ist, da nur wenige Omni-
busse über größere Treibstoffbehälter verfügen. 

X. Energiepolitik 

73. In der Energiepolitik hat sich der Energierat 
auf seinen Sitzungen am 15. März und 20. Juni 1985 
mit dem Bericht der Kommission über die Lage der 
Raffinerieindustrie in den Mitgliedstaaten und die 
Auswirkungen von Produkteneinfuhren an Dritt-
länder befaßt. Der Rat unterstrich dabei die Not-
wendigkeit der weiteren Rationalisierung und Mo-
dernisierung der Raffinerieindustrie in der Ge-
meinschaft sowie der Aufrechterhaltung offener 
und fairer Wettbewerbsbedingungen auf den inter-
nationalen Märkten. Die Kommission sagte auf 
deutschen Wunsch zu, eine Studie über die unter-
schiedlichen Umweltstandards in den Ländern der 
Gemeinschaft und ihre Auswirkungen auf die Raffi-
nerieindustrie vorzulegen. 

74. Auf seiner Sitzung am 20. Juni 1985 einigte 
sich der Rat — bei einem Wartevorbehalt von Grie-
chenland und vorbehaltlich der Stellungnahme des 
EP — im Grundsatz über die Fortführung der bei-
den wichtigsten Finanzprogramme der Gemein-
schaft im Energiebereich für die Jahre 1986 bis 
1989: 

— Demonstrationsprogramm zur Förderung inno-
vativer Projekte in den Bereichen alternative 
Energiequellen, Energieeinsparung, Substitu-
tion von Kohlenwasserstoffen, Kohlevergasung 
und -verflüssigung mit einem Finanzvolumen 
von 360 Mio. ECU 1), sowie 

— Programm zur Unterstützung der technologi-
schen Entwicklung im Bereich der Kohlenwas-
serstoffe mit einem Finanzvolumen von 140 Mio. 
ECU. 

— Auf der Grundlage einer kürzlich veröffentlich-
ten Energieprojektion (Energie 2000) legte die 
Kommission dem Rat einen Vorschlag für „Neue 
energiepolitische Ziele für die Gemeinschaft 
1995" vor. 
Darin schlägt die Kommission qualitative Ziele 
wie z. B. stärkere Integration der Energiemärk-
te, realistische marktgerechte Preisgestaltung, 
Berücksichtigung von Umweltzielen in der Ener-
giepolitik, aber auch für einzelne Sektoren (01-
anteil, Stromerzeugung) quantitative Ziele vor. 
Der Rat führte auf seiner Sitzung am 20. Juni 
eine erste Orientierungsdebatte über die Mittei-
lung. Dabei fand die Mitteilung der Kommission 
positive Aufnahme, jedoch wird von der deut-
schen und anderen Delegationen eine erneute 
Festlegung quantitativer Ziele für nicht sinnvoll 
gehalten. 

75. In der Kohlepolitik hat die Kommission am 
25. September 1985 nach langwierigen Beratungen 
einen Vorschlag für eine Anschlußregelung zu der 
Ende des Jahres auslaufenden allgemeinen Kohle-
Beihilfeentscheidung (Entscheidung Nr. 528/76 über 
das gemeinschaftliche System von Maßnahmen der 
Mitgliedstaaten zugunsten des Steinkohlebergbaus) 
vorgelegt. 

1) 1 ECU= ca. 2,25 DM (Haushaltskurs 1985) 
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XI. Verkehrspolitik 

76. Dem Rat gelang es nicht, sich auf konkrete 
Schlußfolgerungen aus dem EuGH-Urteil zur Ver-
kehrspolitik (s. Europäischer Gerichtshof) und das 
weitere Vorgehen zu einigen. Bei den weiteren Be-
ratungen wird er zu berücksichtigen haben, daß der 
Europäische Rat auf seiner Tagung am 28./29. Juni 
1985 den Auftrag erteilt hat, auf der Grundlage des 
von der Kommission im Juni vorgelegten Weiß-
buchs über die Vollendung des Binnenmarktes ein 
Arbeitsprogramm zu entwickeln, um spätestens 
1992 die Bedingungen für einen einheitlichen Markt 
in der Gemeinschaft stufenweise nach vorher fest-
gelegten Prioritäten und einen verbindlichen Zeit-
plan herzustellen. Als vorrangig wird hierbei u. a. 
die Errichtung eines freien Marktes auf dem Gebiet 
des Güterverkehrs angesehen. 

77. Bei den Sozialvorschriften im Straßenverkehr 
einigte sich der Rat über Eckwerte für die Lenk-
und Ruhezeiten der Fahrer von Nutzfahrzeugen. Im 
Hinblick auf eine Anpassung der seit 1969 beste-
henden Gemeinschaftsregelung an heutige Erfor-
dernisse wurden damit erhebliche Fortschritte er-
reicht. 

78. Anhand des im März 1985 vorgelegten Memo-
randums  — Seeverkehr — der Kommission setzte 
der Rat Prioritäten für die Behandlung der hier auf-
geführten Vorschläge. Danach sollen bis Ende d. J. 
entscheidungsreife Vorschläge ausgearbeitet wer-
den betreffend den freien Zugang zu Ladungen in 
der Seeschiffahrt, die Anwendung des Grundsatzes 
des freien Dienstleistungsverkehrs, eine Verord-
nung zur Anwendung der Wettbewerbsregeln (Arti-
kel 85 und 86 EWGV) sowie eine Verordnung gegen 
unlautere Preisbildungspraktiken. 

79. In seiner Sitzung am 23. Mai 1985 änderte der 
Rat das Mandat der Kommission für Verhandlun-
gen mit Österreich dahingehend, daß die Gemein-
schaft nunmehr bereit ist, im Rahmen ihres mittel-
fristigen Verkehrsinfrastrukturprogramms Maß-
nahmen zur Erleichterung des Durchgangsver-
kehrs durch Österreich in Betracht zu ziehen. Am 
24. Juni 1965 wurde klargestellt, daß hiermit Ver-
handlungen über eine engstmögliche Zusammenar-
beit mit Österreich im kombinierten Verkehr und 
zwischen den Eisenbahnen ermöglicht werden, wo-
bei gleichzeitig die Faktoren zu berücksichtigen 
bleiben, die unerläßlich sind, um dem Verkehr der 
Gemeinschaft zufriedenstellende Transitbedingun-
gen zu sichern. 

XII. Forschungspolitik 

80. Der Rat einigte sich am 4. Juni 1985 grundsätz-
lich über eine Definitionsphase für ein eventuelles 
Forschungs- und Entwicklungsprogramm im Be-
reich der fortgeschrittenen Kommunikationstech-
nologie für Europa (RACE). 

Die auf 18 Monate angelegte und Mitte 1985 begin

-

nende Definitionsphase dient der Festlegung von 

Zielen und der Erarbeitung eines Konzeptes für die 
Zusammenarbeit der nationalen Fernmeldeverwal-
tungen auf Gémeinschaftsebene bei der Errichtung 
eines gemeinschaftsweiten integrierten Breitband-
kommunikationsnetzes und für die erforderlichen 
kooperativen Anstrengungen bei den ggf. erforderli-
chen Technologieentwicklungen. Dabei soll sich die 
Kooperation der Fernmeldeverwaltungen auf die 
laufenden Tätigkeiten der Europäischen Konferenz 
der Post- und Fernmeldeverwaltungen (CEPT) ab-
stützen. 

Die Zustimmung des Rats zur Definitionsphase prä-
judiziert nicht die Entscheidung über ein eventuel-
les Forschungs- und Entwicklungsprogramm. Erst 
die Ergebnisse der Definitionsphase werden Kom-
mission und Rat in die Lage versetzen zu beurtei-
len, ob und in welchem Umfang ein solches Pro-
gramm erforderlich ist. 

81. Der Rat beschloß am 25. Juli 1985 ferner in 
Ergänzung des Beschlusses vom 22. Dezember 1983 
über das Mehrjahresprogramm 1984 bis 1987 der 
Gemeinsamen Forschungsstelle der Gemeinschaft, 
in der Forschungsanstalt Ispra ein Tritium-Labor 
zu errichten, wofür 12,5 Mio. ECU 1) für erforderlich 
gehalten und einer bereits 1983 gebildeten Reserve 
entnommen werden. Dieses Labor soll ab etwa 1989 
im Rahmen des Programms „Kontrollierte Kernfu-
sion" der Gemeinschaft Sicherheitsaspekte beim 
Betrieb von Fusionsreaktoren, insbesondere des 
Nächsten Europäischen Torus (NET) bearbeiten. 

82. Anläßlich einer Debatte über die gemein-
schaftliche Koordinierung der Haltung der Mit-
gliedstaaten zum Standort des Europäischen Labo-
ratoriums für Synchrotronstrahlung (ESRF) kam 
der Rat auf seiner Tagung am 4. Juni 1985 überein, 
bei Plänen für bedeutende wissenschaftliche und 
technische Anlagen ein Verfahren für gegenseitige 
Information der Mitgliedstaaten und der Kommis-
sion sowie ggf. für Konsultationen unter Gesichts-
punkten der Standortwahl und optimaler Ausnut-
zung vorzusehen. 

Maßnahmen im Bereich der EGKS 

83. Im Berichtszeitraum hat die Kommission dem 
Rat ein Pilot- und Demonstrationsprogramm über 
acht Vorhaben vorgelegt. Die Vorhaben umfassen 
ein Gesamtvolumen von 11,4 Mio. ECU; an Beihilfen 
sind 5 Mio. ECU vorgesehen. Deutsche Unterneh-
men sind angemessen beteiligt. 

XIII. Sozialpolitik 

In der Sozialpolitik hat der Rat seine Beratungen 
zur Verbesserung der Situation auf dem Arbeits-
markt fortgesetzt; er hat am 13. Juni 1985 folgende 
Beschlüsse gefaßt: 

84. In den „Schlußfolgerungen des Rates über ein 
Programm für spezifische beschäftigungsfördernde 

1) 1 ECU=ca. 2,25 DM (Haushaltskurs 1985) 
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Maßnahmen" wird festgestellt, daß eine erfolgrei-
che Bekämpfung der Arbeitslosigkeit nur durch 
eine Verbesserung der wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen — vor allem durch die Förderung priva-
ter und öffentlicher Investitionen — möglich und 
vorwiegend eine nationale Aufgabe ist. Maßnahmen 
der Gemeinschaft müßten so angelegt sein, daß sie 
die einzelstaatlichen Strategien zur Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit flankieren und intensivieren. 
Die Kommission hat deshalb den Auftrag erhalten, 
zu prüfen, ob durch die Entwicklung von Modell-
und Versuchsprojekten neue Beschäftigungsmög-
lichkeiten bzw. neue Unternehmen geschaffen wer-
den können. Auch eine bessere Koordination der 
Strukturfonds im Hinblick auf beschäftigungspoliti-
sche Ziele und der Einsatz der Mittel des Sozial-
fonds für innovatorische Projekte soll durch die 
Kommission untersucht werden. Darüber hinaus 
soll sie gemeinsam mit den Mitgliedstaaten und 
den Sozialpartnern prüfen, inwieweit Rechtsvor-
schriften und Tarifverträge die Anpassungsfähig-
keit des Arbeitsmarktes beeinflussen. 

85. Die „Entschließung des Rates zu den Leitlinien 
für eine Wanderungspolitik der Gemeinschaft" 
sieht vor, daß bei der Verwirklichung der Freizügig-
keit der Arbeitnehmer der besseren Durchsetzung 
der geltenden Rechtsvorschriften, der Prüfung ei-
ner ausgedehnteren Zuerkennung politischer 
Rechte und der Anpassung der Gemeinschaftsge-
setzgebung der Sozialen Sicherheit für die Arbeit-
nehmer der Mitgliedstaaten Vorrang eingeräumt 
werden sollte. Sie erkennt darüber hinaus an, daß 
eine stärkere Zusammenarbeit und Konzertierung 
zwischen den Mitgliedstaaten der Kommission not-
wendig ist. In den Beratungen zu diesem Punkt 
haben die Mitgliedstaaten allerdings deutlich ge-
macht, daß durch eine stärkere Zusammenarbeit 
die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten für Arbeit-
nehmer aus Drittstaaten nicht in Frage gestellt 
werden kann. Sie haben darüber hinaus betont, daß 
diese Zusammenarbeit in erster Linie in den Aus-
schüssen für die Freizügigkeit der Arbeitnehmer 
erfolgen sollte. 

Die Entschließung betont auch, daß durch verschie-
dene Initiativen das Zusammenleben zwischen 
Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten und Wan-
derarbeitnehmern verbessert werden könnte, so 
z. B. durch eine Erklärung der EG gegen Ausländer-
feindlichkeit und Rassismus, die Verbesserung der 
Inanspruchnahme des kostenlosen Rechtsbeistan-
des für Ausländer sowie durch einen Dialog mit den 
Organisationen der Wanderarbeitnehmer. 

86. In der „Empfehlung des Rates über den sozia-
len Schutz freiwilliger Entwicklungshelfer" werden 
die Mitgliedstaaten aufgefordert, den sozialen 
Schutz der freiwilligen Entwicklungshelfer als an-
strebenswertes sozialpolitisches Ziel anzuerkennen. 
Die Entwicklungshelfer und ihre Familienangehöri-
gen sollen während ihres Dienstes im Entwick-
lungsland und in der Vorbereitungszeit sozial abge-
sichert werden. Der Schutz soll nach den Vorschrif-
ten des Entsendestaates gewährt werden und Lei-
stungen bei Krankheit, Mutterschaft, bei Invalidi-

tät, im Alter, bei Todesfällen, bei Arbeitsunfällen 
und Berufskrankheiten, bei Arbeitslosigkeit nach 
der Rückkehr sowie Familienleistungen umfassen. 
Die Empfehlung schlägt auch entsprechende Ver-
fahren für die Mitgliedstaaten vor. Die soziale Si-
cherheit der deutschen Entwicklungshelfer ist 
durch das Entwicklungshilfegesetz vom 18. Juni 
1969 umfassend gewährleistet. Die Ratsempfehlung 
geht über die Bestimmungen dieses Gesetzes nicht 
hinaus. 

87. Der Europäische Sozialfonds hat auch im Be-
richtszeitraum arbeitsmarktwirksame Maßnahmen 
gefördert. Er hat im Jahre 1985 für Maßnahmen der 
beruflichen Bildung und Beschäftigung für die Bun-
desrepublik Deutschland Mittelbindungen in Höhe 
von 220 Mio. DM ausgesprochen. 

Maßnahmen im Bereich der EGKS 

Umstellungs- und Anpassungsmaßnahmen 

Artikel 56 § 2 a EGKS-Vertrag (Umstellungsdarle-
hen) 

88. Im Berichtszeitraum wurden von deutscher 
Seite sieben Anträge auf Gewährung von Umstel-
lungsdarlehen (Globaldarlehen) mit einer Kredit-
summe von insgesamt 370 Mio. DM an die Kommis-
sion gestellt. Mit Hilfe der Darlehen sollen etwa 
6 800 neue Arbeitsplätze für ehemalige Arbeitneh-
mer der EGKS-Industrien geschaffen werden. 

Artikel 56 § 2 b EGKS-Vertrag (Anpassungsbeihil-
fen) 

89. Für 6 000 Arbeitnehmer des deutschen Stein-
kohlenbergbaus sowie für 11 175 Arbeitnehmer der 
deutschen Eisen- und Stahlindustrie, die von 
Umstrukturierungsmaßnahmen betroffen sind, 
wurden bei der Kommission Beihilfen in Höhe von 
117,2 Mio. DM — davon 65,9 Mio. DM für Stahlar-
beitnehmer — neu beantragt. 

Die Kommission stellte im Berichtszeitraum der 
Bundesregierung für 7 305 Bergbauarbeitnehmer 
28,3 Mio. DM und für 3 150 Stahlarbeitnehmer 
15,3 Mio. DM an Beihilfen zur Verfügung. 

Arbeiterwohnungsbau 

90. Aufgrund des Artikels 54 EGKS-Vertrag ge-
währt die Kommission Darlehen (in der Regel mit 
langer Laufzeit und zu einem Zinssatz von 1 v. H.) 
für Bau, Erwerb oder Modernisierung von Wohnun-
gen für Arbeitnehmer der Kohle- und Stahlindu-
strie. 

Zur Zeit wird der Arbeiterwohnungsbau mit dem 
10. EGKS-Wohnungsbauprogramm mitfinanziert. 
Dieses Programm über 112 Mio. ECU 1) für Stahl-
und Bergarbeiter erstreckt sich über fünf Jahre bis 
1988. 

1) 1 ECU = ca. 2,25 DM (Haushaltskurs 1985) 
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Im Mai 1985 beschloß die Kommission im 1. Ab-
schnitt des 10. EGKS-Wohnungsbauprogramms 
Mittel in Höhe von 6,7 Mio. ECU zugunsten der 
Beschäftigten des deutschen Bergbaus und der 
deutschen Stahlindustrie zur Verfügung zu stellen. 
Auf den Kohlebergbau entfallen 3,3 Mio. ECU, auf 
die Stahlindustrie 3,4 Mio. ECU. 

XIV. Umweltpolitik 

Im Zentrum der EG-Umweltpolitik stand auch wei-
terhin das Bemühen, gemeinschaftliche Lösungen 
zur Bekämpfung der Luftverschmutzung zu errei-
chen. Maßnahmen zur Verbesserung der Luftquali-
tät besitzen für die Bundesregierung Priorität. Am 
27. Juni 1985 trafen sich die Umweltminister der 
EG-Staaten unter Vorsitz des italienischen Umwelt-
ministers in Luxemburg. Mit der grundsätzlichen 
Einigung im Berichtszeitraum über Termine zur 
gemeinschaftsweiten obligatorischen Einführung 
schadstoffarmer Pkw und die Definition europäi-
scher Schadstoffgrenzwerte bei Autoabgasen ist ein 
wesentlicher Fortschritt erzielt worden. Endgültig 
verabschiedet wurde das Arbeitsprogramm für ein 
Umwelt-Informationssystem, sowie die Richtlinie 
über Getränkeverpackungen und diejenige über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung. Damit können 
diese Vorschriften jetzt in Kraft treten. 

91. Am 27. Juni 1985 wurde nach zähem Ringen 
eine Gesamtlösung erreicht, die zu einer drasti-
schen Reduzierung der Schadstoffe in Kraftfahr-
zeugabgasen führen wird: 

— Für die Pkw über 21 Hubraum sind folgende 
Grenzwerte festgelegt worden: 

25 g Kohlenmonoxid (CO)/Europatest 
6,5 g Kohlenwasserstoffe (HC) und Stickoxide 
(NOX)/Test als Summenwert (HC + NOS),  wobei 
der Anteil von NOX  innerhalb des Summenwer-
tes höchstens 3,5 g/Europatest betragen darf. 

Diese Grenzwerte erfordern in aller Regel den 
geregelten Katalysator. Für Dieselfahrzeuge 
über 21 Hubraum gelten die Grenzwerte der 
Mittelklasse. 

— Für die Mittelklasse (also Pkw zwischen 1,4 und 
2 1 Hubraum) wurden folgende Grenzwerte fest-
gelegt: 

30 g CO/Test 
8 g HC + NOX/Test. 

Auf eine Aufschlüsselung der Anteile von HC 
und NOX  innerhalb dieses Summengrenzwerts 
— wie bei den großen Wagen — wurde verzich-
tet, weil einige Mitgliedstaaten bei der Umrech-
nung dieser beiden Schadstoffe unüberwindli-
che Schwierigkeiten technischer Art sahen. Im-
merhin erfordern aber auch diese Grenzwerte in 
aller Regel den Katalysator, wobei allerdings 
einfachere Auslegungen des Katalysators (z. B. 
der ungeregelte Katalysator bzw. der „Magermo-
tor", kombiniert mit dem Oxidationskatalysator) 
möglich sind. 

— Für die Kleinwagen unter 1,4 1 Hubraum bleibt 
es zunächst bei den bereits am 20./21. März 1985 
festgelegten Zwischenwerten: 

45 g CO/Test; 15 g HC + NOX  als Summengrenz-
wert, wobei der Anteil an NO. 6 g/Test nicht 
überschreiten darf. (Eine steuerliche Förderung 
findet bei uns allerdings nur dann statt, wenn 
die CO- bzw. HC/NOX-Werte um 15 v. H. unter-
schritten werden: CO: 38,25 g/Test; HC + NO R: 
12,75 g/Test.) 

Bis 1987 sollen die Werte für die zweite ver-
schärfte Stufe festgelegt werden ;  wobei aber in 
Luxemburg erreicht wurde, daß die obligatori-
sche Einführung dieser zweiten strengen Stufe 
um ein Jahr von 1993/94 auf 1992/93 vorgezogen 
wird. 

— Zusammenfassung der künftigen europäischen 
Emissionsnormen: 

Hubraum- 
klasse 

Termine für die 
Einführung 

(neue Modelle/ 
neue Fahrzeuge) 

Emissions

-

normen 
(Gramm/ 
Test) 

Mehr als 
2 Liter 

1. Oktober 
1988/1989 

CO25; 
HC+ 
NO

X

6,5; 
NOX3,5 

1,4 bis 
2 Liter 

1. Oktober 
1991/1993 

CO30; 
HC+ 
NOX  8 

Weniger als 
1,4 Liter 

A. 1. Oktober 
1990/1991 

B. Der europäische 
Standard und 
der Zeitpunkt 
seiner Einfüh-
rung werden 
1987 festgelegt, 
wobei letztere 
nicht später als 
1992/1993 
erfolgen darf. 

C045; 
HC+ 
NOX  15 
NOX  6 

— Die Kommission hat sich weiter verpflichtet, so 
früh wie möglich, auf jeden Fall aber auch vor 
Ende 1985, Vorschläge für die Emissionen von 
Kraftwagen über 3,5 t sowie zur Frage von Ge-
schwindigkeitsbegrenzungen und zur regelmäßi-
gen Überwachung der Kfz-Emissionen durch 
Abgastests vorzulegen. 

— Die Partikelgrenzwerte für Dieselfahrzeuge — 
sowohl für die Neufahrzeuge als auch für die 
Umrüstung — werden bis zur EG-einheitlichen 
Festlegung von Partikelgrenzwerten zunächst 
ausgesetzt. Die Kommission verpflichtete sich 
aber, Vorschläge für europäische Partikelgrenz-
werte bis spätestens Ende 1985 vorzulegen. Der 
Rat erklärte, daß er binnen drei Monaten nach 
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Vorlage der Kommissionswerte entscheiden 
wolle. Den davon betroffenen Haltern von Die-
selfahrzeugen entsteht — soweit ihre Fahrzeuge 
deswegen noch nicht unter die steuerliche För-
derung fallen — kein Nachteil, da die Förderung 
auf der Grundlage der Partikelgrenzwerte auf 
jeden Fall rückwirkend erfolgen wird. 

— Die Mitgliedstaaten der EG haben akzeptiert, 
daß die Bundesrepublik Deutschland ihre steu-
erlichen Maßnahmen auch auf die Pkw über 1,41 
Hubraum anwendet, die schon heute die US-
Grenzwerte einhalten. 

— Die Mitgliedstaaten der EG werden sich nach 
Kräften bemühen, die möglichst baldige Einfüh-
rung und allgemeine Verfügbarkeit von blei-
freiem Benzin in ihrem Staatsgebiet zu fördern. 
Das bedeutet in der Praxis, daß bereits weit vor 
dem obligatorischen Termin 1989 bleifreies Ben-
zin überall in Europa angeboten werden wird. 

92. Sachliche Einigung konnte über eine Ände-
rung der PCB/PCT-Richtlinie (RL 76/769/EWG) er-
zielt werden. Das in der Richtlinie von 1976 enthal-
tene Verwendungsverbot wird auf Zubereitungen 
mit einem PCB/PCT-Anteil von 0,01 Gewichtspro-
zent/100 ppm erweitert (bisher 0,1 Gewichtspro-
zent/1000 ppm). Die noch bestehenden Ausnahmen 
etwa für Transformatoren, Wärmeübertragungs-
systeme und hydraulische Bergwerksanlagen wer-
den aufgehoben, bestehende PCB-enthaltende Anla-
gen dürfen allerdings weiter betrieben werden, um 
eine zeitlich gestreckte, geordnete endgültige Besei-
tigung PCB/PCT-haltiger Flüssigkeiten zu gewähr-
leisten. Die Mitgliedstaaten können einen vorzeiti-
gen Austausch derartiger Flüssigkeiten gleichwohl 
für ihren Bereich vorschreiben. Die Bundesregie-
rung ist entschlossen, alle erdenklichen Anstren-
gungen zu unternehmen, um den möglichst schnel-
len Austausch und die Vernichtung von PCB/PCT-
haltigen Flüssigkeiten sicherzustellen. 

93. Bei der Behandlung des Entwurfs einer Durch-
führungsrichtlinie zur Gewässerschutzrichtlinie 76/ 
464/EWG konnten erhebliche Fortschritte erzielt, 
über die entscheidenden Fragen jedoch keine Eini-
gung herbeigeführt werden. Die Gewässerschutz-
richtlinie 76/464/EWG von 1976 sieht die Festlegung 
von Grenzwerten und Qualitätszielen für die Ablei-
tung gefährlicher Stoffe vor. In Durchführung die-
ser Richtlinie hat  der  Ministerrat entsprechende 
Vorschriften für Quecksilber (1982/1984), Cadmium 
(1983) und Hexachlorcyclohexan (HCH: 1984) erlas-
sen. Um immer wieder neue Auseinandersetzungen 
über den Textderartiger Durchführungsrichtlinien 
für die Zukunft auszuschließen, soll mit der gegen-
wärtigen Durchführungsrichtlinie ein Text verab-
schiedet werden, für dessen Anwendung auf be-
stimmte gefährliche Stoffe künftig nur noch eine 
Änderung seiner Anhänge erforderlich sein soll. 
Der Umweltrat hat über diesen Text Einvernehmen 
erzielt. Dagegen blieb umstritten, auf welche Stoffe 
die Richtlinie zunächst Anwendung finden soll. Die 
Kommission hatte Regelungen für DDT, Hexachlor-
phenol, Chloroform und Tetrachlorkohlenstoff vor-
geschlagen. Gegen Regelungen für die beiden letzt- 

genannten wandte sich insbesondere Großbritan-
nien mit dem Hinweis, daß die Schädlichkeit dieser 
Stoffe nicht hinreichend erwiesen sei. Keine Eini-
gung gab es auch über die für die genannten Stoffe 
vorzuschreibenden Grenzwerte und Qualitätsziele. 
Insbesondere hinsichtlich der Qualitätsziele lagen 
die britischen Vorstellungen wesentlich über den 
Werten, die aus deutscher Sicht akzeptabel erschei-
nen. 

XV. Gesundheitspolitik 

94. Am 3. und 4. Mai 1985 fand eine informelle Ta-
gung der für Gesundheitsfragen zuständigen Mini-
ster statt, um den mit der Tagung am 29. November 
1984 erfolgten Neubeginn der Zusammenarbeit in 
diesem Bereich fortzusetzen und auf eine neue 
Grundlage zu stellen. 

Es bestand Übereinstimmung, daß diese Zusam-
menarbeit dringend erforderlich sei und deswegen 
intensiviert werden sollte. Als gegenwärtig beson-
ders vordringliche Bereiche für diese Zusammenar-
beit wurden die Kostendämpfung im Gesundheits-
wesen, die Bekämpfung des Drogenmißbrauchs, die 
Gesundheitserziehung sowie die Koordinierung der 
nationalen Aktivitäten der Mitgliedstaaten gegen-
über anderen internationalen Organisationen wie 
der WHO und dem Europarat genannt. 

Die „Gruppe Gesundheitsfragen" wurde beauftragt, 
zusammen mit der Kommission Möglichkeiten der 
Zusammenarbeit zu prüfen, konkrete Vorschläge zu 
erarbeiten und diese den Gesundheitsministern 
1986 zur Entscheidung vorzulegen. 

XVI. Bildungs- und Kulturpolitik 

95. In Verbindung mit der Europäischen Erzie-
hungsministerkonferenz, die vom 6. bis 9. Mai 1985 
in Brüssel tagte, traten die EG-Bildungsminister am 
6. Mai 1985 zu einem informellen Treffen zusam-
men, auf dem insbesondere die Frage erörtert wur-
de, wie die Arbeit dieses Gremiums intensiviert und 
effizienter gemacht werden kann. 

96. Die förmliche Sitzung des Rates und der im 
Rat vereinigten Bildungsminister fand am 3. Juni 
1985 in Luxemburg statt. Wichtigste Ergebnisse wa-
ren die Verabschiedung einer Entschließung über 
die Chancengleichheit von Jungen und Mädchen im 
Bildungswesen sowie gemeinsamer Schlußfolge-
rungen über die Verstärkung der europäischen Di-
mension im Unterricht. Daneben stand eine ver-
tiefte Aussprache über die Zusammenarbeit von 
Hochschule und Unternehmen in Studium und Wei-
terbildung angesichts des technologischen Wandels 
sowie über die Zusammenarbeit von Hochschulen 
in Europa; diese Themen haben auch durch den 
Bericht des Ad-hoc-Ausschusses „Europa der Bür-
ger" und das Weißbuch der Kommission zur Vollen-
dung des Binnenmarktes, die dem Europäischen 
Rat am 28. und 29. Juni 1985 vorlagen, verstärkte 
Aktualität erlangt und sollen mit neuen Maßnah- 
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men weiterverfolgt werden. Die Bildungsminister 
sprachen außerdem eine Empfehlung zur Anerken-
nung des Doktorgrades des Europäischen Hoch-
schulinstituts in Florenz aus und erörterten auch in 
diesem Rahmen die Möglichkeit einer verstärkten 
Zusammenarbeit in der Zukunft. 

97. Hervorzuheben ist weiterhin ein vom 7. bis 
10. Mai 1985 in Bologna von der italienischen Regie-
rung mit Unterstützung durch die Kommission ver-
anstaltetes Seminar über neue Informationstechno-
logien und ihre Berücksichtigung in der Lehrerbil-
dung. Dieses Seminar steht in einer Reihe mit frü-
heren Veranstaltungen zum Thema der Einführung 
der neuen Technologien im Bildungswesen in Mar-
seille und New-Castle, die im November 1985 durch 
ein Seminar in Berlin fortgesetzt werden soll. 

98. Am 13. Juni 1985 hat der Rat Schlußfolgerun-
gen über die Durchführung der Richtlinie über die 
„schulische Betreuung der Kinder von Wanderar-
beitnehmern" verabschiedet. Gegenstand ist im we-
sentlichen eine Umfrage bei den Mitgliedstaaten 
über den Stand der Durchführung. 

99. Ferner hat er am 16. Juli 1985 eine Entschei-
dung über die „Entsprechungen der beruflichen Be-
fähigungsnachweise zwischen den Mitgliedstaaten 
der EG" erlassen. Mit dieser Entscheidung soll eine 
größere Transparenz der beruflichen Teilqualifika-
tion erreicht werden, die in den Mitgliedstaaten mit 
bestimmten beruflichen Prüfungszeugnissen ver-
bunden ist. 

100. Am 28. Mai 1985 fand in Brüssel die dritte 
Tagung des Rates und der im Rat vereinigten Kul-
turminister statt. Dort wurde über ein multilatera-
les System zur Unterstützung der europäischen 
Film- und Fernsehprogrammindustrie und über die 
Buchpreisbindung gesprochen. Der Rat nahm 
ferner eine Entschließung über Veranstaltungen 
zur Vorführung audiovisueller Produktionen in drit-
ten Ländern und eine Entschließung über die all-
jährliche Benennung einer „Kulturstadt Europas" 
an. 

Berlin wird im Jahre 1988 „Kulturstadt Europas" 
sein (nach Athen 1985, Florenz 1986 und Amster-
dam 1987). 

Außerdem sprach sich der Rat in einer Entschlie-
ßung grundsätzlich für einen „Europäischen Bild-
hauerwettbewerb" aus. 

101. Im Berichtszeitraum wurde ebenfalls eine 
Entschließung zur Zusammenarbeit zwischen Bi-
bliotheken im Bereich der Informatik angenom-
men. 

XVII. Frauenpolitik 

102. Zur Verwirklichung der Empfehlung des Ra-
tes vom 13. Dezember 1984 zur Förderung positiver 
Maßnahmen für Frauen (635/84/EWG) hat die Kom-
mission den Mitgliedstaaten einen Fragebogen zu

-

geschickt, mit dem einschlägige Maßnahmen im öf-
fentlichen und privaten Sektor bis zum 1. Mai 1986 
erhoben werden sollen. 

103. An der vom 15. bis 26. Juli 1985 stattgefunde-
nen Weltfrauenkonferenz in Nairobi nahm auch 
eine Delegation der Europäischen Gemeinschaften 
teil. Die Haltung der Gemeinschaft gegenüber den 
in ihren Zuständigkeits- und Interessenbereich fal-
lenden Themen war im Rahmen einer vorherigen 
Koordinierung festgelegt worden. 

104. Zum Urteil über die Gleichbehandlung von 
Männern und Frauen am Arbeitsplatz s. Europäi-
scher Gerichtshof. 

XVIII. Rechtsangleichung 

Niederlassungs- und Dienstleistungsrecht 

105. Die Richtlinie für die „gegenseitige Anerken-
nung der Diplome, Prüfungszeugnisse und sonsti-
gen Befähigungsnachweise auf dem Gebiet der Ar-
chitektur und für Maßnahmen zur Erleichterung 
der tatsächlichen Auswirkung des Niederlassungs-
rechts und des Rechts auf freien Dienstleistungs-
verkehr" wurde am 10. Juni 1985 vom Rat nach über 
18jährigen Verhandlungen verabschiedet. Dies war 
möglich, nachdem alle Seiten in der umstrittenen 
Frage der Anerkennung der Fachhochschuldiplome 
Kompromißbereitschaft gezeigt haben. 

Die Fachhochschuldiplome sind in das Anerken-
nungssystem der Richtlinie voll einbezogen. Die 
dreijährige Fachhochschulausbildung wird dann 
für die Zwecke der grenzüberschreitenden Tätig-
keit als gleichwertig anerkannt, wenn der Diplom-
inhaber nach Abschluß des Studiums eine vierjäh-
rige praktische Berufserfahrung auf dem Gebiet 
der Architektur nachweisen kann. Das innerdeut-
sche Berufszugangsrecht bleibt von dieser Rege-
lung unberührt. 

106. Die Beratungen über die Richtlinienvor-
schläge 

— zur Koordinierung der Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften über bestimmte pharmazeuti-
sche Tätigkeiten und 

— über die gegenseitige Anerkennung der Diplome 
des Apothekers und über Maßnahmen zur Er-
leichterung der tatsächlichen Ausübung des Nie-
derlassungsrechts für bestimmte pharmazeuti-
sche Tätigkeiten 

sind abgeschlossen. In der Rats-Tagung vom 22./ 
23. Juli 1985 wurde Einigkeit darüber erzielt, die 
Richtlinien auf einer der nächsten Rats-Tagungen 
zu verabschieden. 

Zollrecht 

107. Am 8. Juli 1985 verabschiedete der Rat die 
Verordnung über die Einführung gemeinschaftli- 
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cher Ausfuhr- und Einfuhranmeldungen, um das 
Einheitspapier für den innergemeinschaftlichen 
Warenverkehr auch für den Drittlandshandel an-
wendbar zu machen. Dies bedeutet eine erhebliche 
Vereinfachung für die betroffenen Wirtschaftskrei-
se. Ebenfalls am 8. Juli 1985 wurde die Verordnung 
zur Änderung der Verordnung über das gemein-
schaftliche Versandverfahren verabschiedet, mit 
der dieses Verfahren an die Erfordernisse des Ein-
heitspapiers angepaßt wird. 

108. Einen wichtigen Beitrag zur weiteren Verge-
meinschaftung zollrechtlicher Bestimmungen stellt 
die ebenfalls am 16. Juli 1985 vom Rat verabschie-
dete Verordnung über den aktiven Veredelungsver-
kehr dar. Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1987 
an die Stelle der Richtlinie zur Harmonisierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften über den akti-
ven Veredelungsverkehr von 1969. Mit der Verab-
schiedung dieser Verordnung hat die Kommission 
ein erstes Teilergebnis ihres umfangreichen Vorha-
bens zur Umwandlung von Richtlinien in Verord-
nungen auf dem Gebiet des Zollrechts erreicht. Ziel 
dieser Initiative zur Ersetzung der Richtlinien 
durch Verordnungen ist die Schaffung eines ein-
heitlichen, übersichtlichen und unmittelbar an-
wendbaren Gemeinschaftszollrechts, das später in 
einem einheitlichen Rechtsakt kodifiziert werden 
soll. 

In den Grundzügen entspricht die Verordnung der 
bisherigen Richtlinie. Sie erstreckt sich jedoch auch 
auf handelspolitische Maßnahmen und läßt das in 
mehreren Mitgliedstaaten praktizierte Erstaltungs-
verfahren („Drawback") neben dem Nichterhe-
bungsverfahren ausdrücklich zu. 

109. Am 25. Juli 1985 hat der Rat eine Verordnung 
zur Änderung der Verordnung über den Umwand-
lungsverkehr erlassen. Danach ist das Verzeichnis 
der Waren, die unter zollamtlicher Überwachung 
vor ihrer Überführung in den zollrechtlich freien 
Verkehr in Waren mit einer niedrigeren Zollbela-
stung umgewandelt werden können, vor allem um 
bestimmte Mineralölerzeugnisse erweitert worden. 

Produkthaftung 

110. Der Rat hat am 25. Juli 1985 die Richtlinie zur 
Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschrif-
ten der Mitgliedstaaten über die Haftung für fehler-
hafte Produkte beschlossen. Die Richtlinie sieht in 
ihrem Kernpunkt eine vom Verschulden unabhän-
gige Haftung des Herstellers für Schäden an Perso-
nen und Sachen vor, die durch einen Fehler seines 
Produkts verursacht worden sind. Importeure und 
zum Teil auch Lieferanten haften nach den 
gleichen Grundsätzen. Die Haftung für Personen-
schäden ist grundsätzlich unbegrenzt; jedoch kann 
für sogenannte Serienschäden, also eine Vielzahl 
von Schäden aufgrund desselben Produktfehlers, 
eine Begrenzung vorgesehen werden, die 70 Mio. 
ECU 1) nicht unterschreiten darf. Sachschäden wer-
den nur im Verbraucherbereich, nicht im gewerbli- 

1) 1 ECU = 2,25 DM (Haushaltskurs 1985) 

chen Bereich, erstattet; zudem ist eine Selbstbeteili-
gung des Geschädigten von 500 ECU vorgesehen. 
Weitergehende Ansprüche aus anderen rechtlichen 
Gesichtspunkten werden durch die Richtlinie nicht 
berührt. 

Die Mitgliedstaaten sind verpflichtet, die Richtlinie 
innerhalb von drei Jahren umzusetzen. 

Patentrecht 

111. Das Inkrafttreten des Luxemburger Gemein-
schaftspatentübereinkommens vom 15. Dezember 
1975 scheiterte bisher daran, daß zwei der neun Un-
terzeichnerstaaten — Irland und Dänemark — die 
innerstaatlichen Voraussetzungen für eine Ratifi-
kation des Übereinkommens noch nicht erfüllt ha-
ben. Die Bundesregierung hat eine entsprechende 
Initiative ergriffen, das Übereinkommen dahin zu 
ändern, daß es in Kraft treten kann, sobald es von 
sieben Unterzeichnerstaaten ratifiziert worden ist. 
Damit hat die Bundesregierung einen Gedanken 
aufgegriffen, der im Schlußbericht des Ad-hoc-Aus-
schusses für institutionelle Fragen ausdrücklich er-
wähnt ist, nämlich in den Fällen, in denen keine 
Einstimmigkeit erzielt werden kann, Übereinkom-
men bereits dann anzuwenden, wenn sie von einer 
starken Mehrheit der Mitgliedstaaten ratifiziert 
worden sind. Der Rat hat die Beratungen über die 
deutsche Initiative aufgenommen. 

Lebensmittelrecht 

112. Die Kommission hat am 16. Juli 1985 die 
Sechste Richtlinie 85/391/EWG zur Anpassung der 
Anhänge II bis VI der Kosmetik-Richtlinie an den 
technischen Fortschritt verabschiedet. Aus Grün-
den des Gesundheitsschutzes wird die Verwendung 
von Hydrochinonäthern . in kosmetischen Mitteln 
verboten; Selendisulfid und bestimmte Zirkonium-
komplexe werden unter einschränkenden Bedin-
gungen zugelassen. Für Formaldehyd enthaltende 
Kosmetika werden besondere Etikettierungsbedin-
gungen festgelegt. 

Veterinärrecht 

Einen wesentlichen Beitrag zur Verwirklichung des 
Binnenmarktes stellen die nachstehend genannten 
im Berichtszeitraum erlassenen Richtlinien dar. 
Die Bundesregierung hat am Zustandekommen die-
ser Richtlinien, mit denen auch der Verbraucher-
schutz im innergemeinschaftlichen Handelsverkehr 
deutlich verbessert wird, maßgeblichen Anteil. 

113. Mit der Richtlinie 85/397/EWG zur Regelung 
gesundheitlicher und tierseuchenrechtlicher Fra-
gen im innergemeinschaftlichen Handel mit wär-
mebehandelter Milch werden die gesundheitlichen 
und tierseuchenrechtlichen Anforderungen für wär-
mebehandelte Milch im innergemeinschaftlichen 
Handel harmonisert. Ziel dieser Regelung ist es 
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— den Verbraucher innerhalb der Gemeinschaft 
angesichts offener Grenzen zu schützen, 

— Wettbewerbsverzerrungen zwischen den Mit-
gliedstaaten zu beseitigen und 

— ständige im Handel mit einzelnen Mitgliedstaa-
ten bisher aufgetretene Schwierigkeiten zukünf-
tig zu vermeiden. 

Die Richtlinie muß spätestens bis zum 1. Januar 
1989 in nationales Recht umgesetzt werden. 

114. Mit den Richtlinien 85/320/EWG, 85/321/EWG 
und 85/322/EWG zur Änderung der Richtlinien 

— 64/432/EWG 

— 80/215/EWG 

— 72/461/EWG 

zur Regelung viehseuchenrechtli-
cher Fragen beim innergemein-
schaftlichen Handelsverkehr mit 
Rindern und Schweinen, 

zur Regelung viehseuchenrechtli-
cher Fragen beim innergemein-
schaftlichen Handelsverkehr mit 
Fleischerzeugnissen und 

zur Regelung viehseuchenrechtli-
cher Fragen beim innergemein-
schaftlichen Handelsverkehr mit 
frischem Fleisch 

wurden die zum Schutz gegen eine Einschleppung 
und Verbreitung der Afrikanischen Schweinepest 
notwendigen Bestimmungen in die bestehenden 
Normen eingefügt und die Bestimmungen über die 
klassische Schweinepest den Erfahrungen der letz-
ten zwei Jahre angepaßt. 

115. Außerdem verabschiedete der Rat die folgen-
den Richtlinien: 

— Richtlinie des Rates vom 12. Juni 1985 zur Ände-
rung der Richtlinie 64/433/EWG zur Regelung 
gesundheitlicher Fragen beim innergemein-
schaftlichen Handelsverkehr mit frischem 
Fleisch (85/323/EWG). Mit dieser Richtlinie wer-
den mikrobiologische Stufenkontrollen zur Ver-
besserung der Betriebshygiene vorgeschrieben. 

— Richtlinie des Rates vom 12. Juni 1985 zur Ände-
rung der Richtlinie 77/99/EWG zur Regelung ge-
sundheitlicher Fragen beim innergemeinschaft-
lichen Handelsverkehr mit Fleischerzeugnissen 
(85/328/EWG). Diese Richtlinie verpflichtet die 
Kommission der Europäischen Gemeinschaf-
ten analog der Drittland-Richtlinie „Frisches 
Fleisch" (72/462/EWG) Fleischverarbeitungsbe-
triebe in Drittländern zu überprüfen und zuzu-
lassen. Damit wird sichergestellt, daß die hygie-
nischen Anforderungen an diese Betriebe und 
an die Fleischerzeugnisse die gleichen sind wie 
im innergemeinschaftlichen Handelsverkehr. 

— Richtlinie des Rates vom 16. Juli 1985 zur Ergän-
zung der Richtlinie 81/602/EWG über ein Verbot 
von bestimmten Stoffen mit hormonaler und 
thyreostatischer Wirkung (85/358/EWG). Diese 
Richtlinie legt die Grundlage für gemeinschaftli- 

che Kontrollen auf Rückstände von diesen Stof-
fen in allen Mitgliedstaaten fest. 

116. Gestützt auf die Richtlinie 72/462/EWG, zu-
letzt geändert durch die Richtlinie 83/91/EWG zur 
Regelung viehseuchenrechtlicher und gesundheitli-
cher Fragen bei der Einfuhr von Rindern und 
Schweinen sowie von frischem Fleisch aus Drittlän-
dern hat die Kommission 

mit der Entscheidung 85/220/EWG über die vieh-
seuchenrechtlichen Bedingungen und die tier-
ärztliche Beurkundung bei der Einfuhr von fri-
schem Fleisch aus Kolumbien die bisher gelten-
den Einfuhrbedingungen neu gefaßt und auf 
Fleisch von Rindern aus bestimmten Gebieten 
Kolumbiens erweitert, 

— mit der Entscheidung 85/240/EWG über Gesund-
heitsschutzmaßnahmen gegen die Maul- und 
Klauenseuche bei bestimmtem frischem Fleisch 
aus Argentinien die Einfuhr für Schlachtabfälle 
(Lebern, Zungen, Herzen und Lungen) von Rin-
dern aus Argentinien mit Wirkung vom 15. Mai 
1985 verboten, um die Gefahr einer Einschlep-
pung der Maul- und Klauenseuche weiter zu ver-
ringern. 

Die Kommission hat wegen des Auftretens 

— von Afrikanischer Schweinepest in Belgien und 

— von Maul- und Klauenseuche in Italien 

eine Reihe von Entscheidungen mit den zur Verhü-
tung einer Verschleppung der Seuchenerreger in 
andere Mitgliedstaaten notwendigen Schutzmaß-
nahmen für den innergemeinschaftlichen Handels-
verkehr mit Klauentieren, Fleisch und Fleisch-
erzeugnissen getroffen. Damit werden die Maßnah-
men ihrem Umfang nach an die sich ändernden 
Seuchensituationen in den genannten beiden Mit-
gliedstaaten angepaßt. 

Die in den Niederlanden und in der Bundesrepublik 
Deutschland weiterhin aufgetretenen Fälle der 
klassischen Schweinepest wurden in zahlreichen 
Sitzungen des Ständigen Veterinärausschusses bei 
der Kommission behandelt. Durch Entscheidungen 
der Kommission wurden der jeweiligen Seuchen-
lage entsprechende Beschränkungen des innerge-
meinschaftlichen Handelsverkehrs mit lebenden 
Schweinen und frischem Schweinefleisch vorge-
nommen. 

Futtermittelrecht 

117. Die Kommission hat mit der Entscheidung 
85/382/EWG die Verwendung von Proteinerzeugnis-
sen, die aus auf n-Alkanen gezüchteten Hefen der 
Art „Candida" gewonnen werden, in der Tierernäh-
rung verboten. Entsprechende, von den Mitglied-
staaten erteilte Zulassungen dieser Proteinerzeug-
nisse müssen bis zum 1. März 1986 zurückgenom-
men werden. Diese Regelung soll der Sicherstellung 
des freien Warenverkehrs mit diesen Erzeugnissen 
in der Gemeinschaft dienen. 

 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/4374 

Tierschutzrecht 

118. Nachdem inzwischen der vom Rat erbetene 
Kommissionsbericht zu Forschungsergebnissen 
über den Schutz von Legehennen bei Käfighaltung 
vorgelegt worden ist, wurden auf Ratsebene die 
Verhandlungen über EG-einheitliche Tierschutz-
mindestvorschriften bei der Käfighaltung von Lege-
hennen wieder aufgenommen. Sowohl bei den je 
Henne geforderten Käfigmindestflächen als auch 

insbesondere bei der. Frage einer Gemeinschaftsfi-
nanzierung für evtl. notwendige Anpassungsinvesti-
tionen bestehen zwischen den Mitgliedstaaten wei-
terhin Interessengegensätze. 

119. Das 1983 vorgenommene Verbot der Einfuhr 
von Jungrobbenfellen wurde durch Ratsbeschluß 
vom 27. September 1985 über den 1. Oktober 1985 
hinaus um vier Jahre verlängert. 

C. Außenbeziehungen 

I. Außenwirtschaftspolitik 

Handelspolitik 

120. Die Stärkung des offenen multilateralen 
Welthandelssystems und eine baldige neue GATT

-Runde ist weiterhin das mit größter Intensität ver-
folgte handelspolitische Ziel der Bundesregierung. 
Nur im Rahmen einer umfassenden multilateralen 
Handelsverhandlung sind echte Liberalisierungs-
fortschritte und eine Abwehr der zunehmenden 
Protektionismustendenzen möglich. 

Nach dem positiven Grundsatzbeschluß, den der 
Rat im März 1985 zur Frage einer neuen GATT

-Runde getroffen hat, haben sich jetzt auch der 
OECD-Ministerrat im April und der Weltwirt-
schaftsgipfel im Mai klar und nachdrücklich zugun-
sten einer neuen umfangreichen GATT-Verhand-
lungsrunde zu einem möglichst frühen Zeitpunkt 
entschieden. Die Bundesregierung plädiert seit 
Ende 1983 für eine neue GATT-Runde. Die jetzt 
erreichte breite Übereinstimmung unter den Indu-
strieländern ist auch eine Folge ihrer beharrlichen 
Bemühungen. 

Jetzt kommt es darauf an, auch die Zustimmung 
der Entwicklungsländer im GATT  für die neue 
Runde zu gewinnen. Die Bundesregierung unter-
stützt deshalb nachdrücklich die entsprechenden 
Bemühungen der Kommission in Genf. Flankierend 
dazu steht sie auch selbst im Kontakt mit den Ent-
wicklungsländern, um noch bestehende Bedenken 
gegen den baldigen Beginn der neuen Runde und 
insbesondere die Vorbehalte gegen die Einbezie-
hung von Dienstleistungen auszuräumen. 

Solche Bemühungen werden nur dann erfolgreich 
sein, wenn die Gemeinschaft und die übrigen Indu-
strieländer ihre Bereitschaft erklären, ihre Einfuhr-
politik gegenüber den Entwicklungsländern auch 
für sensible Schlüsselprodukte (Agrar, Stahl, Textil) 
liberaler zu gestalten. Die Bundesregierung wird 
sich hier für Maßnahmen schon im Vorfeld einer 
neuen Runde einsetzen. Konkrete Grundlage für 
echte Liberalisierungsfortschritte in diesem Be-
reich bleibt weiterhin das GATT-Arbeitsprogramm 
von 1982. Um die Entwicklungsländer davon zu 

überzeugen, daß eine neue Runde nicht als Alibi für 
dessen schleppende Behandlung gilt, sind Fort-
schritte beim GATT-Arbeitsprogramm unerläßlich. 

Vor diesem Hintergrund begrüßt es die Bundes-
regierung, daß anläßlich der Sondersitzung der 
GATT-Vertragsparteien Ende September 1985 die 
Entwicklungsländer überwiegend ihre Zurückhal-
tung gegenüber einer neuen Runde aufgegeben ha-
ben, die Einberufung eines hochrangigen Vorberei-
tungstreffens beschlossen wurde und damit die 
konkreten Vorbereitungsarbeiten für die neue 
Runde eingeleitet worden sind. Möglich wurde 
diese positive Entwicklung nicht zuletzt durch die 
konstruktive Haltung der Gemeinschaft. Die neue 
Runde multilateraler Handelsverhandlungen im 
GATT  hat damit praktisch begonnen. 

Jetzt kommt es darauf an, daß die Vorbereitungsar-
beiten zügig durchgeführt und abgeschlossen wer-
den, so daß ein Beginn der echten Verhandlungen 
im GATT  noch 1986 möglich ist. 

121. Die OECD-Liberalisierungsinitiative hat im 
Berichtszeitraum leider keine weiteren Fortschritte 
gemacht. Nachdem die Gemeinschaft ein Vorziehen 
der für 1986 vorgesehenen Zollsenkungen aus der 
Tokio-Runde bei 300 Positionen für Anfang 1985 be-
schlossen und weitere Schritte vom Verhalten der 
Haupthandelspartner abhängig gemacht hatte, tritt 
die Initiative auf der Stelle; vor allem die USA sind 
auf das Angebot der Gemeinschaft nicht eingegan-
gen. Auch bei dem zweiten Teil der OECD-Initiati-
ve, die den echten Abbau von Handelshemmnissen 
vorsieht, zeichnen sich bislang noch keine Möglich-
keiten für eine umfassende „Rollback"-Aktion der 
OECD-Länder ab. Es bleibt abzuwarten, inwieweit 
die OECD-Länder ihrer vom OECD-Ministerrat im 
April 1985 beschlossenen Verpflichtung nachkom-
men, bis Mitte Oktober 1985 Anregungen zum pro-
gressiven Abbau von Handelsbeschränkungen vor-
zulegen. Die Gemeinschaft sollte hier mit gutem 
Beispiel vorangehen und konkrete Vorschläge für 
einen Beschränkungsabbau machen. 

Besondere Bedeutung auch für die Gemeinschaft 
mißt die Bundesregierung der von den OECD-Län

-

dern im April 1985 angenommenen Erklärung zum 
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grenzüberschreitenden Datenverkehr bei. Die dort 
niedergelegten Grundsätze des freien Informations-
flusses, der Nicht-Diskriminierung und der Trans-
parenz sollte die Gemeinschaft sowohl intern beim 
Ausbau des Binnenmarktes in diesem Bereich als 
auch gegenüber Drittländern voll verwirklichen. 

122. Erhebliche bilaterale handelspolitische Pro-
bleme waren im Berichtszeitraum insbesondere im 
Verhältnis zu den USA zu verzeichnen. Insbeson-
dere im Stahlbereich, aber auch im Agrarsektor 
hatte sich erheblicher handelspolitischer Konflikt-
stoff angesammelt, der eine gefährliche Eskala-
tionsspirale in Gang zu setzen drohte. Im Stahlbe-
reich drohten die USA mit einseitigen Importbe-
schränkungen, wenn die Gemeinschaft nicht Liefer-
beschränkungen bei den sog. Konsultationsproduk-
ten akzeptieren würde. Im Landwirtschaftssektor 
wurden Retorsionen beschlossen, um die Gemein-
schaft zur Annahme des Ergebnisses des GATT

-Streitschlichtungsverfahrens bei Zitrusfrüchten zu 
bewegen. 

Die Bundesregierung hat sich in diesem Zusam-
menhang stets für ausgewogene, beide Interessen-
seiten wahrende Verhandlungslösungen, für strikte 
GATT-Konformität bei der Konzeption möglicher 
Gegenmaßnahmen und gegen unüberlegte, vorei-
lige Retorsionsmaßnahmen der Gemeinschaft ein-
gesetzt. Vor diesem Hintergrund begrüßt es die 
Bundesregierung, daß im Stahlbereich bei den sog. 
Konsultationsprodukten mittlerweile eine Einigung 
mit den USA erzielt worden ist, die wohl das Opti-
mum des unter den gegebenen Umständen für die 
Gemeinschaft Erreichbaren darstellt und auch die 
Interessen der deutschen Produzenten wahrt. 

Für den Landwirtschaftssektor hofft die Bundesre-
gierung, daß das zwischen der Gemeinschaft  und 
den USA für den Zitrusfrüchtekonflikt bis Ende Ok-
tober vereinbarte Moratorium für die jeweils be-
schlossenen einseitigen handelsbeschränkenden 
Maßnahmen für eine konstruktive Lösung genutzt 
wird. 

123. Nur mit großen Bedenken hat die Bundesre-
gierung die Entscheidung des Rates vom 25. Juli 
1985 mitgetragen, im GATT  in Verhandlungen über 
eine Erhöhung. der Zölle für Videorecorder einzutre-
ten. Nach ihrer Auffassung ist diese Entscheidung 
mit der Verpflichtung der Gemeinschaft zum Ver-
zicht auf zusätzliche handelsbeschränkende Maß-
nahmen im Vorfeld der neuen GATT-Runde kaum 
vereinbar. Die Bundesregierung hat ihr letztlich zu-
gestimmt, weil damit eine handelspolitisch eher 
noch negativer zu bewertende Grauzonenmaß-
nahme — Selbstbeschränkungsabkommen mit Ja-
pan — abgelöst und gleichzeitig der Weg für eine 
Zollsenkung und damit den Abbau von Handelsbe-
schränkungen bei Halbleitern — als Teil des von 
der Gemeinschaft im GATT  anzubietenden Kom-
pensationspakets — eröffnet wird. 

124. Die Textilhandelspolitik stand im Zeichen der 
anlaufenden Verhandlungen über die Zukunft des 
Welttextilabkommens nach 1986. In der Eröffnungs-
sitzung des GATT-Textilausschusses am 23. Juli  

1985 sprach sich die EG für die Beibehaltung eines 
angemessenen multilateralen Rahmens mit insge-
samt größerer Flexibilität aus. Dabei sollen auch 
die Bemühungen um eine schrittweise Öffnung der 
Märkte fortgeschrittener Entwicklungsländer ent-
sprechend ihrem Entwicklungsstand und um den 
Abbau von Wettbewerbsverzerrungen fortgesetzt 
werden. Die EG nahm damit eine mittlere Position 
ein. Für die eigentlichen Verhandlungen, die vor-
aussichtlich im Spätherbst d. J. beginnen, wird die 
Kommission dem Rat einen Vorschlag für ein Ver-
handlungsmandat vorlegen. Für einen positiven Ab-
schluß der Verhandlungen werden Anstrengungen 
aller WTA-Partner erforderlich sein. 

Im bilateralen Bereich setzte die EG ihre Bemühun-
gen um den Abschluß eines umfassenderen Export-
arrangements mit der Türkei fort. Die Verhandlun-
gen hatten bis Mitte September zu keinem Einver-
nehmen geführt. Unter dem wachsenden Druck er-
neuter marktstörender Importe aus der Türkei traf 
die Kommission nach Konsultationen mit den Mit-
gliedstaaten zeitlich befristete Schutzmaßnahmen 
durch mengenmäßige Einfuhrbeschränkungen bei 
einigen besonders empfindlichen Textilerzeugnis-
sen. 

Das Textilarrangement mit Tunesien hat die EG im 
Juni bis Ende 1986 erneuert. 

Allgemeine Zollpräferenzen der EG 
für Entwicklungsländer 

125. Die Kommission hat im Mai 1985 ihre Vor-
stellungen für eine Revision des Präferenzschemas 
ab 1986 dem. Rat zugeleitet. Diese Initiative der 
Kommission beruht auf der 1980 getroffenen Ent-
scheidung, das Präferenzschema um ein 2. Jahr-
zehnt, d. h. von 1981 bis 1990, zu verlängern und 
seine Funktionsweise zur Halbzeit zu überprüfen. 

Die politisch wichtigste angekündigte Neuerung ist 
die stärkere Differenzierung, d. h. unterschiedliche 
Behandlung der Empfängerländer nach ihrer Wett-
bewerbsfähigkeit. Erstmals sollen nach Vorstellung 
der Kommission einzelne Entwicklungsländer für 
einzelne Produkte von der Präferenzbehandlung 
ausgeschlossen werden; der Ausschluß soll nach ob-
jektiven Kriterien erfolgen. 

Als Ausgleich solcher Ausschlüsse sollen substan-
tielle Erhöhungen der jährlichen zollfreien Mengen 
erfolgen. Die Kommission schlägt erneut vor, die 
Aufteilung der Zollkontingente auf die Mitglied-
staaten nach den tatsächlichen Handelsströmen 
(seit 1971 starrer Verteilungsschlüssel; deutscher 
Anteil: 27,5 v. H.) vorzunehmen. ,Ferner sieht der 
Vorschlag eine Verbesserung der Ursprungsregeln, 
punktuelle Verbesserung für Agrarprodukte und 
die Einrichtung eines Lenkungsausschusses für die 
laufende Verwaltung des Schemas vor. 

Die Bundesregierung und andere Mitgliedstaaten 
haben deutlich gemacht, daß sie der von der Kom-
mission vorgeschlagenen stärkeren Differenzie-
rung nur zustimmen können, wenn sie kompensiert 
werden mit Verbesserungen an anderer Stelle. 
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Die Kommission hat am 9. August 1985 ihren Vor-
schlag für die Präferenzregelung 1986 dem Rat vor-
gelegt. Er basiert auf den Überlegungen der Korn-
mission für die Revision des Schemas vom Mai. Die 
Beratungen haben verspätet begonnen. Die Bun-
desregierung wird sich bemühen, ihre im Vorfeld 
vertretene Auffassung durchzusetzen. 

126. Mit Verordnung vom 25. Juli 1985 hat der Rat 
besondere Zollpräferenzen zugunsten der Berliner 
Messe „Partner des Fortschritts" beschlossen. Diese 
bestehen in zusätzlichen Zollfreibeträgen (3 v. H. 
der jährlich festgesetzten Zollkontingente und Pla-
fonds) für Waren, für die während der Messe Liefer-
verträge abgeschlossen werden. Von der Regelung 
sind verschiedene sensible Produkte insbesondere 
aus den wettbewerbsfähigen Entwicklungsländern 
ausgenommen. Die Einfuhren aufgrund der Kon-
trakte müssen bis spätestens 31. März 1986 erfol-
gen. 

Die Regelung gilt versuchsweise zunächst nur für 
die Messe 1985. 

Antidumping- und Ausgleichszollverfahren 

127. Die Anzahl neuer Verfahren hat sich auf ei-
nem hohen Stand stabilisiert. Die Bundesregierung 
hat sich entsprechend ihrer handelspolitischen 
Einstellung stets für eine sachgerechte und GA TT

-konforme Durchführung der Verfahren eingesetzt. 

Die Kommission hat elf Verfahren eingeleitet bzw. 
wiedereröffnet. In je sechs Fällen wurden vorläu-
fige und endgültige Antidumpingzölle festgesetzt. 
Ein Verfahren wurde ohne Maßnahmen abgeschlos-
sen. Die genannten Verfahren richten sich zum Teil 
gegen mehrere Länder. 

In zwei Fällen betreffend Einfuhren aus Japan ha-
ben die getroffenen vorläufigen und endgültigen 
Maßnahmen zu Klagen vor dem EuGH geführt. 
Ebenfalls Klage vor dem EuGH erhoben hat ein 
europäischer Produzentenverband, weil das auf sei-
nem Antrag hin durchgeführte Ausgleichszollver-
fahren ohne Maßnahmen eingestellt worden war. 

11. Beziehungen zu den EFTA-Staaten 

128. Die Gespräche über die Durchführung der 
Gemeinsamen Erklärung, mit der die Minister der 
EG- und der EFTA-Staaten sowie die Kommission 
am 9. April 1984 in Luxemburg Orientierungen für 
die künftige Zusammenarbeit EG/EFTA mit dem 
Ziel der Schaffung eines dynamischen europäi-
schen Wirtschaftsraums beschlossen hatten, dauer-
ten auch im Berichtszeitraum an. 

Bei dem EFTA-Gipfel, der am 10. Mai aus Anlaß des 
25jährigen Bestehens der EFTA in Wien stattfand, 
erörterten die EFTA-Minister mit dem Präsidenten 
der Kommission, Delors, und Kommissionsmitglied 
de Clercq das Verfahren der Umsetzung der Luxem-
burger Erklärung. Wie schon in vergangenen Kon

-

takten bestand Einigkeit, den handelsnahen Be-
reich mit dem Abbau nichttarifärer Handelshemm-
nisse parallel zum Ausbau des EG-Binnenmarktes 
vorrangig in Angriff zu nehmen. Das Kommuniqué 
hebt insbesondere hervor: Technische Vorschriften 
und Normen, gegenseitige Anerkennung von Prü-
fungen und Prüfzeugnissen, Vereinfachung der 
Grenzformalitäten (Waren), Ursprungsregelung, 
aber auch eine umfassende Beteiligung der EFTA-

Staaten an Programmen der Gemeinschaft für For-
schung und Entwicklung. Auch weitere Bereiche 
der Zusammenarbeit sind aufgeführt. 

Nach dem Wiener Gipfel hat die Kommission dem 
Rat eine Mitteilung zur Durchführung der Gemein-
samen Erklärung von Luxemburg übersandt. Das 
Dokument ist positiv und umfassend und geht von 
den zwischen Kommission und EFTA-Staaten be-
zeichneten Prioritäten aus. 

Die Bundesregierung unterstützt diese Konzeption 
mit Nachdruck als eine natürliche Konsequenz ei-
ner Freihandelszone. Sie tritt darüber hinaus für 
eine intensive Zusammenarbeit in der Forschung 
und Entwicklung ein. Die Kommission hat aller-
dings noch nicht die Zustimmung aller Mitglied-
staaten gefunden. Sie hat eine präzisierte Darstel-
lung der Maßnahmen, die ohne größeren Zeitver-
lust zu realisieren sind, angekündigt. 

129. Mit dem Beitritt Spaniens und Portugals zur 
Gemeinschaft laufen deren Präferenzbeziehungen 
zur EFTA (wie auch zu anderen Drittstaaten) aus. 
Dies gilt insbesondere für die EFTA-Mitgliedschaft 
Portugals und das präferentielle Handelsabkom-
men Spaniens mit den EFTA-Staaten, aber auch für 
Präferenzen aufgrund besonderer Vereinbarungen, 
vornehmlich im Agrarbereich. Die Freihandelsab-
kommen und sonstigen präferentiellen Vereinba-
rungen EG/EFTA müssen an die Erweiterung der 
Gemeinschaft angepaßt werden. Dabei müssen ins-
besondere die im Beitrittsvertrag festgelegten 
Übergangsregelungen für den Zollabbau zwischen 
den neuen Mitgliedstaaten und der alten EG auf 
den Handel Spaniens und Portugals mit der EFTA 
übertragen werden. Zu prüfen ist auch, wie weit 
besondere Vereinbarungen für den Agrarhandel 
Spaniens und Portugals mit den EFTA-Staaten von 
der erweiterten Gemeinschaft übernommen werden 
können. Die Kommission hat vom Rat ein Verhand-
lungsmandat für die Anpassungsverhandlungen er-
beten. 

130. Im Berichtszeitraum hat eine Initiative der 
Schweiz zum Abschluß eines Parallelübereinkom-
mens zwischen den EG-Staaten und den Mitglied-
staaten der EFTA zum EWG-Gerichtsstands- und 
Vollstreckungsübereinkommen in der Fassung des 
Beitrittsübereinkommens vom 9. Oktober 1978 Kon-
turen angenommen. Interesse an einem solchen 
Übereinkommen haben neben der Schweiz die Län-
der Norwegen, Schweden und Finnland bekundet. 

Ziel des Übereinkommens ist es, die Regelungen 
des GVÜ, die in dessen Mitgliedstaaten zu einer 
erheblichen Vereinfachung des Rechtsverkehrs auf 
dem Gebiet des Zivil- und Handelsrechts geführt 
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haben, auf die genannten EFTA-Staten auszudeh-
nen. Dabei sollen die Regelungen des GVÜ sachlich 
unverändert übernommen bzw. Änderungen nur in-
soweit vorgenommen werden, als sie durch die Be-
sonderheiten des Rechts der Nicht-EG-Staaten ge-
boten sind. 

Nach mehreren Vorgesprächen, die während des 
Berichtszeitraums in einer Expertengruppe der EG-
Staaten stattgefunden haben, sollen im Oktober 
1985 die ersten Verhandlungen mit den genannten 
EFTA-Staaten geführt werden. 

III. Beziehungen zu den Mittelmeerländern 

131. Die Gemeinschaft der Zehn hat am 12. Juni 
1985 in Lissabon und Madrid die Verträge über den 
Beitritt des Königreichs Spanien und der Republik 
Portugal zur Europäischen Gemeinschaft unter-
zeichnet. Auswirkungen des Beitritts werden sich 
in erster Linie auf die traditionellen Agrarexporte 
der Mittelmeerländer ergeben, die allerdings da-
durch gemildert werden, daß die Beitrittsländer 
erst im Verlauf von langen Übergangsfristen (bis zu 
10 Jahren) in die Gemeinschaftspräferenz hinein-
wachsen. 

Die Kommission hat im Juli 1985 Vorschläge zur 
Anpassung der Assoziations- und Kooperationsab-
kommen im Handelsbereich im Anschluß an die 
Erweiterung vorgelegt. Sie bestätigt darin den 
Grundsatz des freien Zugangs zum EG-Markt im 
gewerblichen Bereich und schlägt für den Agrarbe-
reich ergänzende Maßnahmen der Gemeinschaft 
vor, die die Fortsetzung der traditionellen Exporte 
der Mittelmeer-Partnerländer in die EG auch nach 
dem Beitritt von Spanien und Portugal ermöglichen 
sollen. Vorschläge zur Stärkung und zum Ausbau 
der wirtschaftlichen und technischen Zusammenar-
beit (insbesondere auf den Gebieten der industriel-
len Zusammenarbeit, Ernährungssicherheit, Ent-
wicklung der Energiequellen, Ausbildung sowie 
Forschung und Technologie) werden von der Korn-
mission später unterbreitet. Angestrebt wird, die 
Verhandlungen über die Anpassung der Abkom-
men noch vor Jahresende 1985 zu führen, damit die 
Anpassungsprotokolle ab Anfang 1986, d. h. gleich-
zeitig mit der Erweiterung der Gemeinschaft, in 
Kraft treten können. 

132. Die Finanzprotokolle der EG mit den Mittel-
meerländern, die im Oktober 1986 auslaufen, sollen 
erneuert werden. 

Das erste Finanzprotokoll EG—Jugoslawien ist be-
reits am 30. Juni 1985 ausgelaufen. Die Kommission 
hat das Mandat erhalten, mit Jugoslawien ein zwei-
tes Finanzprotokoll auszuhandeln. Im Rahmen des-
sen sollen Jugoslawien 380 Mio. ECU 1) EIB-Darle-
hen (jedoch keine Haushaltsmittel) gewährt wer-
den. 

1) 1 ECU = 2,25 DM (Haushaltskurs 1985) 

IV. Beziehungen zu den AKP-Staaten 

133. Nach dem erfolgreichen Abschluß der Ver-
handlungen über ein drittes AKP-EWG-Abkommen 
und dessen Unterzeichnung am 8. Dezember 1984 in 
Lomé wurden Übergangsmaßnahmen beschlossen, 
die die Fortführung der bisherigen Zusammenar-
beit bis zum Inkrafttreten des neuen Abkommens 
gewährleisten. Das Abkommen ist am 30. April 1985 
von Angola als 66. AKP-Staat nachträglich unter-
zeichnet worden. Die Bundesregierung hat am 
7. August 1985 den Entwurf eines Zustimmungsge-
setzes zu dem Abkommen verabschiedet und an 
Bundesrat und Bundestag weitergeleitet. Es ist vor-
gesehen, die Ratifizierungsverfahren in den EG-
Mitgliedstaaten und den AKP-Staaten so rechtzei-
tig abzuschließen, daß das Abkommen nach Ablauf 
der Übergangsregelung am 1. März 1986 in Kraft 
treten kann. 

134. Die Jahrestagung des AKP-EWG-Ministerra-
tes fand am 21. Juni 1985 in Luxemburg statt. Sie 
stand im Zeichen des zehnjährigen Bestehens der 
AKP-EWG-Zusammenarbeit. Erstmalig waren als 
neue AKP-Staaten Mosambik und Angola vertre-
ten. Der Rat führte eine Aussprache über die wich-
tigsten Bereiche der Zusammenarbeit, z. B. Land-
wirtschaft (Maßnahmen gegen Hunger, Dürre und 
Wüstenbildung), Industrie, Handel sowie Stabilisie-
rung der Exporterlöse. Der gemäß Artikel 108 des 
2. Lomé-Abkommens eingesetzte Ausschuß, der 
Maßnahmen zur Verbeserung der finanziellen und 
technischen Zusammenarbeit zu prüfen hat, erhielt 
den Auftrag, seine Arbeiten bezüglich der Evalu-
ierung der Zusammenarbeit in wichtigen Sektoren 
zu einem baldigen Ergebnis zu führen. Der Mini-
sterrat behandelte ferner die Lage im südlichen 
Afrika; hierzu wurden von Vertretern der AKP-
Staaten und von der Gemeinschaft Erklärungen ab-
gegeben. 

V. Beziehungen zu anderen Drittstaaten 

USA 

135. Das auch für 1985 zu erwartende hohe Han-
delsbilanzdefizit von ca. 140 bis 150 Mrd. $ und der 
wachsende protektionistische Druck von Kongreß 
(zahlreiche Gesetzesinitiativen protektionistischer 
Prägung) und Wirtschaft haben die handelspoliti-
sche Diskussion in den USA verschärft und beunru-
higen die Partnerländer der Vereinigten Staaten. 
Der Präsident will seine grundsätzlich weltoffene 
Politik fortsetzen, allerdings auch die ihm zur Ver-
fügung stehenden handelspolitischen Instrumente 
energischer einsetzen. In diesem Sinne hat er sich 
gegen die Einführung von Bechränkungen für die 
Einfuhr von Schuhen ausgesprochen, was die Ge-
meinschaft begrüßt hat. Andererseits hat er Verfah-
ren gegen verschiedene Einfuhren angekündigt, bei 
denen aus seiner Sicht unfaire Handelspraktiken 
vorliegen. Bei Obstkonserven ist die Gemeinschaft 
betroffen. Kritisch beurteilt die Administration 
auch den Bereich Fernmeldewesen. 
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136. Im September 1985 sind die ersten Bespre-
chungen über die von den USA gewünschte Verlän-
gerung des Massenstahlabkommens angelaufen, 
nachdem über die Ausfuhr von Konsultationspro-
dukten nach den USA für die Zeit bis Ende 1985 
Einigung erzielt werden konnte. 

137. Im Agrarbereich wurden Beschlüsse über 
Maßnahmen und Gegenmaßnahmen auf beiden 
Seiten (US-Zollerhöhungen bei EG-Teigwaren und 
EG-Zollerhöhungen bei US-Zitronen und Walnüs-
sen) ausgesetzt mit dem Ziel, bis Ende Oktober 1985 
die damit zusammenhängenden strittigen Fragen 
zu lösen. Eine von der amerikanischen Regierung 
angekündigte aggressive Exportförderung, insbe-
sondere die Gewährung von Naturalzuschüssen aus 
staatlichen Lagerbeständen beim Agrarexport, hat 
zu ersten Abschlüssen im Getreidebereich geführt. 
Maßnahmen der US-Regierung zur Beschränkung 
der Einfuhr zuckerhaltiger Erzeugnisse, die auch 
die deutsche Süßwarenindustrie getroffen hätten, 
wurden wieder aufgehoben. 

138. Am 12. Juli 1985 ist der novellierte Export Ad-
ministration Act in Kraft getreten. Er ist differen-
zierter gestaltet als das alte Gesetz, sieht beschleu-
nigte Verfahren und einen verbesserten Bestands-
schutz von Altverträgen vor. Ferner schränkt das 
Gesetz die Befugnisse zur Verhängung von Kontrol-
len aus außenpolitischen Gründen ein, geht aber 
weiter vom extraterritorialen Anspruch amerikani-
schen Rechts aus. Die Verpflichtung des Präsiden-
ten zur Konsultation mit den Verbündeten ist er-
weitert worden. 

139. Die Bundesregierung hat sich innerhalb der 
Gemeinschaft wie auch im intensiven Gespräch mit 
den Vereinigten Staaten unverändert dafür einge-
setzt, den handelspolitischen Konfliktstoff im Ver-
hältnis zu den USA einzugrenzen und damit eine 
Belastung der politischen Beziehungen zu vermei-
den. Die von USA und EG angestrebte umfassende 
GATT-Runde, deren Vorbereitungsphase angelau-
fen ist, könnte mit der intensiven Erörterung han-
delspolitischer Probleme zur Entspannung beitra-
gen (s. auch Handelspolitik). 

Japan 

Die Beziehungen der EG zu Japan waren im Be-
richtszeitraum weiterhin von den Besorgnissen der 
Gemeinschaft über die Entwicklung des Handels 
geprägt. Die intensiven Bemühungen der Gemein-
schaft um Fortsetzung der japanischen Marktöff-
nungspolitik wurden aus diesem Grunde fortge-
führt und hatten auch einige Erfolge aufzuweisen. 

140. Am 9. April 1985 gab die japanische Regie-
rung das 7. Maßnahmenpaket bekannt, das wegen 
der stärker werdenden protektionistischen Tenden-
zen insbesondere in den USA — anders als die 
sechs vorherigen punktuell ansetzenden Pakete — 
eine mittelfristige Perspektivplanung (Drei-Jahres-
Aktionsprogramm) zur weiteren Öffnung des japa-
nischen Marktes enthält. Konkrete Maßnahmen  

wurden für den weiteren Verlauf des Jahres ange-
kündigt. Gleichzeitig forderte Premierminister Na-
kasone in einer im japanischen Fernsehen übertra-
genen Pressekonferenz die japanischen Verbrau-
cher und die Wirtschaftskreise auf, mehr Fertigwa-
ren zu importieren. 

141. Am 22. April 1985 richtet MITI-Minister Mu-
rata einen Appell an 60 repräsentative japanische 
Firmen, ihre Importe zu erhöhen. Nach einer Reihe 
von Hearings mit dem MITI (Ministry of Internatio-
nal Trade and Industry) haben diese Firmen inzwi-
schen mit z. T. konkreten Absichtserklärungen rea-
giert, die auf eine Erhöhung der von diesen Unter-
nehmen getätigten Importe um 5,5 v. H. = 5 Mrd. 
US$ im Haushaltsjahr 1985 gegenüber 1984 abzie-
len. 

142. Das 2. Treffen des EG-Japan-Ausschusses für 
Handelserweiterung (Trade Expansion Committee: 
TEC) fand am 30./31. Mai 1985 in Tokyo statt, ihm 
schloß sich eine weitere Konsultationsrunde auf ho-
her Ebene (Kommission und japanische Regie-
rungsvertreter) vom 3. bis 5. Juni 1985 an. Auf euro-
päischer Seite wurden beide Treffen dazu benutzt, 
die Bemühungen zu intensivieren, das Gewicht der 
Gemeinschaft verstärkt zur Geltung zu bringen und 
im Vergleich zu den USA einen angemessenen eu-
ropäischen Anteil an dem sich bisher weiterhin nur 
zögernd öffnenden japanischen Markt sicherzustel-
len. Es konnten zwar positive prozedurale Ansätze, 
aber noch keine substantiellen Fortschritte erzielt 
werden. (Japanische Seite wollte dem für Ende Juli 
1985 angekündigten Aktionsprogramm noch nicht 
vorgreifen!) 

143. Der Rat hat daraufhin am 18./19. Juni 1985 in 
Luxemburg in einer Erklärung zu den Beziehungen 
EG/Japan seine Besorgnis über die bisher nur sehr 
begrenzten Fortschritte bei der Öffnung des japani-
schen Marktes zum Ausdruck gebracht. Er hat zu-
gleich auf den Beschluß der Gemeinschaft verwie-
sen, früher eingeleitete GATT-Verfahren gegen Ja-
pan auszusetzen, solange die bilateralen Gespräche 
andauern und die japanischen Behörden ihre ge-
planten Marktöffnungsmaßnahmen durchführen. 
Die Gemeinschaft erwartet von der japanischen Re-
gierung, daß sie ihre verschiedenen handelspoliti-
schen Erklärungen der jüngsten Zeit, insbesondere 
die Erklärung vom 9. April 1985, schon bald in die 
Tat umsetze. Das (zum Zeitpunkt des o. a. Rats 
noch nicht veröffentlichte) Drei-Jahres-Aktionspro-
gramm sei nur dann glaubwürdig, wenn es eine klar 
nachprüfbare Verpflichtung zu einer nennenswer-
ten anhaltenden Steigerung der japanischen Ein-
fuhr von Fertigwaren und landwirtschaftlichen Ver-
arbeitungserzeugnissen umfasse. Entsprechende 
Bedeutung wäre auch der beabsichtigten Liberali-
sierung der japanischen Finanzmärkte und der 
Übernahme einer internationalen Rolle des Yen 
beizumessen. Der Rat hat in dieser Erklärung die 
Kommission gebeten, eine umfassende Übersicht 
über die Beziehungen zwischen der Gemeinschaft 
und Japan zusammen mit angemessenen Empfeh-
lungen für das weitere Vorgehen auszuarbeiten, auf 
deren Grundlage im Herbst 1985 beraten und ent-
schieden werden kann. 
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144. Auch der Europäische Rat hat sich auf seiner 
Tagung am 28./29. Juni 1985 in Mailand mit den 
Handelsbeziehungen zu Japan befaßt. Bei seinen 
Erörterungen ging er im besonderen auf die Verant-
wortung ein, die Japan zusammen mit seinen west-
lichen Partnern für die Erhaltung und Stärkung des 
multilateralen Handelssystems trägt. Der Europäi-
sche Rat schloß sich der vom Rat in Luxemburg an 
Japan gerichteten Erklärung an und forderte dar-
über hinaus die Kommission auf, dem japanischen 
Premierminister Nakasone bei seinem Europa-Be-
such Mitte Juli d. J. die europäischen Forderungen 
vorzutragen, was am 19. Juli 1985 in Brüssel gesche-
hen ist. 

145. Die japanische Regierung hat am 30. Juli 1985 
das dreijährige Aktionsprogramm veröffentlicht. In 
einem umfangreichen Dokument (127 Seiten) ver-
pflichtet sich die japanische Regierung, die Importe 
durch eine Verringerung von Interventionen und 
Handelshemmnissen sowie durch Zollsenkungen zu 
fördern. Die Zölle für 1853 Importgüter sollen ab 
April 1986 bzw. 1987 um 20 v. H., allerdings unter 
Schutzvorbehalt bei Schädigung heimischer Indu-
strien, weiter gesenkt werden. 

Standards, Zertifikat-Bestimmungen und Einfuhr-
verfahren sollen vereinfacht und transparenter 
werden. Bei öffentlichen Ausschreibungen sollen 
ferner künftig 61 statt bisher 45 Regierungsinstitu-
tionen und öffentliche Unternehmungen das Recht 
haben, ausländische Angebote zuzulassen. Dadurch 
sollen, so hofft die japanische Regierung, wesent-
lich mehr öffentliche Aufträge aus dem Ausland 
vergeben werden. 

Weitere Punkte des Aktionsprogramms befassen 
sich mit der Liberalisierung der Finanzmärkte, mit 
günstigeren Voraussetzungen für ausländische In-
vestitionen in Japan und mit Erleichterungen im 
Dienstleistungsverkehr. 

Zahlreiche Politiker und Wirtschaftsexperten der 
Europäischen Gemeinschaft, aus den USA und vie-
len anderen Ländern, erkennen den politischen Wil-
len, der hinter den japanischen Bemühungen steht, 
die Internationalisierung Japans ein deutliches 
Stück voranzutreiben, an. Sie haben allerdings auch 
bereits zu verstehen gegeben, daß auch die jüngsten 
japanischen Marktöffnungsmaßnahmen zahlreiche 
Wünsche offen lassen und längst nicht durchgrei-
fend genug seien, um das bestehende Handelsbi-
lanzungleichgewicht entscheidend abzubauen. 

Lateinamerika 

146. Im Mittelpunkt der Beziehungen der Gemein-
schaft zu Lateinamerika stand die Vorbereitung für 
ein Kooperationsabkommen mit Zentralamerika. 
Am 22. Juli 1985 erteilte der Rat der Kommission 
ein Verhandlungsmandat zur Aushandlung eines 
regionalen Abkommens mit dem Zentralamerikani-
schen Wirtschaftsrat und seinen Mitgliedstaaten 
sowie Panama, das die handelspolitische, wirt-
schaftliche und entwicklungspolitische Zusammen-
arbeit umfaßt. Es ist beabsichtigt, die Verhandlun-

gen bis zum vorgesehenen 2. Außenministertreffen 
im November 1985 abzuschließen. 

147. Im Rahmen des Abkommens mit dem Anden-
pakt fanden in verschiedenen europäischen Städten 
Investitionsseminare statt, obwohl das Abkommen 
durch die noch fehlende Ratifizierung in einigen 
Mitgliedstaaten des Andenpakts noch nicht in Kraft 
getreten ist. 

Pakistan 

148. Am 23. Juli 1985 ist in Brüssel ein Abkommen 
über handelspolitische, wirtschaftliche und ent-
wicklungspolitische Zusammenarbeit von der Euro-
päischen Gemeinschaft und der Islamischen Repu-
blik Pakistan unterzeichnet worden. Dieses Abkom-
men ersetzt das Abkommen über handelspolitische 
Zusammenarbeit von 1976. Es stellt die Zusammen-
arbeit auf eine breitere Basis, die über den rein 
handelspolitischen Bereich hinausgeht und sich 
auch auf die wirtschaftliche und entwicklungspoliti-
sche Zusammenarbeit erstreckt. Besonderes Ge-
wicht wird dabei auf die Förderung der Zusammen-
arbeit zwischen den Unternehmen der beiden Par-
teien gelegt. 

Golfkooperationsrat (GCC) 

149. Der Gedankenaustausch mit den im Golfko-
operationsrat zusammengeschlossenen arabischen 
Golfstaaten über eine engere Zusammenarbeit 
wurde fortgesetzt. GCC-Generalsekretär Bishara 
führte in Mai und Juni in Brüssel und in Mitglied-
staaten, EG-Kommissar Cheysson im September in 
Saudi-Arabien hierüber exploratorische Gespräche. 

Am 22. Juli 1985 sprach sich der Rat für ein vom 
GCC vorgeschlagenes Ministertreffen im Herbst 
d. J. aus, auf dem die verschiedenen Bereiche der 
zukünftigen Zusammenarbeit beraten und abge-
grenzt werden sollen. Für die GCC-Staaten steht 
nach wie vor der Wunsch nach präferentiellem Zu-
gang ihrer Raffinerie- und Petrochemieprodukte 
zum gemeinsamen Markt im Vordergrund, den die 
Gemeinschaft bislang nur im Rahmen der Allge-
meinen Zollpräferenzen für Entwicklungsländer zu-
gesteht. 

Europäisch-Arabischer Dialog (EAD) 

150. Die für die 2. Jahreshälfte 1985 erwartete Ta-
gung der Allgemeinen Kommission, die weiterfüh-
rende Beschlüsse treffen soll, ist bislang noch nicht 
terminiert. Einzelne EAD-Arbeitsgruppen haben 
derweil ihre Arbeiten fortgesetzt. Die gemeinsamen 
Kommentare zu Allgemeinen Vertragsbedingungen 
wurden inzwischen in englischer Fassung veröf-
fentlicht. Ferner wurde der Entwurf einer Studie 
für ein Technologietransferzentrum erarbeitet. Die 
Verhandlungen über eine europäisch-arabische In-
vestitionsschutzkonvention dauern an. 

 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 
	Drucksache 10/4374 

VR China 

151. Am 21. Mai 1985 wurde in Brüssel ein Abkom-
men über die handelspolitische und wirtschaftliche 
Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Ge-
meinschaft und der Volksrepublik China unter-
zeichnet, das am 1. Oktober 1985 in Kraft getreten 
ist. Es löst das Handelsabkommen vom 3. April 1978 
ab. Das neue Abkommen, das eine Laufzeit von fünf 
Jahren hat, dokumentiert den guten Stand der wirt-
schaftlichen Beziehungen zwischen der Gemein-
schaft sowie den EG-Mitgliedsländern und der 
Volksrepublik China, die über den bloßen Handels-
austausch hinaus zusehends auch Formen der un-
ternehmerischen Kooperation annehmen. 

VI. Gemeinschaftliche Entwicklungspolitik 

(Siehe auch Beziehungen zu den Mittelmeerlän-
dern, AKP-Staaten, Lateinamerika, Pakistan, VR 
China.) 

152. Der Rat befaßte sich am 23. Mai 1985 einge-
hend mit den Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Hungersnot in Afrika. Er stellte fest, daß aufgrund 
der außergewöhnlichen Anstrengungen der Ge-
meinschaft und ihrer Mitgliedstaaten im Anschluß 
an den vom Europäischen Rat im Dezember 1984 in 
Dublin festgelegten Plan die Hilfezusagen den bis 
zum Erntejahr 1985 geschätzten Gesamtbedarf an 
Nahrungsmitteln erreicht oder sogar überschritten 
hatten. 40 v. H. der Soforthilfe, die in Dublin für die 
am meisten betroffenen Länder beschlossen wurde, 
war bereits bei den Empfängern an Ort und Stelle 
angekommen, und 25 v. H. befanden sich auf dem 
Weg dorthin. 

Der Rat begrüßte es, daß das Verfahren zur Bereit-
stellung der Nahrungsmittel-Soforthilfen beschleu-
nigt werden konnte und daß eine Arbeitsgruppe der 
Kommission weitere Verbesserungsmöglichkeiten 
auf diesem Gebiet prüft. Der Rat wies darauf hin, 
daß bei der Entladung, Beförderung und Verteilung 
innerhalb der betroffenen Länder noch weitere Ver-
besserungen erforderlich sind. Die 1984 institutio-
nalisierte Koordinierung zwischen der Kommission 
und den Mitgliedstaaten konzentrierte sich im Be-
richtszeitraum deshalb auf die Lösung der Trans-
port- und Verteilungsprobleme. Im Rahmen des 
Plans von Dublin hat die EG deshalb auch 19,05 
Mio. ECU 1) für ein Transport-Sonderprogramm be-
reitgestellt, aus dem u. a. die im Juli 1985 eingerich-
tete Gemeinschaftsluftbrücke zum Transport von 
Hilfsgütern im Sudan organisiert wurde, an der 
sich neben Bundeswehrmaschinen auch die Luft-
waffe aus Belgien, Dänemark, Großbritannien so-
wie zivile Maschinen beteiligen, die von Frankreich, 
Australien und den USA gechartert wurden. Der 
Rat verständigte sich außerdem auf eine Sondersit-
zung des Ausschusses für den Europäischen Ent-
wicklungsfonds am 31. Mai 1985, der die Unterstüt-
zung der Eisenbahn im Sudan durch die Lieferung 
von speziellen Ganzzügen für die Beförderung der 
Hilfsgüter nach dem Westsudan beschloß. 

1) 1 ECU = 2,25 DM (Haushaltskurs 1985) 

Der Rat betonte außerdem, daß die mittel- und lang-
fristigen Maßnahmen, insbesondere im Rahmen 
des 3. Lomé-Abkommens, eine Hungersnot künftig 
möglichst verhindern sollen. Die Nahrungsmittel-
hilfe der Gemeinschaft sowie — im größtmöglichen 
Maße — die Soforthilfe müssen sich mehr und 
mehr in die Ernährungsstrategien und -politiken 
der Empfängerländer und somit in ihre Entwick-
lungspolitiken einfügen. Strukturmaßnahmen, ins-
besondere zur Bekämpfung der Wüstenbildung so-
wie zur Wiederherstellung und Stärkung des land-
wirtschaftlichen Potentials, sind zur langfristigen 
Ernährungssicherung dringend erforderlich. Der 
Rat sprach sich nachdrücklich dafür aus, daß die 
Verwendung der insbesondere im Rahmen des 
neuen Abkommens von Lomé verfügbaren Mittel 
auf nationaler und regionaler Ebene so geplant 
wird, daß unter Berücksichtigung der auch aus den 
Mitgliedstaaten und anderen Quellen fließenden 
Hilfe die kritische Masse erreicht wird, die für eine 
wirksame Bekämpfung des Hungers in Afrika un-
erläßlich ist. 

153. Der Europäische Rat in Mailand am 28./ 
29. Juni 1985 hat sich für die Einführung einer koor-
dinierten kurz- und langfristig angelegten Gesamt-
strategie zur Bekämpfung der Dürre ausgespro-
chen. 

154. Neben der Soforthilfe für Afrika wurden im 
Rahmen des regulären Nahrungsmittelhilfe-Pro-
gramms bis Ende September 1985 bei Getreide 
mehr als 60 v. H. und bei Milchpulver fast 70 v. H. 
zugeteilt. Außerdem erhielt Honduras in Anwen-
dung der 1984 verabschiedeten Verordnung über 
Maßnahmen zur Ablösung der Nahrungsmittelhilfe 
anstelle einer Getreidelieferung Düngemittel und 
Pestizide zur Förderung der eigenen Mais- und 
Bohnenerzeugung. 

155. Der Rat billigte am 23. Mai 1985 Schlußfolge-
rungen zu der von der Kommission vorgelegten ver-
gleichenden Studie über Kosten und Nutzen der 
verschiedenen von der Gemeinschaft als Nahrungs-
mittelhilfe bereitgestellten Erzeugnisse. Danach 
konnte zwischen den einzelnen Erzeugnissen 
durchweg kein bedeutender Unterschied festge-
stellt werden; lediglich Butteroil, soweit es unmittel-
bar zum Kochen verwendet wird, scheint in der Ko-
sten/Nutzen-Relation hinter die übrigen Erzeug-
nisse insgesamt zurückzufallen. Entsprechend dem 
Wunsch des Rates äußert die Kommission die Ab-
sicht, künftig bei der Vorlage ihrer jährlichen Haus-
haltsvoranschläge Angaben zu den jeweiligen wirt-
schaftlichen Kosten der verschiedenen Erzeugnisse 
zu machen. 

156. Im Anschluß an seinen Beschluß vom Juni 
1984 zur Verbesserung der Koordinierung der Poli-
tiken und Aktionen im Rahmen der Entwicklungs-
zusammenarbeit innerhalb der Gemeinschaft gab 
der Rat am 23. Mai 1985 sein Einverständnis zu dem 
Gliederungsschema für die gemeinsamen regelmä-
ßigen Berichte der Vertreter der Mitgliedstaaten 
und der Kommission vor Ort in den Ländern, die 
Gemeinschaftshilfe erhalten. Damit wurde ein wei-
terer praktischer Schritt zur Umsetzung der Ent-
schließung vom Juni 1984 getan. 

 







 


